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A Problem 
 
Aufgrund der Föderalismusreform ist die Gesetzgebungskompetenz für den Justizvollzug zum 
1. September 2006 auf die Länder übergegangen. In der Folgezeit sind nach und nach sämt-
liche Bereiche des Justizvollzuges durch besondere Landesjustizvollzugsgesetze geregelt 
worden und diese neuen Bestimmungen haben mit wenigen Ausnahmen die teilweise bereits 
jahrzehntealten bundesrechtlichen Vorschriften abgelöst. Kernstück ist das 2015 in Kraft ge-
tretene nordrhein-westfälische Strafvollzugsgesetz, welches den Vollzug der Freiheitsstrafe 
regelt. Aber auch der Vollzug der Sicherungsverwahrung, der Untersuchungshaft, der Jugend-
strafe und des Jugendarrestes ist durch spezielle Landesgesetze ausgestaltet. Mit dem im 
Herbst 2018 in Kraft getretenen Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen ist 
schließlich der vollzugliche Datenschutz vereinheitlicht worden.  
 
Abgesehen vom nordrhein-westfälischen Justizvollzugsdatenschutzgesetz sind die Landes-
justizvollzugsgesetze zwischenzeitlich alle evaluiert worden. Dabei wurde die dauerhafte Er-
forderlichkeit dieser Gesetze festgestellt. Die Gesetze haben sich dem Grunde nach bewährt, 
die bisherigen Erfahrungen gerade im praktischen Umgang mit den Rechtsnormen haben aber 
einen punktuellen Änderungsbedarf aufgezeigt.  
 
Weitere Anpassungen der Landesjustizvollzugsgesetze sind durch die bisher schon gewon-
nenen Erkenntnisse des Projektes „Evaluation im Strafvollzug (EVALiS)“ veranlasst. Mit der 
Evaluation im Strafvollzug werden erstmals in Nordrhein-Westfalen – auf wissenschaftlicher 
Grundlage und Maßstäbe setzend – in allen Justizvollzugsanstalten Daten erhoben, die es 
ermöglichen sollen, die Effektivität vollzuglicher Behandlungsmaßnahmen zu messen und 
dadurch den Justizvollzug in Nordrhein-Westfalen zukünftig deutlich besser zu steuern. Es 
wird ermittelt, welche vollzugliche Behandlungsmaßnahme welchen Erfolg im Hinblick auf die 
Resozialisierung verspricht. Nach einer Bestandsaufnahme der Behandlungs- und Eingliede-
rungsmaßnahmen in allen Justizvollzugsanstalten des Landes hat eine erste Strukturanalyse 
des Maßnahmenangebots unter anderem ergeben, dass der Justizvollzug viele Behandlungs-
angebote zur Verfügung stellt, die Gefangenen aber nicht immer die Maßnahme erhalten, die 
zur Bearbeitung der bei ihnen vorhandenen Defizite erforderlich ist und zugleich aufgrund ihrer 
vollzuglichen Situation auch umgesetzt werden kann.  
 
Schließlich ist es erforderlich, besondere Vorschriften für den Vollzug des Strafarrestes einzu-
führen, da der Bund die diesbezügliche Gesetzgebungskompetenz nunmehr ausdrücklich bei 
den Ländern angesiedelt sieht. 
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B Lösung  
 
Mit dem vorliegenden Gesetz zur Novellierung der nordrhein-westfälischen Landesjustizvoll-
zugsgesetze wird den Erkenntnissen aus den Evaluationen, insbesondere dem praktischen 
Umgang mit den Vollzugsvorschriften, im Lichte der aktuellen Reformbestrebungen in Nord-
rhein-Westfalen Rechnung getragen. Hierzu zählen insbesondere für das Strafvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen die Stärkung sowohl der Sicherheit im Justizvollzug als auch des Be-
handlungsvollzuges, die Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestaltung, die Vereinheitli-
chung der Regelungen zur Beschäftigung der Gefangenen sowie die Aufnahme von Regelun-
gen zum Strafarrest. Diese Anpassungen werden im Gleichklang mit dem Strafvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen, soweit erforderlich, auch in den weiteren Landesjustizvollzugsgesetzen 
umgesetzt.  
 
Im Zentrum des Gesetzes stehen zudem die Erkenntnisse, die im Rahmen des Projektes „Eva-
luation im Strafvollzug (EVALiS)“ bereits gewonnen werden konnten. Für die Entscheidung, 
auf welche Art und Weise Gefangene behandelt werden, ist eine noch deutlich tiefere Analyse 
des einzelnen Behandlungsbedarfs notwendig. Denn für die Entscheidung, ob Gefangene Zu-
gang zu einer bestimmten Maßnahme erhalten, ist eine individuelle Prüfung ihrer Eignung, 
ihres Bedarfs und ihres Rückfallrisikos erforderlich. Um eine individuell passende Behandlung 
zu ermöglichen, ist daher stärker in den Blick zu nehmen, welche Behandlungs- und Einglie-
derungsmaßnahmen vielleicht nicht in der aufnehmenden Anstalt, aber in einer anderen An-
stalt im Land angeboten werden. Es ist zu prüfen, ob in Abweichung vom Vollstreckungsplan 
eine Verlegung in eine Justizvollzugsanstalt erforderlich ist, die ein für die konkreten Gefange-
nen passendes Maßnahmenangebot aufweist. Zu diesem Zweck wird § 9 StVollzG NRW um 
einen neuen Absatz 4 erweitert, der bestimmt, dass sich die Behandlungsuntersuchung auch 
auf die Umstände erstreckt, deren Kenntnis für die Feststellung notwendig ist, ob die Behand-
lung während des Vollzuges oder die Eingliederung nach der Entlassung durch Angebote, die 
nur in anderen, auch für den Vollzug der Freiheitsstrafe zuständigen Anstalten vorgehalten 
werden, besser gefördert werden kann. Dem Ziel, den Behandlungsvollzug durch eine landes-
einheitlich strukturierte, behandlungsorientierte Verteilung der Gefangenen zu stärken, tragen 
auch die Änderungen in § 93 Absatz 2 StVollzG NRW Rechnung. Schließlich ist in diesem 
Kontext auch die Streichung des überholten zwingenden Zustimmungserfordernisses in § 12 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 StVollzG NRW zu sehen, wodurch im Übrigen ein Gleichklang 
mit § 14 JStVollzG NRW und § 55 Absatz 3 SVVollzG NRW hergestellt wird, die schon bisher 
kein solches Erfordernis vorsahen. Mit der Streichung des Zustimmungserfordernisses ist die 
Erwartung verbunden, dass auch Gefangene mit dem offenen Vollzug in Berührung kommen 
und diesen schätzen lernen, die diesen bislang – aus Unsicherheit oder Angst vor Verände-
rung – abgelehnt hätten. Zugleich bleibt sichergestellt, dass nur diejenigen Gefangenen im 
offenen Vollzug untergebracht sind, bei denen dies verantwortet werden kann, sie namentlich 
den besonderen Anforderungen des offenen Vollzuges genügen und nicht zu befürchten ist, 
dass sie sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die besonderen Verhältnisse des 
offenen Vollzuges zur Begehung von Straftaten missbrauchen werden. 
 
In das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen werden zudem Regelungen zum Strafarrest 
aufgenommen, die sich im Wesentlichen an den Bundesvorschriften orientieren. 
 
Ferner werden für weitere einzelne Vollzugsformen spezielle Änderungen vorgenommen: Bei-
spielsweise wird die besondere Bedeutung der Nachsorge im Bereich des Jugendarrestvoll-
zuges gesetzlich verankert, im Bereich der Untersuchungshaft werden die Neuerungen durch 
das Bundesgesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafver-
fahren vom 9. Dezember 2019 berücksichtigt und im Datenschutzrecht wird die Position der 
bzw. des Beauftragten für den Opferschutz gestärkt sowie neuen technischen Entwicklungen 
mit datenschutzrechtlichem Bezug Rechnung getragen. 
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C Alternativen  
 
Keine. 
 
D Kosten 
 
Durch die im Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vorgesehenen Änderungen in Bezug 
auf die Möglichkeit der Behandlungsuntersuchung und der Erstellung von Vollzugsplänen bei 
Gefangenen, die nur eine kurze Freiheitsstrafe verbüßen, ist ein Personalmehraufwand im 
Umfang von insgesamt 13 Planstellen des Sozialdienstes anzunehmen. Auf der Grundlage 
des Personalkostendurchschnittssatzes ergeben sich Personalmehrkosten in Höhe von rd. 
482.700,- Euro jährlich. 
 
Für die im Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vorgesehene Änderung der Vorschrift 
über das Einweisungsverfahren ist ein Personalmehraufwand im Umfang von 2 Planstellen 
des psychologischen Dienstes zu erwarten. Auf der Grundlage des Personalkostendurch-
schnittssatzes ergeben sich Personalmehrkosten in Höhe von rd. 124.500,- Euro jährlich. 
 
Mit der Neufassung der Regelung zur Beschäftigung, Pflicht zur Ausübung einer zugewiese-
nen Beschäftigung soll eine Erhöhung der Beschäftigungsquote um mindestens 2 Prozent er-
reicht werden. Für die Umsetzung der Beschäftigungserhöhung werden Mehrkosten beim Ar-
beitsentgelt der Gefangenen in Höhe von insgesamt rund 308.800,- Euro und laufende jährli-
che Kosten in Höhe von rund 115.000,- Euro bei der Arbeitslosenversicherung der Gefange-
nen prognostiziert. Denen stehen jedoch Einsparungen im Betrag von rund 86.000,- Euro aus 
nicht in Anspruch genommenem Taschengeld entgegen. Zudem sind Mindereinnahmen beim 
Arbeitnehmeranteil zur Arbeitslosenversicherung der Gefangenen in Höhe von rund 5.000,- 
Euro zu erwarten. 
 
Die vorgesehene Änderung der Vorschrift über die Anerkennung von Arbeit und Bildung von 
Gefangenen, die zur weiteren Vollziehung ihrer Haftstrafe ins Ausland überstellt werden, ohne 
entlassen zu werden, führt durch den Wegfall der Kosten für Übersetzungen der Entlassungs-
unterlagen zu Einsparungen in Höhe von rund 22.000,- Euro jährlich.  
 
Die Neuregelung, wonach Gefangene, wenn sie während der Zeit der Beschäftigung an psy-
chiatrischen, psychotherapeutischen oder sozialtherapeutischen Behandlungsmaßnahmen  
oder anderen Einzel- oder Gruppenbehandlungsmaßnahmen entsprechend § 10 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 2 des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
teilnehmen, für die Dauer des Ausfalls der Beschäftigung eine (Ausgleichs-) Entschädigung in 
Höhe des ihnen dadurch entgehenden Arbeitsentgelts oder der ihnen dadurch entgehenden 
Ausbildungsbeihilfe erhalten, führt zu keinen Mehrbelastungen des Landeshaushalts. Die Aus-
gleichsentschädigung ersetzt unter den genannten Voraussetzungen die bisher geleistete Ver-
gütung und ist daher kostenneutral.   
 
Ob die Möglichkeit der kindgerechten Ausgestaltung der Besuchsräume und Wartebereiche 
zu höheren Personal- und Sachmittelmehrkosten führt, ist derzeit noch nicht abschätzbar. Im 
Hinblick darauf, dass in vielen Justizvollzugsanstalten diese Regelung bereits umgesetzt wor-
den ist, sind allenfalls geringe Mehrkosten zu erwarten, die aus dem im Justizvollzugskapitel 
jährlich zur Verfügung stehenden Mittelkontingent gedeckt werden sollen. 
 
Die vorgesehene Änderung der Vorschrift im Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen über Erkennungsdienstliche Maßnahmen und das Identitätsfeststellungsverfahren 
erfordert die Anpassung des Workflows. Hierfür ist voraussichtlich ein Betrag von rund 5.900,- 
Euro ab 2022 zu veranschlagen. 
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Hinsichtlich der Neuregelung über erforderliche Maßnahmen zur Detektion von unbemannten 
Luftfahrtsystemen und Flugmodellen sind Mehrkosten für notwendige Umsetzungsmaßnah-
men nicht auszuschließen; ihre Höhe kann derzeit nicht abgeschätzt werden. 
 
Für das neu gefasste Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen und das neu gefasste 
Jugendarrestvollzugsgesetz sind keine Mehrkosten zu erwarten. 
 
Die Entscheidung über die Ausgaben und deren Finanzierung bleibt dem künftigen Haushalts-
aufstellungsverfahren vorbehalten. Vorfestlegungen wurden nicht getroffen. 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium der Justiz. Beteiligt sind das Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration, das Ministerium der Finanzen, das Ministerium des Innern, das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie das Ministerium für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine. 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Das Gesetz wirkt sich geschlechterneutral aus. 
 
I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (im Sinne der Nachhaltigkeitsstra-

tegie NRW) 
 
Gesichtspunkte der Nachhaltigkeit sind nicht berührt. 
 
 
J Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen („Disability Mainstreaming“) 
 
Keine. 
 
 
K Befristung 
 
Das Gesetz enthält keine Befristung für die von den Änderungen betroffenen Vollzugsgesetze. 
Das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen sah eine Befristung in Form einer Be-
richtspflicht zum Ablauf des Jahres 2012 und das Untersuchungshaftvollzugsgesetz zum Ab-
lauf des Jahres 2015 vor. Hierbei ist jeweils die dauerhafte Notwendigkeit der Gesetze festge-
stellt worden. Die im Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen, im Jugendarrestvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen, im Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen derzeit 
noch vorhandenen Befristungen in Form von regelmäßigen Berichtspflichten sollen entfallen, 
weil es sich bei den Vorschriften um Fundamentalrecht handelt und im Rahmen der bereits 
erfolgten Evaluationen ihre dauerhafte Notwendigkeit festgestellt worden ist. Die im 
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Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen vorhandene Befristung in Form einer 
Berichtspflicht bleibt bestehen.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen 

 
Gesetz zur Novellierung der nordrhein-
westfälischen Landesjustizvollzugsge-

setze 
 

  

Artikel 1 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 

  
Gesetz zur Regelung des Vollzuges der 
Freiheitsstrafe in Nordrhein-Westfalen 
(Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-

len - StVollzG NRW) 
Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 339) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) Die Angabe zu § 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 1 Ziel und Aufgabe des Vollzu-
ges“. 

 
 

 Inhaltsübersicht 
 
 

Abschnitt 1 
Grundsätze 

 
§ 1 Ziel des Vollzuges 
 
§ 2 Grundsätze der Vollzugsgestaltung 
 
§ 3 Behandlungsvollzug 
 
§ 4 Mitwirkung und Motivierung, soziale 

Hilfe 
 
§ 5 Einbeziehung Dritter 
 
§ 6 Sicherheit 
 
§ 7 Opferbezogene Gestaltung 
 

b) Die Angabe zu § 29 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 29 Beschäftigung, Pflicht zur 
Ausübung einer zugewiesenen Be-
schäftigung“. 

 
 

 Abschnitt 5 
Beschäftigung, Vergütung 

 
§ 29 Beschäftigung, Arbeitspflicht 
 
 
§ 30 Schulische und berufliche Bildung 
 
§ 31 Freies Beschäftigungsverhältnis, 

Selbstbeschäftigung 
 
§ 32 Vergütung 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

8 

§ 33 Freistellung 
 
§ 34 Anerkennung von Arbeit und Bildung, 

Ausgleichsentschädigung 
 
c) Die Angabe zu § 50 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 50 Freizeit“. 
 
 

  
Abschnitt 9 

Freizeit 
 
§ 50 Gestaltung der Freizeit 
 
§ 51 Hörfunk und Fernsehen 
 
§ 52 Gegenstände zur Freizeitgestaltung, 

Zeitungen und Zeitschriften 
 

d) Die Abgaben zu Abschnitt 22 und 
den §§ 108 bis 112 werden durch 
die folgenden Angaben ersetzt: 

 
„Abschnitt 22 

Strafarrest 
 
 

§ 108 Grundsatz für den Vollzug 
des Strafarrestes 

 
§ 109 Besondere Bestimmungen 

für den Vollzug des Strafar-
restes 

 
Abschnitt 23 

Kriminologischer Dienst, 
Schlussbestimmungen 

 
§ 110 Kriminologischer Dienst  
 
§ 111 Einschränkung von Grund-

rechten  
 
§ 112 Ersetzung und Fortgeltung 

von Bundesrecht  
 
§ 113 Übergangsvorschrift  
 
§ 114 Inkrafttreten“. 

 

  
 
 
 

Abschnitt 22 
Kriminologischer Dienst, Schlussbestim-

mungen 
 
§ 108 Kriminologischer Dienst 
 
§ 109 Einschränkung von Grundrechten 
 
§ 110 Ersetzung und Fortgeltung von Bun-

desrecht 
 
§ 111 Übergangsvorschrift 
 
§ 112 Inkrafttreten, Berichtspflicht 
 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden nach dem 
Wort „Ziel“ die Wörter „und Auf-
gabe“ eingefügt. 

 
 

  
 

§ 1 
Ziel des Vollzuges 

 
Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient dem 
Ziel, Gefangene zu befähigen, künftig in 
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sozialer Verantwortung ein Leben ohne 
Straftaten zu führen. 
 

b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Der Vollzug der Freiheitsstrafe hat 
darüber hinaus die Aufgabe, die All-
gemeinheit vor weiteren Straftaten 
zu schützen.“ 

 

  

3. In § 2 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „Behinderung“ das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt und nach dem 
Wort „Identität“ werden die Wörter „so-
wie die familiären und sozialen Bezie-
hungen“ eingefügt.  

 

 § 2 
Grundsätze der Vollzugsgestaltung 

 
(1) Das Leben im Vollzug ist den allgemei-
nen Lebensverhältnissen soweit wie möglich 
anzugleichen. Der Vollzug ist von Beginn an 
darauf auszurichten, die Gefangenen zu be-
fähigen, sich nach der Entlassung in das Le-
ben in Freiheit einzugliedern. Fähigkeiten 
der Gefangenen, die sie für ein selbstbe-
stimmtes Leben in Freiheit und sozialer Ver-
antwortung benötigen, sind zu stärken. 
Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges 
ist entgegenzuwirken. 
 
(2) Die Persönlichkeit und die Würde der Ge-
fangenen sind zu achten. Die unterschiedli-
chen Lebenslagen und Bedürfnisse der Ge-
fangenen, insbesondere im Hinblick auf Ge-
schlecht, Alter, Zuwanderungshintergrund, 
Religion, Behinderung und sexuelle Identität, 
werden bei der Gestaltung des Vollzuges in 
angemessenem Umfang berücksichtigt. 
 
(3) Alle im Vollzug Tätigen arbeiten zusam-
men und wirken mit, das Ziel des Vollzuges 
zu erreichen. 
 
(4) Gefangene unterliegen den in diesem 
Gesetz vorgesehenen Beschränkungen ih-
rer Freiheit. Soweit das Gesetz eine beson-
dere Regelung nicht enthält, können ihnen 
Beschränkungen auferlegt werden, die zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur 
Abwendung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Ordnung der Anstalt erforderlich 
sind. 
 
(5) Von mehreren gleich geeigneten Maß-
nahmen ist diejenige zu wählen, die die Ge-
fangenen voraussichtlich am wenigsten be-
einträchtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu ei-
nem Nachteil führen, der zu dem 
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angestrebten Erfolg erkennbar außer Ver-
hältnis steht. Sie ist nur so lange zulässig, bis 
ihr Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht 
werden kann. 
 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 
 
 
b) Die Absätze 2 bis 5 werden die Ab-

sätze 1 bis 4. 
 
 

 § 6 
Sicherheit 

 
(1) Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient auch 
dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 
Straftaten. 
 
(2) Die Sicherheit der Bevölkerung, der Be-
diensteten und der übrigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie der Gefangenen wird 
erreicht durch 
 
1. baulich-technische Vorkehrungen, 
 
2. organisatorische Regelungen und deren 

Umsetzung und 
 
3. soziale und behandlungsfördernde 

Strukturen. 
 
(3) Die Sicherheitsstandards haben sich an 
den jeweiligen Aufgaben der Anstalten und 
den zu bewältigenden Gefahren zu orientie-
ren. Der innere Aufbau der Anstalten soll 
eine Binnendifferenzierung ermöglichen. Bei 
der Festlegung der Sicherheitsstandards 
sind auch die besonderen Belange weibli-
cher und lebensälterer Gefangener sowie 
Gefangener mit Behinderungen einzubezie-
hen. 
 
(4) Anstalten des offenen Vollzuges sehen 
keine oder nur verminderte Vorkehrungen 
gegen Entweichungen vor. 
 
(5) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein 
gewaltfreies Klima fördern und die Gefange-
nen vor Übergriffen Mitgefangener schützen. 
Ihre Fähigkeit zu gewaltfreier Konfliktlösung 
sowie zu einvernehmlicher Streitbeilegung 
ist zu entwickeln und zu stärken. 
 

 
 
 
 
 
 

 § 8 
Aufnahme 

 
(1) Mit neu aufgenommenen Gefangenen ist 
möglichst am Tag der Aufnahme ein Zu-
gangsgespräch zu führen, in dem sie über 
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5. § 8 Absatz 2 Satz 2 wird folgt gefasst: 
 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die 
betroffenen Gefangenen einwilligen und 
die Anwesenheit anderer Gefangener 
unbedingt erforderlich ist.“ 

 
 

ihre Rechte und Pflichten unterrichtet wer-
den und ihre aktuelle Lebenssituation erör-
tert wird. Soweit Maßnahmen keinen Auf-
schub dulden, sind die Gefangenen bei ihrer 
Erledigung zu unterstützen. Ihnen sind die 
Hausordnung sowie ein Exemplar dieses 
Gesetzes zugänglich zu machen. Gefan-
gene werden alsbald ärztlich untersucht. 
 
(2) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Unter-
suchung und dem Zugangsgespräch dürfen 
andere Gefangene nicht zugegen sein. Aus-
nahmen bedürfen der Einwilligung der be-
troffenen Gefangenen. 
 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Bei einer Vollzugsdauer von unter 
einem Jahr kann die Behandlungs-
untersuchung auf die Umstände be-
schränkt werden, deren Kenntnis 
für angemessene Maßnahmen in 
der verbleibenden Haftzeit und für 
die Entlassungs- und 

 § 9 
Behandlungsuntersuchung 

 
(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich 
zur Vorbereitung der Vollzugsplanung die 
Behandlungsuntersuchung an. Die Diagnos-
tik dient der Feststellung der Umstände, de-
ren Kenntnis für eine planvolle und wirksame 
Behandlung und Förderung der Gefangenen 
im Vollzug und für die Eingliederung nach 
der Entlassung notwendig ist. Die Diagnostik 
erstreckt sich insbesondere auf die Persön-
lichkeit und die Lebensverhältnisse der Ge-
fangenen, die Ursachen und Umstände der 
zu der Inhaftierung führenden Straftaten, die 
Lebenssituation bei der Entlassung und die 
Eignung für die Unterbringung in einer sozi-
altherapeutischen Einrichtung. Die Fähigkei-
ten und Interessen der Gefangenen sowie 
weitere Umstände, deren Stärkung zu einer 
Lebensführung ohne Straftaten beitragen 
kann, sollen ermittelt werden. Erkenntnisse 
aus dem Vollzug vorangegangener Frei-
heitsentziehungen sowie Erkenntnisse des 
ambulanten Sozialen Dienstes der Justiz 
sind nach Möglichkeit einzubeziehen. 
 
(2) Art und Umfang der Behandlungsunter-
suchung richten sich nach der voraussichtli-
chen Dauer der Freiheitsentziehung. Bei ei-
ner Vollzugsdauer von unter einem Jahr 
kann eine Kurzdiagnostik, auch im Wege 
standardisierter Verfahren, erfolgen. 
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Eingliederungsphase erforderlich 
sind (Kurzdiagnostik).“ 

 
 
 
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

 
„(4) Die Behandlungsuntersuchung 
erstreckt sich auch auf die Um-
stände, deren Kenntnis für die Fest-
stellung notwendig ist, ob die Be-
handlung während des Vollzuges  
oder die Eingliederung nach der 
Entlassung durch Angebote, die nur 
in anderen, auch für den Vollzug der 
Freiheitsstrafe zuständigen Anstal-
ten vorgehalten werden, besser ge-
fördert werden kann.“ 

 

 
 
 
(3) Der Förderbedarf der Gefangenen soll 
sobald wie möglich nach ihrer Aufnahme 
festgestellt werden. Soweit erforderlich, sind 
die Fachdienste frühzeitig zu beteiligen. 
 

7. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 
wird das Wort „regelmäßig“ 
durch die Wörter „- je nach 
Stand des Vollzuges -“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 10 
Vollzugsplan 

 
(1) Auf der Grundlage der in der Behand-
lungsuntersuchung gewonnenen Erkennt-
nisse wird unverzüglich ein Vollzugsplan er-
stellt. Die zur Erreichung des Vollzugsziels 
geeigneten und erforderlichen Maßnahmen 
sind zu benennen und Perspektiven für die 
künftige Entwicklung der Gefangenen aufzu-
zeigen. Die für die Eingliederung und Entlas-
sung zu treffenden Vorbereitungen sind früh-
zeitig in die Planung einzubeziehen. Der 
Vollzugsplan enthält regelmäßig folgende 
Angaben: 
 
1. festgestellter Förder- und Behandlungs-

bedarf, 
 
2. Unterbringung im geschlossenen oder 

offenen Vollzug, 
 
3. Sicherungshinweise, 
 
4. Art der Unterbringung im Vollzug, insbe-

sondere in Wohn- oder Behandlungs-
gruppen oder in einer sozialtherapeuti-
schen Einrichtung, 

 
5. Teilnahme an therapeutischen Behand-

lungs- oder anderen Hilfs- oder Förder-
maßnahmen, 
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bb) Nummer 9 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„9. Perspektiven für voll-
zugsöffnende Maßnah-
men,“. 

 

6. Teilnahme an schulischer oder berufli-
cher Bildung sowie arbeitstherapeuti-
scher Förderung, 

 
7. Art und Umfang der Zuweisung von Ar-

beit, 
 
8. Gestaltung der Freizeit und des Sports, 
 
9. vollzugsöffnende Maßnahmen, 
 
 
 
10. Maßnahmen zur Pflege der familiären 

Kontakte und zur Gestaltung der Außen-
kontakte, 

 
11. ehrenamtliche Betreuung, 
 
12. opferbezogene Behandlungsmaßnah-

men und Maßnahmen zum Ausgleich 
von Tatfolgen, 

 
13. Maßnahmen zur Sicherung berechtigter 

Schutzinteressen von Opfern oder ge-
fährdeten Dritten, 

 
14. Schuldnerberatung und Schuldenregu-

lierung, 
 
15. Maßnahmen zur Haftverkürzung, 
 
16. Suchtberatung, 
 
17. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 
 
18. Maßnahmen zur Vorbereitung der Ent-

lassung, sonstige Maßnahmen der sozi-
alen Eingliederung der Gefangenen 
nach der Entlassung und der Nachsorge 
sowie frühzeitige Vorlagefristen, 

 
19. Empfehlungen zur Wahrnehmung von 

Angeboten und Leistungen Dritter zur 
Sicherung der Eingliederung nach der 
Entlassung und 

 
20. Fristen zur Fortschreibung des Vollzugs-

plans. 
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b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Ist eine Kurzdiagnostik erfolgt, be-
schränkt sich auch der Vollzugsplan 
auf die Umstände, deren Kenntnis 
für angemessene Maßnahmen in 
der verbleibenden Haftzeit und für 
die Entlassungs- und Eingliede-
rungsphase erforderlich sind.“ 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung 
sind regelmäßig zu überprüfen und der Ent-
wicklung der Gefangenen anzupassen sowie 
mit weiteren für die Behandlung bedeutsa-
men Erkenntnissen in Einklang zu halten. 
Zur Fortschreibung des Vollzugsplans sind 
angemessene Fristen vorzusehen. Diese 
dürfen einen Zeitraum von zwölf Monaten, 
bei Unterbringung in einer sozialtherapeuti-
schen Einrichtung einen Zeitraum von in der 
Regel sechs Monaten, nicht überschreiten. 
Bei einer Vollzugsdauer bis zu einem Jahr 
sind die Fristen entsprechend zu verkürzen. 
 
(3) Zur Vorbereitung der Aufstellung und 
Fortschreibung des Vollzugsplans werden 
Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-
tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 
Personen und Stellen außerhalb des Vollzu-
ges, die an der Behandlung, der Entlas-
sungsvorbereitung sowie der Eingliederung 
der Gefangenen mitwirken, sollen in die Pla-
nung einbezogen werden; mit Einwilligung 
der Gefangenen können sie auch an den 
Konferenzen beteiligt werden. 
 
(4) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefan-
genen erörtert. Deren Anliegen und Vor-
schläge werden angemessen berücksichtigt. 
Betroffenen Gefangenen kann die Teil-
nahme an der Vollzugsplankonferenz er-
möglicht werden. Eine Ausfertigung des Voll-
zugsplans ist ihnen auszuhändigen. 
 

 
 
 
 
8. In § 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 

Satz 1 werden jeweils die Wörter „mit ih-
rer Zustimmung“ gestrichen.  

 
 

 § 12 
Geschlossener und offener Vollzug 

 
(1) Gefangene werden im geschlossenen  
oder im offenen Vollzug untergebracht. Sie 
sollen mit ihrer Zustimmung in einer Anstalt 
oder einer Abteilung des offenen Vollzuges 
untergebracht werden, wenn dies verantwor-
tet werden kann, sie namentlich den 
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besonderen Anforderungen des offenen 
Vollzuges genügen und nicht zu befürchten 
ist, dass sie sich dem Vollzug der Freiheits-
strafe entziehen oder die besonderen Ver-
hältnisse des offenen Vollzuges zur Bege-
hung von Straftaten missbrauchen werden. 
 
(2) Zur Vorbereitung der Entlassung sollen 
Gefangene mit ihrer Zustimmung frühzeitig 
in den offenen Vollzug verlegt werden. Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Miss-
brauchsgefahren sind insbesondere bei ei-
ner unmittelbar bevorstehenden Entlassung 
mit den Risiken einer unerprobten Entlas-
sung abzuwägen. 
 
(3) Kann eine Unterbringung im offenen Voll-
zug noch nicht verantwortet werden, sind die 
tragenden Gründe zu dokumentieren und 
den Gefangenen die noch zu erfüllenden Vo-
raussetzungen in verständlicher Form zu 
vermitteln. Die Bereitschaft der Gefangenen 
zur Verlegung in den offenen Vollzug ist zu 
wecken und fortlaufend zu fördern. 
 
(4) Im offenen Vollzug untergebrachte Ge-
fangene sollen in den geschlossenen Voll-
zug verlegt werden, wenn dies zu ihrer Be-
handlung notwendig ist. Sie sind zu verle-
gen, wenn sie den Anforderungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 nicht entsprechen. § 11 Ab-
satz 4 gilt entsprechend. 
 
(5) Die Gründe für eine Verlegung in den of-
fenen Vollzug oder eine Verlegung vom offe-
nen in den geschlossenen Vollzug sind 
ebenfalls zu dokumentieren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 14 
Unterbringung und Aufenthalt 

 
(1) Gefangene werden während der Ruhe-
zeit in ihren Hafträumen allein untergebracht. 
Eine gemeinsame Unterbringung ist zuläs-
sig, wenn 
 
1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit 

der Gefangenen besteht, 
 
2. Gefangene hilfsbedürftig sind, 
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9. § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„3. dies aus Gründen der Anstaltsorga-

nisation erforderlich ist, wobei der 
Zeitraum der gemeinsamen Unter-
bringung für die einzelnen Gefange-
nen vier Monate nicht überschreiten 
soll,“. 

 
 

 
 
 
3. dies im Einzelfall aus zwingenden Grün-

den der Anstaltsorganisation vorüberge-
hend erforderlich ist, 

 
 
 
4. sich die Gefangenen im Justizvollzugs-

krankenhaus oder in Kranken- oder Pfle-
geabteilungen von Justizvollzugsein-
richtungen befinden, 

 
5. sie im offenen Vollzug untergebracht 

sind, 
 
6. die Gefangenen die gemeinsame Unter-

bringung beantragen oder 
 
7. die gemeinsame Unterbringung geeig-

net erscheint, schädlichen Folgen der 
Inhaftierung entgegenzuwirken, 

 
und in den Fällen der Nummern 1 bis 6 eine 
schädliche Beeinflussung der Gefangenen 
nicht zu befürchten ist. 
 
(2) Gefangene dürfen sich während der Ar-
beitszeit und der Freizeit in Gemeinschaft 
aufhalten. Der gemeinschaftliche Aufenthalt 
kann eingeschränkt werden, wenn 
 
1. ein schädlicher Einfluss auf andere Ge-

fangene zu befürchten ist, 
 
2. es aus Gründen der Sicherheit oder 

Ordnung der Anstalt erforderlich ist oder 
 
3. besondere Umstände der Behandlungs-

untersuchung gemäß § 9 dies vorüber-
gehend erfordern, aber nicht länger als 
zwei Monate. 

 
(3) Für die Teilnahme an gemeinschaftlichen 
Veranstaltungen kann die Anstalt mit Rück-
sicht auf ihre räumlichen, personellen und or-
ganisatorischen Verhältnisse besondere Re-
gelungen treffen. 
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10. § 15 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt 
am Ende durch die Wörter „, soweit 
die Gefangenen für Reinigung, In-
standhaltung und regelmäßigen 
Wechsel auf eigene Kosten sor-
gen.“ ersetzt. 

 

 § 15 
Persönlicher Bereich 

 
(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das 
Tragen eigener Kleidung innerhalb der An-
stalt kann gestattet werden. Bei Ausführun-
gen und Vorführungen ist ihnen zu gestatten, 
eigene Kleidung zu tragen, wenn zu erwar-
ten ist, dass sie nicht entweichen. 
 

 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 

Wort „der“ das Wort „jeweiligen“ und 
nach dem Wort „deren“ das Wort 
„jeweiliger“ eingefügt. 

 

 (2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in an-
gemessenem Umfang mit eigenen Sachen 
ausstatten. Sie dürfen nur in Gewahrsam ha-
ben, was ihnen von der Anstalt oder mit de-
ren Erlaubnis überlassen worden ist. Gegen-
stände, die die Übersichtlichkeit des Haft-
raums behindern, eine unverhältnismäßig 
aufwändige Überprüfung erfordern, sonst die 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die 
Erreichung des Vollzugsziels gefährden kön-
nen, dürfen sie nicht in Gewahrsam haben. 
 
(3) Eingebrachte Sachen, die Gefangene 
nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für 
sie aufzubewahren. Lassen die Verhältnisse 
der Anstalt eine Aufbewahrung nicht zu und 
weigern sich Gefangene, die Sachen zu ver-
senden, werden diese auf Kosten der Gefan-
genen vernichtet, verwertet oder aus der An-
stalt entfernt. 
 
(4) Aufzeichnungen und andere Gegen-
stände, die Kenntnisse über Sicherungsvor-
kehrungen einer Anstalt vermitteln, dürfen 
vernichtet oder unbrauchbar gemacht wer-
den. 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
11. In § 19 Absatz 2 Satz 3 wird nach den 

Wörtern „namentlich der“ das Wort „Be-
suchstage,“ eingefügt. 

 § 19 
Besuche 

 
(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt 
mindestens zwei Stunden im Monat. Das Nä-
here regelt die Anstalt. 
 
(2) Zur besonderen Förderung der Besuche 
von minderjährigen Kindern der Gefangenen 
sollen zwei weitere Stunden zugelassen wer-
den. Ein familiengerechter Umgang zum 
Wohl der minderjährigen Kinder ist zu gestat-
ten. Bei der Ausgestaltung der Besuchsmög-
lichkeiten, namentlich der Besuchszeiten 
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 und der Rahmenbedingungen der Besuche, 
sind die Bedürfnisse der minderjährigen Kin-
der der Gefangenen zu berücksichtigen. 
 
(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelas-
sen werden, wenn sie die Behandlung oder 
die Eingliederung der Gefangenen fördern  
oder persönlichen, rechtlichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten dienen, die 
von den Gefangenen nicht schriftlich oder 
durch Dritte wahrgenommen oder bis zur 
Entlassung der Gefangenen aufgeschoben 
werden können. 
 
(4) Den Gefangenen können zudem mehr-
stündige, unbeaufsichtigte Besuche (Lang-
zeitbesuche) ermöglicht werden, wenn dies 
zur Förderung oder zum Erhalt familiärer, 
partnerschaftlicher oder anderer gleichwerti-
ger Kontakte der Gefangenen geboten er-
scheint und verantwortet werden kann. 
 
(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt kann die Zulassung einer 
Person zum Besuch von ihrer Durchsuchung 
oder einer Sicherheitsanfrage nach § 21 des 
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. 
NRW. S. 555) abhängig gemacht werden. 
 
(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-
tig zum Besuch zugelassenen Personen be-
schränken. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 26 
Kontakt mit bestimmten Personen und 

Institutionen 
 

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Ver-
teidigern sowie von Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in 
Rechtssachen der Gefangenen sind zu ge-
statten. Die Zulassung dieser Personen zum 
Besuch kann von ihrer Durchsuchung ab-
hängig gemacht werden, wenn dies aus 
Gründen der Sicherheit der Anstalt erforder-
lich ist. Zur Übergabe von Schriftstücken und 
sonstigen Unterlagen, die unmittelbar der 
Verteidigung dienen, bedürfen Verteidigerin-
nen und Verteidiger keiner Erlaubnis. Die 
Übergabe von Schriftstücken oder sonstigen 
Unterlagen durch Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte sowie Notarinnen und Notare 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17301&vd_back=N555&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17301&vd_back=N555&sg=0&menu=0
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12. § 26 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt ge-

ändert: 
 
 
 
 
 
 
 

kann aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt von einer Erlaubnis abhän-
gig gemacht werden. 
 
(2) Besuche von Verteidigerinnen und Ver-
teidigern werden nicht überwacht. Die An-
staltsleitung kann die Verwendung von 
Trennvorrichtungen anordnen, wenn dies 
zum Schutz von Personen erforderlich ist o-
der konkrete Anhaltspunkte für eine Gefahr 
der Sicherheit der Anstalt vorliegen. Eine 
Kenntnisnahme des gedanklichen Inhalts 
der von den Verteidigerinnen und Verteidi-
gern mitgeführten Schriftstücke und sonsti-
gen Unterlagen ist nicht zulässig. Absatz 3 
Satz 3 und 4 bleibt unberührt. 
 
(3) Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren 
Verteidigerinnen und Verteidigern wird nicht 
überwacht. Die verschlossenen Schreiben 
dürfen auf verbotene Gegenstände unter-
sucht werden. Liegt dem Vollzug der Frei-
heitsstrafe eine Straftat nach § 129a des 
Strafgesetzbuches, auch in Verbindung mit 
§ 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches, zu-
grunde, gelten § 148 Absatz 2 und § 148a 
der Strafprozessordnung entsprechend; dies 
gilt nicht, wenn Gefangene sich im offenen 
Vollzug befinden, ihnen über die Ausführung 
(§ 53 Absatz 2 Nummer 1), den Begleitaus-
gang (§ 53 Absatz 2 Nummer 2) oder die Au-
ßenbeschäftigung (§ 53 Absatz 2 Nummer 4) 
hinaus vollzugsöffnende Maßnahmen ge-
währt worden sind und ein Grund zum Wi-
derruf oder zur Rücknahme vollzugsöffnen-
der Maßnahmen nicht vorliegt. Satz 3 gilt 
auch, wenn gegen Gefangene im Anschluss 
an die dem Vollzug der Freiheitsstrafe zu-
grunde liegende Verurteilung eine Freiheits-
strafe wegen einer Straftat nach § 129a des 
Strafgesetzbuches, auch in Verbindung mit 
§ 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches, zu 
vollstrecken ist. 
 
(4) Absatz 3 gilt entsprechend für den 
Schriftwechsel der Gefangenen mit 
 
1. dem ambulanten Sozialen Dienst der 

Justiz, 
 
2. den Volksvertretungen des Bundes und 

der Länder sowie ihren Mitgliedern, 
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a) In Nummer 15 wird nach dem Wort 
„Präventionsmechanismen“ das 
Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt. 

 
b) In Nummer 16 wird das Komma 

durch das Wort „und“ ersetzt. 
 

3. dem Bundesverfassungsgericht und 
dem für sie zuständigen Landesverfas-
sungsgericht, 

 
4. der oder dem für sie zuständigen Bür-

gerbeauftragten eines Landes, 
 
5. den Datenschutzbeauftragten des Bun-

des und der Länder, 
6. dem Europäischen Parlament sowie sei-

nen Mitgliedern, 
 
7. dem Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte, 
 
8. dem Europäischen Gerichtshof, 
 
9. der oder dem Europäischen Daten-

schutzbeauftragen, 
 
10. der oder dem Europäischen Bürgerbe-

auftragen, 
 
11. dem Europäischen Ausschuss zur Ver-

hütung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe, 

 
12. der Europäischen Kommission gegen 

Rassismus und Intoleranz, 
 
13. dem Menschenrechtsausschuss der 

Vereinten Nationen, 
 
14. den Ausschüssen der Vereinten Natio-

nen für die Beseitigung der Rassendis-
kriminierung und für die Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau sowie der Ab-
teilung der Vereinten Nationen für die 
Gleichstellung der Geschlechter und die 
Stärkung der Frau, 

 
15. dem Ausschuss der Vereinten Nationen 

gegen Folter, dem dazugehörigen Un-
terausschuss zur Verhütung von Folter 
und den entsprechenden Nationalen 
Präventionsmechanismen und 

 
 
16. der oder dem Justizvollzugsbeauftrag-

ten des Landes Nordrhein-Westfalen, 
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c) Nach Nummer 16 wird folgende 
Nummer 17 eingefügt: 

 
„17. der oder dem Beauftragten für 

den Opferschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen,“. 

 

 
 
 
 
 
 
wenn die Schreiben an die Anschriften die-
ser Stellen gerichtet sind und die Absenderin 
oder den Absender zutreffend angeben. 
Schreiben der in Satz 1 genannten Stellen, 
die an Gefangene gerichtet sind, dürfen nicht 
überwacht werden, wenn die Identität der 
Absenderin oder des Absenders feststeht. 
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
den Schriftwechsel zur Ausübung des Wahl-
rechts. 
 
(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Ab-
satz 3 Satz 3 und 4 sowie Absatz 4 gelten für 
Telefongespräche entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
13. In § 27 Satz 1 wird nach dem Wort „hier-

durch“ das Wort „weder“ eingefügt, das 
Wort „oder“ durch das Wort „noch“ er-
setzt und das Wort „nicht“ gestrichen. 

 

 § 27 
Andere Formen der Telekommunikation 

 
Den Gefangenen kann gestattet werden, an-
dere von der Aufsichtsbehörde zugelassene 
Formen der Telekommunikation durch Ver-
mittlung der Anstalt zu nutzen, wenn hier-
durch die Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt nicht gefährdet wird. Im Übrigen finden 
in Abhängigkeit von der Art der Telekommu-
nikation die Vorschriften über den Schrift-
wechsel, den Besuch und über Telefonge-
spräche entsprechende Anwendung. 
 

14. § 29 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort „Ar-
beitspflicht“ durch die Wörter 
„Pflicht zur Ausübung einer zuge-
wiesenen Beschäftigung“ ersetzt. 

 

  
§ 29 

Beschäftigung, Arbeitspflicht 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„sowie“ durch ein Komma ersetzt 
und werden nach dem Wort „Bil-
dung“ die Wörter „sowie sonstige 
Tätigkeiten“ eingefügt. 

 

 (1) Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnah-
men sowie schulische und berufliche Bildung 
(Beschäftigung) dienen insbesondere dem 
Ziel, Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine re-
gelmäßige Erwerbstätigkeit zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes nach der Entlassung 
zu vermitteln, zu fördern und zu erhalten. 
Gefangene sind verpflichtet, eine ihnen zu-
gewiesene Beschäftigung auszuüben. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

22 

 
 
 
 
c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Sind sie auch hierzu nicht in der 
Lage, kann ihnen eine sonstige Tä-
tigkeit zugewiesen werden, die ihre 
Fähigkeiten und Entwicklung för-
dert.“ 

 

 (2) Beschäftigung soll die körperlichen und 
geistigen Fähigkeiten sowie die Interessen 
der Gefangenen berücksichtigen und muss 
zumutbar sein. Gefangenen soll möglichst 
wirtschaftlich ergiebige Arbeit zugewiesen 
werden. Sind Gefangene zu wirtschaftlich er-
giebiger Arbeit nicht fähig, sollen sie arbeits-
therapeutisch beschäftigt werden. 
 

d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.“ 

 

 (3) Gefangene können im Vollstreckungsjahr 
bis zu drei Monaten zu Hilfstätigkeiten in der 
Anstalt verpflichtet werden, mit ihrer Zustim-
mung auch darüber hinaus. 

 
e) In Absatz 4 werden nach dem Wort 

„Beschäftigung“ die Wörter „oder 
Hilfstätigkeit“ eingefügt. 

 
 

 (4) Haben Gefangene die Regelaltersgrenze 
der gesetzlichen Rentenversicherung er-
reicht, darf ihnen eine Beschäftigung nur mit 
ihrer Zustimmung zugewiesen werden. 

f) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„An Sonntagen und gesetzli-
chen Feiertagen sowie an 
Samstagen ruhen Beschäfti-
gung und Hilfstätigkeiten, so-
weit diese nicht unaufschiebbar 
sind.“ 

 
bb) In Satz 2 wird das Wort „Arbeit“ 

durch die Wörter „Beschäfti-
gung oder von der Hilfstätig-
keit“ ersetzt. 

 
cc) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Die Vorschriften über die Ge-
staltung des Arbeitsplatzes und 
über das Bestehen von Be-
schäftigungsverboten nach 
dem Mutterschutzgesetz vom 
23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung gelten entsprechend.“ 

 
 

  
 
 
 
(5) An Sonntagen und gesetzlichen Feierta-
gen sowie an Samstagen ruht die Arbeit, so-
weit nicht unaufschiebbare Arbeiten ausge-
führt werden müssen. Dürfen Gefangene auf 
Grund ihres Bekenntnisses an bestimmten 
Tagen nicht arbeiten, können sie auf 
Wunsch von der Arbeit befreit werden. 
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15. In § 30 Absatz 3 wird das Wort „enthal-

ten“ durch das Wort „sollen“ ersetzt und 
nach dem Wort „Inhaftierung“ das Wort 
„enthalten“ eingefügt. 

 
 

 § 30 
Schulische und berufliche Bildung 

 
(1) Geeignete Gefangene sollen Gelegenheit 
zur Teilnahme an schulischen und berufli-
chen Orientierungs-, Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen erhalten. Sie sind in dem 
Bemühen zu unterstützen, einen anerkann-
ten Abschluss oder eine anschlussfähige, für 
den Arbeitsmarkt relevante Teilqualifikation 
zu erlangen. 
 
(2) Analphabeten sollen das Lesen und 
Schreiben erlernen können. Gefangenen, 
die der deutschen Sprache nicht ausrei-
chend mächtig sind, sollen Deutschkurse an-
geboten werden. 
 
(3) Zeugnisse und Nachweise über schuli-
sche und berufliche Bildung enthalten keine 
Hinweise auf eine Inhaftierung. 
 

16. § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„Arbeit“ durch das Wort „Beschäfti-
gung“ ersetzt, das Wort „ein“ gestri-
chen, werden nach dem Wort „Ar-
beitsentgelt“ die Wörter „oder Aus-
bildungsbeihilfe (Vergütung)“ einge-
fügt, wird das Wort „welches“ durch 
das Wort „welche“ und das Wort 
„wird“ durch das Wort „werden“ er-
setzt. 

 
 

 § 32 
Vergütung 

 
(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit 
oder eine Hilfstätigkeit nach § 29 Absatz 3 
ausüben, erhalten ein Arbeitsentgelt, wel-
ches auf Grundlage von neun Prozent der 
Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschrif-
ten für die Sozialversicherung - in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Novem-
ber 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 
2011 I S. 363) in der jeweils geltenden Fas-
sung bemessen wird (Eckvergütung). Ein 
Tagessatz ist der zweihundertfünfzigste Teil 
der Eckvergütung. 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Ausbildungsbeihilfe wird nur ge-
währt, soweit den an einer schuli-
schen oder beruflichen Orientie-
rungs-, Aus- und Weiterbildungs-
maßnahme teilnehmenden Gefan-
genen keine Leistungen zum Le-
bensunterhalt zustehen, die nicht 
inhaftierten Personen aus solchem 
Anlass gewährt werden.“ 

  
 
(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit 
ganz oder teilweise an einer schulischen  
oder beruflichen Orientierungs-, Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahme teilnehmen, wird 
Ausbildungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen 
keine Leistungen zum Lebensunterhalt zu-
stehen, die nicht inhaftierten Personen aus 
solchem Anlass gewährt werden. Für die 
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 Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt Ab-
satz 1 entsprechend. 
 

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort 
„teilnehmen“ die Wörter „oder eine 
sonstige Tätigkeit ausüben“ einge-
fügt. 

 

 (3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeu-
tischen Maßnahme teilnehmen, erhalten ein 
Arbeitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Tä-
tigkeit und ihrer Arbeitsleistung entspricht. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Arbeitsentgelt und Ausbil-
dungsbeihilfe können“ durch 
die Wörter „Die Vergütung 
kann“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 3 wird das Wort „Justiz-

ministerium“ durch die Wörter 
„für Justiz zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 

 

  
 
(4) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe 
können je nach Leistung der Gefangenen 
und der Art der Tätigkeit gestuft werden. 75 
Prozent der Eckvergütung dürfen nur unter-
schritten werden, wenn die Leistungen Ge-
fangener den Mindestanforderungen nicht 
genügen. Das Justizministerium wird er-
mächtigt, zur Umsetzung der Vorschriften 
über die Vergütung eine Rechtsverordnung 
über die Bemessung des Arbeitsentgeltes, 
die Ausbildungsbeihilfe, die anrechenbaren 
Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in Stunden  
oder Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder 
Leistungsentgelt, die Vergütungsstufen und 
die Gewährung von Zulagen zu erlassen. 
 

 
e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Die Wörter „der Gefangenen an 

dem Beitrag entsprechen 
würde, wenn sie diese Vergü-
tung als Arbeitnehmer erhiel-
ten“ werden durch die Wörter 
„einer Arbeitnehmerin oder ei-
nes Arbeitnehmers entspricht“ 
ersetzt. 

 
bb) Folgende Sätze werden ange-

fügt: 
 

„Nehmen Gefangene an ar-
beitstherapeutischen Maßnah-
men teil, wird der Beitrag von 
ihnen erst ab dem Zeitpunkt 
des Eintritts in die Werkphase 
einbehalten. Üben sie eine 
sonstige Tätigkeit aus, wird 
kein Betrag einbehalten.“ 

 
 

 (5) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für 
Arbeit zu entrichten sind, soll von der Vergü-
tung ein Betrag einbehalten werden, der dem 
Anteil der Gefangenen an dem Beitrag ent-
sprechen würde, wenn sie diese Vergütung 
als Arbeitnehmer erhielten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Höhe der Vergütung ist den Gefange-
nen schriftlich bekannt zu geben. 
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17. § 33 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Der Anspruch auf Freistellung ver-
fällt, wenn die Freistellung nicht in-
nerhalb eines Jahres nach seiner 
Entstehung in Anspruch genommen 
wurde.“ 

 
 
 
 

 § 33 
Freistellung 

 
(1) Gefangene, die ein Jahr lang eine zuge-
wiesene Arbeit oder eine Hilfstätigkeit aus-
geübt haben, sind innerhalb des darauffol-
genden Jahres auf Antrag 20 Arbeitstage 
von der Arbeit freizustellen. Bei der Festset-
zung des Zeitpunktes der Freistellung sind 
die betrieblichen Belange zu berücksichti-
gen. 
 

 
 
b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-

ter „von der Arbeitspflicht“ gestri-
chen.  

 

 (2) Zeiten, in denen Gefangene infolge 
Krankheit an der Arbeitsleistung gehindert  
oder nach den Absätzen 1 und 3 oder § 34 
Absatz 1 von der Arbeitspflicht freigestellt 
waren oder Verletztengeld nach § 47 Ab-
satz 6 des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, 
BGBl. I S. 1254) in der jeweils geltenden 
Fassung erhalten haben, werden auf das 
Jahr mit bis zu jeweils 30 Arbeitstagen ange-
rechnet. Sonstiges Fernbleiben kann in an-
gemessenem Umfang auf die Zeit angerech-
net werden. Erfolgt eine Anrechnung nach 
den Sätzen 1 und 2 nicht, wird die Frist für 
die Dauer der Fehlzeit gehemmt, es sei 
denn, die Fehlzeit steht unter Berücksichti-
gung des Vollzugsziels außer Verhältnis zur 
bereits erbrachten Arbeitsleistung. 
 
(3) Auf die Zeit der Freistellung wird Lang-
zeitausgang (§ 53 Absatz 2 Nummer 3) an-
gerechnet, soweit er in die Arbeitszeit fällt 
und nicht wegen einer lebensgefährlichen 
Erkrankung oder anlässlich des Todes von 
nahen Angehörigen erteilt worden ist. 
 

 
c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Eine Abgeltung nicht verfallener 
und nicht in Anspruch genommener 
Freistellungstage findet nicht statt.“ 

 (4) Gefangene erhalten für die Zeit der Frei-
stellung Arbeitsentgelt in Höhe des Durch-
schnitts der in den letzten drei Monaten vor 
der Freistellung gutgeschriebenen Bezüge. 
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d) In Absatz 5 Satz 1 werden nach 
dem Wort „Maßnahmen“ die Wörter 
„, sonstige Tätigkeiten“ eingefügt. 

 

 (5) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen 
sowie Bildungsmaßnahmen nach § 32 Ab-
satz 2 gelten die Absätze 1 bis 4 entspre-
chend. Bei der Festsetzung des Zeitpunktes 
der Freistellung ist auch der Stand der Bil-
dungsmaßnahmen zu berücksichtigen. 
 
(6) Urlaubsregelungen aus Beschäftigungs-
verhältnissen außerhalb der Anstalt bleiben 
unberührt. 
 

18. § 34 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 Nummer 1 werden die 
Wörter „von der Arbeitspflicht“ 
gestrichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bb) In Satz 4 wird das Wort „Ar-
beitspflicht“ durch die Wörter 
„Verpflichtung, eine zugewie-
sene Beschäftigung auszu-
üben,“ ersetzt. 

 

 § 34 
Anerkennung von Arbeit und Bildung, 

Ausgleichsentschädigung 
 

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der 
Vergütung nach § 32 und der Freistellung 
nach § 33 erhalten Gefangene auf Antrag für 
drei Monate zusammenhängender Aus-
übung einer Arbeit oder einer Hilfstätigkeit 
unter Fortzahlung der Vergütung zwei Tage 
 
1. Freistellung von der Arbeitspflicht oder 
 
2. Langzeitausgang, soweit dessen Vo-

raussetzungen vorliegen. 
 
Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann 
Langzeitausgang nicht gewährt werden, wird 
der Entlassungszeitpunkt vorverlegt. Dies 
gilt auch, wenn Gefangene die Freistellung 
nach Satz 1 Nummer 1 nicht innerhalb eines 
Jahres nach Vorliegen der Voraussetzungen 
in Anspruch nehmen. Durch Zeiten, in denen 
Gefangene ohne ihr Verschulden an der Er-
füllung ihrer Arbeitspflicht gehindert sind, 
wird die Frist nach Satz 1 gehemmt. Be-
schäftigungszeiträume von unter drei Mona-
ten bleiben unberücksichtigt. Langzeitaus-
gang nach Satz 1 Nummer 2 wird nicht auf 
die Höchstdauer des Langzeitausgangs 
nach § 54 Absatz 1 Satz 1 angerechnet. 
 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeit-
punktes ist ausgeschlossen, 
 
1. soweit ein Entlassungszeitpunkt auf 

Grund der Art der Strafe noch nicht be-
stimmt ist, 

 
2. soweit bei einer Aussetzung der Voll-

streckung des Restes einer Freiheits-
strafe zur Bewährung wegen des von 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

27 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aa) In Nummer 4 wird das Wort  
„oder“ durch ein Komma er-
setzt. 

 
 
bb) In Nummer 5 wird der Punkt am 

Ende durch das Wort „oder“ er-
setzt. 

 
cc) Folgende Nummer 6 wird ange-

fügt: 
 

„6. wenn nach Übertragung 
der Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe auf einen 
anderen Staat die Über-
stellung ins Ausland er-
folgt ist.“ 

 

der Entscheidung des Gerichts bis zur 
Entlassung verbleibenden Zeitraums 
eine Anrechnung nicht mehr möglich ist, 

 
3. wenn dies vom Gericht angeordnet wird, 

weil bei einer Aussetzung der Vollstre-
ckung des Restes einer Freiheitsstrafe 
zur Bewährung die Lebensverhältnisse 
der Gefangenen oder die Wirkungen, 
die von der Aussetzung für sie zu erwar-
ten sind, die Vollstreckung bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt erfordern, 

 
4. wenn nach § 456a Absatz 1 der Straf-

prozessordnung von der Vollstreckung 
abgesehen wird oder 

 
5. wenn Gefangene im Gnadenwege aus 

der Haft entlassen werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

 (3) Soweit eine Vorverlegung des Entlas-
sungszeitpunktes nach Absatz 2 ausge-
schlossen ist, erhalten Gefangene bei ihrer 
Entlassung zusätzlich eine Ausgleichsent-
schädigung in Höhe von 15 Prozent der Be-
züge, die sie für die geleistete Tätigkeit, die 
Grundlage für die Gewährung der Freistel-
lungstage nach Absatz 1 gewesen ist, erhal-
ten haben. Der Anspruch entsteht erst mit 
der Entlassung. Vor der Entlassung ist der 
Anspruch nicht verzinslich. Gefangenen, bei 
denen eine Vorverlegung nach Absatz 2 
Nummer 1 ausgeschlossen ist, wird die Aus-
gleichszahlung bereits nach Verbüßung von 
zehn Jahren zum Eigengeld (§ 38) gutge-
schrieben, soweit sie nicht vor diesem Zeit-
punkt entlassen werden. § 57 Absatz 4 des 
Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 
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„Im Falle des Absatzes 2 Nummer 6 
steht die Überstellung der Entlas-
sung gleich.“ 

 
d) Dem Wortlaut des Absatzes 4 wird 

folgender Satz vorangestellt: 
 

„Auf Gefangene, die an arbeitsthe-
rapeutischen Maßnahmen teilneh-
men oder eine sonstige Tätigkeit 
ausüben, sind die Absätze 1 bis 3 
nicht anwendbar.“ 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
(4) Für Gefangene, die an Bildungsmaßnah-
men nach § 32 Absatz 2 teilnehmen, gelten 
die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
19. In § 36 Absatz 2 werden nach dem Wort 

„Beschäftigungsverhältnisses,“ die Wör-
ter „den Bezügen“ und nach dem Wort 
„oder“ das Wort „aus“ eingefügt. 

 
 

 § 36 
Hausgeld 

 
(1) Gefangene dürfen monatlich über drei 
Siebtel ihrer in diesem Gesetz geregelten 
Bezüge (Hausgeld) und das Taschengeld 
frei verfügen. 
 
(2) Aus den Bezügen eines freien Beschäfti-
gungsverhältnisses, einer Selbstbeschäfti-
gung oder anderen regelmäßigen Einkünften 
wird ein angemessenes Hausgeld festge-
setzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 39 
Haftkostenbeitrag 

 
(1) Als Teil der Kosten der Vollstreckung der 
Rechtsfolgen einer Tat (§ 464a Absatz 1 
Satz 2 der Strafprozessordnung) erhebt die 
Anstalt von Gefangenen einen Haftkosten-
beitrag. 
 
(2) Ein Haftkostenbeitrag wird nicht erhoben, 
wenn Gefangene 
 
1. Bezüge nach diesem Gesetz erhalten  

oder 
 
2. ohne Verschulden eine Beschäftigung 

nicht ausüben können oder nicht ausü-
ben, weil sie hierzu nicht verpflichtet 
sind. 
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20. In § 39 Absatz 2 Satz 4 wird das Wort 

„Ihnen“ durch die Wörter „In den Fällen 
der Sätze 2 und 3“ ersetzt und werden 
nach dem Wort „ist“ die Wörter „den Ge-
fangenen“ eingefügt. 

 

Satz 1 gilt nicht, wenn Gefangene eine Rente 
oder sonstige regelmäßige Einkünfte bezie-
hen. Haben Gefangene, die ohne ihr Ver-
schulden während eines zusammenhängen-
den Zeitraumes von mehr als einem Monat 
nicht arbeiten konnten oder nicht gearbeitet 
haben, weil sie nicht zur Arbeit verpflichtet 
waren, auf diese Zeit entfallende Einkünfte, 
so haben sie den Haftkostenbeitrag für diese 
Zeit bis zur Höhe der auf sie entfallenden 
Einkünfte zu entrichten. Ihnen ist arbeitstäg-
lich ein Betrag in Höhe eines Tagessatzes 
der Eckvergütung nach § 32 Absatz 1 zu be-
lassen. 
 
(3) Im Übrigen kann von der Erhebung eines 
Haftkostenbeitrags ganz oder teilweise ab-
gesehen werden, soweit dies notwendig ist, 
um die Eingliederung der Gefangenen nicht 
zu gefährden. 
 
(4) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des 
Betrages erhoben, der nach § 17 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozi-
algesetzbuch durchschnittlich zur Bewertung 
der Sachbezüge festgesetzt ist. Das Justiz-
ministerium stellt den Betrag jährlich durch 
Bekanntmachung fest. Bei Selbstverpfle-
gung entfallen die für die Verpflegung vorge-
sehenen Beträge. Für den Wert der Unter-
kunft ist die festgesetzte Belegungsfähigkeit 
maßgebend. 
 
(5) Die Selbstbeschäftigung (§ 31 Absatz 2) 
kann davon abhängig gemacht werden, dass 
die Gefangenen einen Haftkostenbeitrag bis 
zur Höhe des in Absatz 4 genannten Satzes 
im Voraus entrichten. 
 

21. In § 50 werden in der Überschrift die 
Wörter „Gestaltung der“ gestrichen. 

 

 § 50 
Gestaltung der Freizeit 

 
Gefangene erhalten Gelegenheit, ihre Frei-
zeit sinnvoll zu gestalten. Sie sind zur Teil-
nahme und Mitwirkung anzuregen. Es sind 
insbesondere Angebote zur kulturellen Betä-
tigung, Bildungs- und Sportangebote sowie 
Angebote zur kreativen Entfaltung vorzuhal-
ten. Die Benutzung einer bedarfsgerecht 
ausgestatteten Bibliothek ist zu ermöglichen. 
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22. § 53 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem 
Wort „dass“ das Wort „weder“ ein-
gefügt, nach dem Wort „Freiheits-
strafe“ das Wort „nicht“ gestrichen, 
das Wort „oder“ durch das Wort 
„noch“ ersetzt und nach dem Wort 
„Maßnahmen“ das Wort „nicht“ ge-
strichen. 

 

 § 53 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 

 
(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können 
vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wer-
den, wenn verantwortet werden kann zu er-
proben, dass die Gefangenen sich dem Voll-
zug der Freiheitsstrafe nicht entziehen oder 
die vollzugsöffnenden Maßnahmen nicht zur 
Begehung von Straftaten missbrauchen wer-
den. Bei der Entscheidung über die Gewäh-
rung der Maßnahmen sind die Belange der 
Gefangenen mit den Schutzinteressen der 
Allgemeinheit abzuwägen, insbesondere 
sind die Persönlichkeit der Gefangenen, ihr 
Vollzugsverhalten, die Vollzugsdauer und 
die Art der Maßnahme zu berücksichtigen. 
 
(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen zur Er-
reichung des Vollzugsziels kommen nament-
lich in Betracht: 
 
1. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen 
und unmittelbaren Aufsicht von Bediens-
teten (Ausführung), 

 
2. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit in Begleitung einer 
von der Anstalt zugelassenen Person 
(Begleitausgang) oder ohne Begleitung 
(Ausgang), 

 
3. das Verlassen der Anstalt für mehr als 

einen Tag (Langzeitausgang) und 
 
4. die regelmäßige Beschäftigung außer-

halb der Anstalt unter Aufsicht Bediens-
teter (Außenbeschäftigung) oder ohne 
Aufsicht (Freigang). 

 
(3) Können vollzugsöffnende Maßnahmen 
nach Absatz 2 Nummer 2 bis 4 noch nicht 
verantwortet werden, sind insbesondere 
langjährig im Vollzug befindlichen Gefange-
nen Ausführungen zu gewähren, um schäd-
lichen Auswirkungen des Freiheitsentzuges 
frühzeitig entgegenzuwirken und ihre Le-
benstüchtigkeit zu erhalten und zu festigen. 
Die Ausführungen unterbleiben, wenn die 
zur Sicherung erforderlichen Maßnahmen 
den Zweck der Ausführung gefährden. 
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(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-
benstüchtigkeit kann den Gefangenen, um 
Entweichungen entgegenzuwirken, nach 
Maßgabe des § 27 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen aufge-
geben werden, die für eine elektronische 
Überwachung ihres Aufenthaltsortes erfor-
derlichen technischen Mittel ständig in be-
triebsbereitem Zustand bei sich zu führen 
und deren Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen. 
 
(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 
nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 
zu dokumentieren und den Gefangenen die 
noch zu erfüllenden Voraussetzungen in ver-
ständlicher Form zu vermitteln. 
 
(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 
Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-
ressen der Opfer und gefährdeter Dritter 
Rechnung zu tragen. 
 

 
 
 
 
 
b) In Absatz 7 Satz 2 wird nach dem 

Wort „dies“ das Wort „weder“ einge-
fügt, das Wort „oder“ durch das 
Wort „noch“ ersetzt und das Wort 
„nicht“ gestrichen. 

 
 

 (7) Gefangene tragen die Reisekosten, die 
Kosten für ihren Lebensunterhalt und andere 
Aufwendungen während ihres Aufenthalts 
außerhalb der Anstalt. Die Kosten von Aus-
führungen können den Gefangenen in ange-
messenem Umfang auferlegt werden, soweit 
dies die Behandlung oder die Eingliederung 
nicht behindert. Bedürftigen Gefangenen 
kann die Anstalt zu ihren Aufwendungen 
eine Beihilfe in angemessenem Umfang ge-
währen. 
 
(8) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden 
nur zum Aufenthalt im Inland gewährt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 56 
Vorbereitung vollzugsöffnender Maßnah-

men 
 

(1) Zur Vorbereitung vollzugsöffnender Maß-
nahmen ist die schriftliche Stellungnahme 
der psychologischen oder sozialen Fach-
dienste einzuholen, wenn dies zur Feststel-
lung der Voraussetzungen vollzugsöffnender 
Maßnahmen erforderlich ist. Der medizini-
sche Dienst ist nur zu beteiligen, wenn eine 
körperliche oder sonstige medizinische Un-
tersuchung vorzunehmen ist. 
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23. In § 56 Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt 

am Ende durch die Wörter „, wenn die 
Anstalt erwägt, vollzugsöffnende Maß-
nahmen nach § 53 Absatz 2 Nummer 2 
bis 4 zu gewähren.“ ersetzt. 

 

(2) Bei Gefangenen, die zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilt worden sind, und bei 
Gefangenen mit angeordneter oder vorbe-
haltener Sicherungsverwahrung soll zusätz-
lich eine Begutachtung durch fachlich unab-
hängige Sachverständige außerhalb des 
Vollzuges erfolgen. Eine Begutachtung ist in 
der Regel entbehrlich, wenn seit der letzten 
Begutachtung nicht mehr als zwei Jahre ver-
strichen sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
24. In § 58 Absatz 3 Satz 2 werden die Wör-

ter „die Koordination der Entlassungs-
planung“ durch die Wörter „das Über-
gangsmanagement“ ersetzt. 

 
 

 § 58 
Vorbereitung der Entlassung, soziale 

Eingliederung 
 

(1) Die Anstalten bereiten gemeinsam mit 
den Gefangenen deren Entlassung vor. Sie 
unterstützen die Gefangenen insbesondere 
bei der Beschaffung von Ausweispapieren 
und der Stellung von Anträgen bei Behörden. 
Den Gefangenen sollen Kontakte zu außer-
vollzuglichen Organisationen und Bildungs-
stätten sowie Stellen und Personen ermög-
licht werden, die ihnen nach der Entlassung 
persönliche und soziale Hilfestellung leisten 
können. § 4 Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Frühzeitig vor dem voraussichtlichen Ent-
lassungstermin arbeiten die Anstalten mit öf-
fentlichen Stellen, freien Trägern sowie an-
deren Organisationen und Personen zusam-
men, um insbesondere zu erreichen, dass 
die Gefangenen über eine geeignete Arbeit, 
eine angemessene Unterkunft und ein stabi-
lisierendes soziales Umfeld verfügen. Zur In-
tegration in den Arbeitsmarkt sollen durch 
die vollzugsübergreifende Zusammenarbeit 
die Beschäftigungsperspektiven der Gefan-
genen verbessert werden. 
 
(3) Die für die Vermittlung in Hilfsangebote 
Dritter nach der Entlassung erforderlichen 
Strukturen und Netzwerke sind einzurichten 
und fortzuentwickeln (§ 5 Absatz 3 Satz 2). 
Für die Koordination der Entlassungspla-
nung stehen Ansprechpartnerinnen oder An-
sprechpartner in den Anstalten zur Verfü-
gung. 
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25. Dem § 60 Absatz 4 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„§ 10 Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend.“ 
 

 

 § 60 
Entlassung, Schlussbericht 

 
(1) Die Gefangenen sollen am Tag ihrer Ent-
lassung möglichst frühzeitig, jedenfalls noch 
am Vormittag, entlassen werden. 
 
(2) Fällt das Strafende auf einen Samstag  
oder Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, 
den ersten Werktag nach Ostern oder 
Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember 
bis zum 6. Januar, können Gefangene an 
dem diesen Tagen oder Zeiträumen vorher-
gehenden Werktag entlassen werden, wenn 
dies nach der Länge der Strafzeit vertretbar 
ist und fürsorgerische Gründe nicht entge-
genstehen. 
 
(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu 
zwei Tage vorverlegt werden, wenn drin-
gende Gründe dafür vorliegen, dass Gefan-
gene zu ihrer Eingliederung hierauf angewie-
sen sind. 
 
(4) Die Anstalt erstellt zum Ende des Vollzu-
ges einen an den Fähigkeiten und Entwick-
lungsmöglichkeiten der Gefangenen ausge-
richteten Schlussbericht. Dieser enthält in 
standardisierter Form Angaben über den 
fortbestehenden Förderbedarf, namentlich 
eine Darstellung der Art und der Ergebnisse 
der angebotenen und durchgeführten Maß-
nahmen sowie der Angebote und Leistungen 
Dritter (§ 10 Absatz 1 Satz 4 Nummer 19), 
soweit sie für die Eingliederung der Gefan-
genen von Bedeutung sind. 
 
(5) Eine Ausfertigung des Berichts ist den 
Gefangenen auszuhändigen. Bei angeord-
neter Bewährungs- oder Führungsaufsicht 
ist eine Ausfertigung der zuständigen Leite-
rin oder dem zuständigen Leiter des ambu-
lanten Sozialen Dienstes der Justiz zuzulei-
ten. Mit Einwilligung der Gefangenen soll 
eine Ausfertigung des Berichts auch anderen 
Beteiligten zugeleitet werden, die an der Ein-
gliederung der Gefangenen mitwirken. 
 
(6) Bedürftige Gefangene erhalten bei ihrer 
Entlassung einen Reisekostenzuschuss so-
wie eine Überbrückungsbeihilfe und bei Be-
darf für die Entlassung ausreichende Klei-
dung. Bei der Bemessung der 
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Überbrückungsbeihilfe ist der Zeitraum zu 
berücksichtigen, den Gefangene benötigen, 
um vorrangige Hilfe in Anspruch zu nehmen. 
 

26. § 63 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 
„Darüber hinaus kann der Zugang 
einer Person zu einer Anstalt aus 
Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung von ihrer Durchsuchung ab-
hängig gemacht werden.“ 

 
b) Im neuen Satz 4 wird nach dem 

Wort „ist“ das Wort „zudem“ einge-
fügt. 

 

 § 63 
Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

 
(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-
lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-
menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-
chen der Gefangenen zu verhindern und die 
Sicherheit (§ 6) zu gewährleisten. Die Anstalt 
ist befugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die 
Identität aller Personen, die Zugang begeh-
ren, festzustellen. 
 

  (2) Die Gefangenen haben sich nach der Ta-
geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie sol-
len durch die Tageseinteilung auch an eine 
eigenverantwortliche Lebensgestaltung her-
angeführt werden. Sie dürfen durch ihr Ver-
halten gegenüber Bediensteten, anderen 
Gefangenen und Dritten das geordnete Mit-
einander in der Anstalt nicht stören. 
 
(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen 
der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie 
sich beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-
senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaub-
nis verlassen. 
 
(4) Gefangene sind verpflichtet, ihren Haft-
raum und die ihnen von der Anstalt überlas-
senen Gegenstände in Ordnung zu halten 
und schonend zu behandeln. 
 
(5) Die Gefangenen haben Umstände, die 
eine Gefahr für das Leben oder eine erhebli-
che Gefahr für die Gesundheit einer Person 
bedeuten, unverzüglich zu melden. 
 

 
 
 
 
 
 

 § 64 
Durchsuchung 

 
(1) Gefangene, ihre Sachen und die Haft-
räume dürfen durchsucht werden. 
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27. In § 64 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem 

Wort „hierdurch“ das Wort „weder“ ein-
gefügt, nach dem Wort „Sicherheit“ das 
Wort „oder“ durch die Wörter „noch die“ 
ersetzt und das Wort „nicht“ gestrichen. 

 

(2) Die Anstaltsleitung kann allgemein anord-
nen, dass bei der Aufnahme, vor und nach 
Kontakten mit Besucherinnen oder Besu-
chern sowie vor und nach jeder Abwesenheit 
von der Anstalt eine mit einer Entkleidung 
verbundene körperliche Durchsuchung Ge-
fangener durchzuführen ist, die Entkleidung 
im Einzelfall jedoch unterbleibt, wenn hier-
durch die Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt nicht gefährdet wird. Ansonsten ist eine 
solche Durchsuchung nur bei Gefahr im Ver-
zug oder auf Anordnung der Anstaltsleitung 
im Einzelfall zulässig. 
 
(3) Die Durchsuchung von männlichen Ge-
fangenen darf nur von Männern, von weibli-
chen Gefangenen nur von Frauen durchge-
führt werden. Entkleidungen erfolgen einzeln 
in einem geschlossenen Raum. Bei männli-
chen Gefangenen dürfen nur männliche Be-
dienstete und bei weiblichen Gefangenen 
nur weibliche Bedienstete zugegen sein. Die 
Untersuchung von Körperöffnungen darf nur 
durch den ärztlichen Dienst vorgenommen 
werden. Das Schamgefühl ist zu schonen. 
 

28. § 65 wird wie folgt geändert: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 2 eingefügt: 
 
„(2) Bei Gefangenen, die die Mitwirkung an 
der Durchführung einer nach Absatz 1 Satz 
1 angeordneten Kontrolle verweigern, ist in 
der Regel davon auszugehen, dass Sucht-
mittelfreiheit nicht gegeben ist.“ 
 

 § 65 
Maßnahmen zur Feststellung von Sucht-

mittelkonsum 
 

(1) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
Ordnung der Anstalt können allgemein oder 
im Einzelfall Maßnahmen angeordnet wer-
den, die geeignet sind, den Missbrauch von 
Suchtmitteln festzustellen. Diese Maßnah-
men dürfen mit einem geringfügigen körper-
lichen Eingriff, namentlich einer Punktion der 
Fingerbeere zur Abnahme einer geringen 
Menge von Kapillarblut, verbunden sein, 
wenn die Gefangenen einwilligen. 
 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 
3. 

 

 (2) Wird Suchtmittelmissbrauch festgestellt, 
können die Kosten der Maßnahmen den be-
troffenen Gefangenen auferlegt werden. 
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29. § 70 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 70 
Anordnung besonderer Sicherungsmaß-

nahmen, Verfahren 
 

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ord-
net die Anstaltsleitung an. Bei Gefahr im Ver-
zug können auch andere Bedienstete diese 
Maßnahmen vorläufig anordnen; die Ent-
scheidung der Anstaltsleitung ist unverzüg-
lich nachzuholen. 
 
(2) Die an der Behandlung maßgeblich betei-
ligten Personen sind alsbald über die Anord-
nung zu unterrichten. 
 
(3) Besondere Sicherungsmaßnahmen dür-
fen nur soweit aufrechterhalten werden, als 
es ihr Zweck erfordert. 
 
(4) Den Gefangenen sollen besondere Si-
cherungsmaßnahmen zusammen mit der 
Anordnung erläutert werden. Bei einer Ge-
fährdung der Sicherheit kann dies auch 
nachgeholt werden. Nach der Beendigung 
einer Fixierung, die nicht richterlich angeord-
net worden ist, sind die Gefangenen über die 
Möglichkeit zu belehren, die Rechtmäßigkeit 
der durchgeführten Maßnahme gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Die Anordnung, die 
hierfür maßgeblichen Gründe, Entscheidun-
gen zur Fortdauer und die Durchführung der 
Maßnahmen einschließlich der Beteiligung 
des ärztlichen Dienstes sind zu dokumentie-
ren. Die Dokumentationspflicht erstreckt sich 
bei Fixierungen auch auf die Dauer der Maß-
nahme, die Art der Überwachung und die Er-
teilung einer Belehrung nach Satz 3. 
 
(5) Fixierungen nach § 69 Absatz 2 Nummer 
6, durch die die Bewegungsfreiheit der Ge-
fangenen absehbar nicht nur kurzfristig auf-
gehoben wird, bedürfen der vorherigen ärzt-
lichen Stellungnahme und richterlichen An-
ordnung. Bei Gefahr im Verzug darf die An-
staltsleitung die Anordnung vorläufig treffen. 
Die richterliche Entscheidung und ärztliche 
Stellungnahme sind unverzüglich nachzuho-
len. Einer Antragstellung bei Gericht bedarf 
es nur dann nicht, wenn bereits zu Beginn 
der Maßnahme absehbar ist, dass die Ent-
scheidung erst nach Wegfall des Grundes 
der Maßnahme ergehen wird oder die Maß-
nahme vor Herbeiführung der Entscheidung 
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a) In Absatz 6 werden die Wörter „Eine 
ununterbrochene Beobachtung von 
Gefangenen mit technischen Hilfs-
mitteln in Hafträumen, die dem Auf-
enthalt bei Tag und bei Nacht die-
nen, nach § 69 Absatz 2 Nummer 4 
sowie besondere“ durch das Wort 
„Besondere“ ersetzt. 

 

tatsächlich beendet und auch keine Wieder-
holung zu erwarten ist. Das Gericht ist unver-
züglich zu unterrichten, wenn die Fixierung 
nach Antragstellung bei Gericht, aber vor ei-
ner gerichtlichen Entscheidung, nicht mehr 
erforderlich ist. 
 
(6) Eine ununterbrochene Beobachtung von 
Gefangenen mit technischen Hilfsmitteln in 
Hafträumen, die dem Aufenthalt bei Tag und 
bei Nacht dienen, nach § 69 Absatz 2 Num-
mer 4 sowie besondere Sicherungsmaßnah-
men nach § 69 Absatz 2 Nummer 5 und 6 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich mit-
zuteilen, wenn sie länger als drei Tage auf-
rechterhalten werden. Eine Absonderung 
von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer in ei-
nem Jahr bedarf der Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde. Auf Antrag der Gefangenen 
ist unverzüglich deren Verteidigerin oder de-
ren Verteidiger zu benachrichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 7 Satz 2 wird der Punkt 

am Ende durch die Wörter „; bei ei-
ner intensivmedizinischen Behand-
lung genügt die ständige Überwa-
chung der Gefangenen mittels tech-
nischer Geräte, wenn zur Abwen-
dung der mit der Fixierung verbun-
denen Gesundheitsgefahren eine 
Sitzwache nicht erforderlich ist.“ er-
setzt. 

 

 (7) Während der Absonderung, der Unter-
bringung in einem besonders gesicherten 
Haftraum ohne gefährdende Gegenstände 
oder der Fixierung sind die Gefangenen in 
besonderem Maße zu betreuen. Sind die 
Gefangenen fixiert, sind sie ständig und in 
unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Gerichtliche Zuständigkeit und gerichtli-
ches Verfahren bei Fixierungen nach Ab-
satz 5 richten sich nach den §§ 121a und 
121b des Strafvollzugsgesetzes vom 16. 
März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088; 1977 I S. 
436) in der jeweils geltenden Fassung. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 81 
Verfahren 

 
(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei 
sind sowohl belastende als auch entlastende 
Umstände zu ermitteln. Die Gefangenen 
werden gehört. Sie werden darüber unter-
richtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last 
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30. In § 81 Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-

ter „auf dem Weg in eine andere Anstalt“ 
durch die Wörter „, die während der Ver-
legung in eine andere Vollzugsanstalt 
begangen wird,“ ersetzt. 

 

gelegt werden. Sie sind darauf hinzuweisen, 
dass es ihnen freisteht sich zu äußern oder 
nicht zur Sache auszusagen. Die Äußerun-
gen der Gefangenen und die Ergebnisse der 
Ermittlungen sind zu dokumentieren. 
 
(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die An-
staltsleitung an. Die Aufsichtsbehörde ent-
scheidet, wenn sich die Verfehlung Gefange-
ner gegen die Anstaltsleiterin oder den An-
staltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der 
Gefangenen auf dem Weg in eine andere 
Anstalt ist die Anstaltsleitung der Bestim-
mungsanstalt zuständig. 
 
(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren 
Verstößen vor der Entscheidung in einer 
Konferenz mit Personen besprechen, die 
maßgeblich an der Behandlung der Gefan-
genen mitwirken. 
 
(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaß-
nahme gegen Gefangene, die sich in medizi-
nischer Behandlung befinden, oder gegen 
eine Schwangere oder eine Gefangene, die 
unlängst entbunden hat, ist der ärztliche 
Dienst zu hören. 
 
(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem 
engen zeitlichen Zusammenhang mit der 
Pflichtverletzung angeordnet werden. Meh-
rere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beur-
teilen sind, werden durch eine Entscheidung 
geahndet. 
 
(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung 
werden schriftlich abgefasst und den Gefan-
genen mündlich eröffnet. Auf Verlangen ist 
den Gefangenen die schriftliche Begründung 
auszuhändigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 86 
Schwangerschaft, Mutterschaft, Geburts-

anzeige 
 

(1) Die Anstalt soll im Benehmen mit den 
Justizbehörden und dem Jugendamt die Ent-
lassung der Gefangenen aus der Haft vor  
oder unmittelbar nach der Geburt anstreben. 
 
(2) Auf den Zustand einer Schwangeren oder 
einer Gefangenen, die unlängst entbunden 
hat, ist Rücksicht zu nehmen. Die 
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31. In § 86 Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I 
S. 2318) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ gestrichen. 

 

Vorschriften des Mutterschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. 
Juni 2002 (BGBl. I S. 2318) in der jeweils gel-
tenden Fassung gelten entsprechend. 
 
(3) Bei Schwangerschaft und Entbindung hat 
die Gefangene Anspruch auf medizinische 
Behandlung und Hebammenhilfe in der An-
stalt. Zur medizinischen Behandlung wäh-
rend der Schwangerschaft gehören auch Un-
tersuchungen zur Feststellung der Schwan-
gerschaft und Vorsorgeuntersuchungen. 
 
(4) Ist eine medizinische Behandlung in ei-
nem Krankenhaus wegen gravierender 
Schwangerschaftsbeschwerden während ei-
ner vollzugsöffnenden Maßnahme nach § 53 
Absatz 2 erforderlich, trägt die Anstalt die 
Kosten, wenn der Gefangenen die Rückkehr 
in die Anstalt nicht zuzumuten ist und die Ge-
fangene Ansprüche aus einer Krankenversi-
cherung nicht geltend machen kann. 
 
(5) Zur Entbindung ist die Schwangere in ein 
Krankenhaus außerhalb des Vollzuges zu 
bringen. 
 
(6) Entbindet die Gefangene in einer Anstalt, 
dürfen in der Anzeige der Geburt an das 
Standesamt die Anstalt als Geburtsstätte 
des Kindes, das Verhältnis der anzeigenden 
Person zur Anstalt und die Inhaftierung der 
Mutter nicht vermerkt sein. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 87 
Gefangene mit Kindern 

 
(1) Ist das Kind einer Gefangenen noch nicht 
schulpflichtig, so kann es mit Zustimmung 
der aufenthaltsbestimmungsberechtigten 
Person in einer Mutter-Kind-Abteilung einer 
Anstalt aufgenommen werden, wenn die Ge-
fangene für die Unterbringung dort geeignet 
ist, ein Platz für sie und ihr Kind zur Verfü-
gung steht und dies dem Wohl des Kindes 
dient. Vor der Aufnahme ist das Jugendamt 
zu hören. 
 
(2) Die Kosten der Unterbringung des Kindes 
einschließlich der Gesundheitsfürsorge trägt 
die oder der zum Unterhalt des Kindes Ver-
pflichtete. Von der Erhebung der Kosten 
kann abgesehen werden, wenn hierdurch die 
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32. In § 87 Absatz 3 wird das Wort „kann“ 

durch das Wort „soll“ ersetzt. 
 

gemeinsame Unterbringung der Gefange-
nen und ihres Kindes gefährdet würde. 
 
(3) Ist das Kind in ein Krankenhaus außer-
halb des Vollzuges zu bringen, kann gestat-
tet werden, dass die Gefangene das Kind be-
gleitet, wenn dies erforderlich ist. 
 

33. § 92 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-
satz 4 eingefügt: 

 
„(4) Nehmen Gefangene während 
der Zeit der Beschäftigung an psy-
chiatrischen, psychotherapeuti-
schen oder sozialtherapeutischen 
Behandlungsmaßnahmen oder an-
deren Einzel- oder Gruppenbe-
handlungsmaßnahmen entspre-
chend § 10 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 1 und 2 des Sicherungs-

 § 92 
Gestaltung des Vollzuges 

 
(1) Den Gefangenen ist unverzüglich eine in-
dividuelle, intensive und therapiegerichtete 
Betreuung im Sinne von § 66c Absatz 1 
Nummer 1 des Strafgesetzbuches anzubie-
ten. §§ 9 bis 11 des Sicherungsverwah-
rungsvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 212) in der 
jeweils geltenden Fassung gelten entspre-
chend. In den Vollzugsplan und seine Fort-
schreibungen ist gesondert aufzunehmen, 
ob standardisierte Angebote ausreichen  
oder individuell zugeschnittene Behand-
lungsangebote notwendig sind und wahrge-
nommen werden. 
 
(2) Die Bereitschaft der Gefangenen, an der 
Erreichung der Vollzugsziele mitzuwirken, ist 
fortwährend zu wecken und zu fördern. Die 
Motivationsmaßnahmen sind zu dokumen-
tieren. 
 
(3) Gefangene sind abweichend von § 13 in 
sozialtherapeutische Einrichtungen zu verle-
gen, wenn ihre Teilnahme an den dortigen 
Behandlungsprogrammen zur Verringerung 
der Gefahren, die von ihnen für die Allge-
meinheit ausgehen, angezeigt ist. Die Verle-
gung erfolgt im Benehmen mit der aufneh-
menden Einrichtung. Die Gefangenen sollen 
so frühzeitig verlegt werden, dass ein Ab-
schluss der Behandlung noch während des 
Vollzuges der Freiheitsstrafe zu erwarten ist. 
 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13845&vd_back=N212&sg=0&menu=0
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verwahrungsvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen teil, erhalten 
sie für die Dauer des Ausfalls der 
Beschäftigung eine Entschädigung 
in Höhe des ihnen dadurch entge-
henden Arbeitsentgelts oder der 
ihnen dadurch entgehenden Ausbil-
dungsbeihilfe. Dabei ist die durch-
schnittliche Vergütung der letzten 
drei Monate zugrunde zu legen.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 wer-

den die Absätze 5 bis 8. 
 
 

 (4) §§ 89, 90 gelten entsprechend. 
 
(5) Die vorzusehenden Bediensteten (§ 96 
Absatz 2) sollen für die Betreuung und Be-
handlung von Gefangenen mit angeordneter 
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
besonders geeignet und qualifiziert sein. 
Eine fachübergreifende Zusammenarbeit 
und die erforderliche Einbeziehung externer 
Fachkräfte sind zu gewährleisten. 
 
(6) Ist die Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung nachträglich angeordnet oder 
droht eine solche Anordnung, gelten die Ab-
sätze 1 bis 5 entsprechend. 
 
(7) Wird gegen Gefangene im Anschluss an 
die Strafhaft die Sicherungsverwahrung voll-
zogen, werden die Guthaben der Gefange-
nen übertragen. Haben die Gefangenen 
während des Vollzuges der Freiheitsstrafe 
Freistellungstage nach § 34 Absatz 1 Satz 1 
erworben, wird ihnen eine Ausgleichsent-
schädigung nach § 34 Absatz 3 schon bei 
Antritt der Sicherungsverwahrung zum Ei-
gengeld gutgeschrieben. 
 

34. § 93 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Für den Vollzug der Freiheits-
strafe sind Haftplätze in verschiede-
nen Anstalten oder Abteilungen 

 § 93 
Organisation der Anstalten 

 
(1) Freiheitsstrafen werden in Anstalten der 
Landesjustizverwaltung vollzogen, die ent-
sprechend ihrem Zweck und den Erforder-
nissen eines behandlungsorientierten Straf-
vollzuges auszugestalten sind und eine auf 
die unterschiedlichen Bedürfnisse der Ge-
fangenen abgestimmte Behandlung gewähr-
leisten. 
 
(2) Für den Vollzug der Freiheitsstrafe sind 
Haftplätze in verschiedenen Anstalten oder 
Abteilungen vorzusehen, die eine dem 
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vorzusehen, die eine dem Vollzugs-
ziel entsprechende Behandlungsdif-
ferenzierung ermöglichen. Dabei ist 
sicherzustellen, dass in den einzel-
nen Anstalten unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Vollstreckungs-
zuständigkeit Behandlungsmaß-
nahmen zum Erwerb sozialer Kom-
petenzen, therapeutische Ange-
bote, schulische Förderung, die 
Vermittlung beruflicher Fähigkeiten 
und Qualifikationen, Motivations- 
und Beratungsangebote für Sucht-
kranke sowie Schuldnerberatung 
angeboten werden. Die Aufsichts-
behörde legt für die Behandlungs-
angebote die Rahmenbedingungen 
und die zu beachtenden Standards 
fest. Sie sichert gemeinsam mit den 
Anstalten die Qualität der Behand-
lungsangebote und entwickelt diese 
auf Grundlage der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse und unter Be-
rücksichtigung der landesweiten 
Bedarfe fort. Dabei greift sie auf die 
Erkenntnisse der Begleitforschung 
des Kriminologischen Dienstes zu-
rück.“ 

 

Vollzugsziel entsprechende Behandlungsdif-
ferenzierung ermöglichen. Neben Anstalten 
des geschlossenen Vollzuges sind solche 
des offenen Vollzuges einzurichten; in An-
stalten des geschlossenen Vollzuges kön-
nen Abteilungen des offenen Vollzuges ein-
gerichtet werden. 
 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
„(3) Neben Anstalten des geschlos-
senen Vollzuges sind solche des of-
fenen Vollzuges einzurichten; in An-
stalten des geschlossenen Vollzu-
ges können Abteilungen des offe-
nen Vollzuges eingerichtet werden.“ 

 

  

c) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 4 und ihm wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 
 

„Insbesondere ist im Rahmen der 
baulichen Gegebenheiten für eine 
kindgerechte Ausgestaltung der Be-
suchsräume und Wartebereiche zu 
sorgen.“ 

 
 

 (3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 
Ausstattung von Plätzen, insbesondere für 
therapeutische Maßnahmen, für Maßnah-
men der Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seel-
sorge und Besuche, vorzusehen. Gemein-
schafts- und Besuchsräume sind wohnlich 
und zweckentsprechend auszustatten. 
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d) Die bisherigen Absätze 4 und 5 wer-
den die Absätze 5 und 6. 

 
 

 (4) Anstalten sollen so gegliedert werden, 
dass Gefangene in überschaubaren Betreu-
ungs- und Behandlungsgruppen zusammen-
gefasst werden können. 
 
(5) Die Einrichtung von Wohngruppen in 
baulich abgegrenzten Bereichen soll ermög-
licht werden. Die Wohngruppen sollen von 
fest zugeordneten Bediensteten betreut wer-
den. 
 

35. § 99 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch das 
Wort „soll“ und das Wort „sicherzu-
stellen“ durch die Wörter „sicherge-
stellt werden“ ersetzt. 

 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 § 99 
Medizinische Versorgung 

 
(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-
amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustel-
len. Sie kann aus besonderen Gründen ne-
benamtlichen oder vertraglich verpflichteten 
Ärztinnen oder Ärzten übertragen werden. 
 
 
(2) Die Pflege erkrankter Gefangener soll 
von Krankenpflegekräften im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 
(BGBl. I S. 1442) in der jeweils geltenden 
Fassung ausgeübt werden. Stehen solche 
Kräfte nicht zur Verfügung, können Bediens-
tete des Vollzuges oder sonstige Kräfte ein-
gesetzt werden, soweit sie eine entspre-
chende Qualifikation besitzen. 
 

36. § 104 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„welche Gefangenen zunächst 
einer Einweisungsanstalt oder 
Einweisungsabteilung zuzufüh-
ren sind und“ gestrichen. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Zudem sieht der Vollstre-
ckungsplan vor, welche 

 § 104 
Vollstreckungsplan, Einweisungsverfah-

ren 
 

(1) Die örtliche und sachliche Zuständigkeit 
der Anstalten wird durch die Aufsichtsbe-
hörde in einem Vollstreckungsplan nach all-
gemeinen Merkmalen geregelt. 
 
(2) Der Vollstreckungsplan bestimmt insbe-
sondere, welche Anstalten und Abteilungen 
sozialtherapeutische Einrichtungen oder sol-
che des offenen Vollzuges sind. Ferner legt 
er fest, welche Gefangenen zunächst einer 
Einweisungsanstalt oder Einweisungsabtei-
lung zuzuführen sind und inwieweit Gefan-
gene, die sich freiwillig zum Strafantritt stel-
len, zunächst bis zum Abschluss der Be-
handlungsuntersuchung in eine Anstalt oder 
Abteilung des offenen Vollzuges aufzuneh-
men sind. 
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Gefangenen zunächst einer 
Einweisungsanstalt oder Ein-
weisungsabteilung zuzuführen 
sind.“ 

 
b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

 
„(3) Im Rahmen des Einweisungs-
verfahrens werden die Persönlich-
keit und die Lebensumstände der 
Gefangenen erforscht. Auf der 
Grundlage dieser Behandlungsun-
tersuchung erfolgt die Einweisung 
der Gefangenen in eine bestimmte 
Justizvollzugsanstalt. Die Einwei-
sungsentscheidung berücksichtigt, 
in welcher Einrichtung der Persön-
lichkeit der Gefangenen und ihren 
Behandlungsbedürfnissen am 
ehesten entsprochen werden kann.“ 

 

  

37. Nach § 107 wird folgender Abschnitt 22 
eingefügt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Abschnitt 22 
Strafarrest 

 
§ 108 

Grundsatz für den Vollzug des Straf-
arrestes 

 
Für den Vollzug des Strafarrestes in 
Justizvollzugsanstalten gelten die Best-
immungen der §§ 1 bis 87 entspre-
chend, soweit § 109 nichts Abweichen-
des bestimmt. § 39 findet nur in den Fäl-
len der Ausübung einer in § 31 erwähn-
ten Beschäftigung Anwendung. 

 
§ 109 

Besondere Bestimmungen für den 
Vollzug des Strafarrestes 

 
(1) Eine gemeinsame Unterbringung ist 
nur mit Einwilligung der 

 § 107 
Pflicht zur Verschwiegenheit 

 
Die Mitglieder der Beiräte sind verpflichtet, 
außerhalb ihres Amtes über alle Angelegen-
heiten, die vertraulich sind, insbesondere 
über Namen und Persönlichkeit der Gefan-
genen, Verschwiegenheit zu bewahren. Dies 
gilt auch nach Beendigung ihres Amtes. 
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Strafarrestantinnen und Strafarrestan-
ten zulässig. Dies gilt nicht, wenn Straf-
arrest in Unterbrechung einer Strafhaft 
oder einer Unterbringung im Vollzug ei-
ner freiheitsentziehenden Maßregel der 
Besserung und Sicherung vollzogen 
wird. 
 
(2) Den Strafarrestantinnen und Strafar-
restanten soll gestattet werden, einmal 
wöchentlich Besuch zu empfangen. 
 
(3) Besuche und Schriftwechsel dürfen 
nur untersagt oder überwacht werden, 
wenn dies aus Gründen der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt notwendig ist. 
 
(4) Die Strafarrestantinnen und Strafar-
restanten dürfen eigene Kleidung und 
eigene Bettwäsche benutzen, wenn 
Gründe der Sicherheit nicht entgegen-
stehen und sie für Reinigung, Instand-
haltung sowie regelmäßigen Wechsel 
auf eigene Kosten sorgen. 
 
(5) Die Strafarrestantinnen und Strafar-
restanten dürfen Waren in angemesse-
nem Umfang durch Vermittlung der An-
stalt auf eigene Kosten erwerben.“ 

 
 
 
38. Der bisherige Abschnitt 22 wird Ab-

schnitt 23. 
 

 Abschnitt 22 
Kriminologischer Dienst, Schlussbestim-

mungen 
 
(…) 
 

39. Der bisherige § 108 wird § 110 und wie 
folgt geändert:  

 
a) In Absatz 1 wird das Wort „krimino-

logischen“ durch das Wort „Krimino-
logischen“ ersetzt.  

 

 § 108 
Kriminologischer Dienst 

 
(1) Dem kriminologischen Dienst obliegt es, 
in Zusammenarbeit mit den Einrichtungen 
der Forschung den Vollzug, insbesondere 
die Behandlungsmethoden, wissenschaftlich 
zu begleiten und seine Ergebnisse für die 
Weiterentwicklung der Behandlungs- und 
Eingliederungsmaßnahmen und der Leitli-
nien des Vollzuges nutzbar zu machen. 
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b) Nach Absatz 2 Satz 1 werden die 
folgenden Sätze eingefügt:  

 
„Der Kriminologische Dienst erhebt 
den Bestand der vollzuglichen Be-
handlungsmaßnahmen. Diese Er-
hebung wird den Anstalten in regel-
mäßigen Abständen zur Verfügung 
gestellt.“ 

 

 (2) Die Begleitforschung beinhaltet nament-
lich die regelmäßige Erhebung des Behand-
lungsbedarfs und die Auswertung des Be-
handlungsverlaufs. In die Bewertung sollen 
die Erfahrungen der Praxis und der oder des 
Justizvollzugsbeauftragten des Landes 
Nordrhein-Westfalen einfließen. 
 
 
(3) § 19 des Justizvollzugsdatenschutzge-
setzes Nordrhein-Westfalen gilt entspre-
chend. 
 

40. Der bisherige § 109 wird § 111.  
 

 § 109 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Durch dieses Gesetz werden die Grund-
rechte aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 und 2 
(körperliche Unversehrtheit und Freiheit der 
Person), Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 (Informati-
onsfreiheit) und Artikel 10 Absatz 1 (Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnis) des Grund-
gesetzes eingeschränkt. 
 

41. Der bisherige § 110 wird § 112 und wie 
folgt geändert:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 110 
Ersetzung und Fortgeltung von Bundes-

recht 
 

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Ab-
satz 1 Satz 2 des Grundgesetzes in seinem 
Geltungsbereich das Strafvollzugsgesetz 
vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581, 2088; 
1977 I S. 436), das zuletzt durch Artikel 152 
der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. 
I S. 1474) geändert worden ist, mit Aus-
nahme der Vorschriften über 
1. den Urlaub aus der Haft (§ 13 Absatz 5), 
 
2. den Pfändungsschutz (§ 43 Absatz 11 

Satz 2, § 50 Absatz 2 Satz 5, § 51 Ab-
satz 4 und 5, § 75 Absatz 3), 

 
3. das Festnahmerecht (§ 87), 
 
4. den Ersatz von Aufwendungen (§ 93), 
 
5. das Handeln auf Anordnung (§ 97), 
 
6. das gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis 

121), 
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a) In Nummer 7 wird das Komma 
durch das Wort „und“ ersetzt.  

 
 

7. die Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus und einer Entzie-
hungsanstalt (§§ 136 bis 138), 

 
b) Nummer 8 wird aufgehoben.  

 
 8. den Vollzug des Strafarrestes in Justiz-

vollzugsanstalten (§§ 167 bis 170, 178 
Absatz 2) und 

 
c) Nummer 9 wird Nummer 8.  

 
 9. den Vollzug von Ordnungs-, Siche-

rungs-, Zwangs- und Erzwingungshaft 
(§§ 171 bis 175, 178 Absatz 2). 

 
 
 
 
42. Der bisherige § 111 wird § 113 und nach 

dem Wort „Absatz“ wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt. 

 

 § 111 
Übergangsvorschrift 

 
Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach 
§ 32 Absatz 3 Satz 3 gilt die Strafvollzugs-
vergütungsordnung vom 11. Januar 1977 
(BGBl. I S. 57), die durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I 
S. 2894) geändert worden ist, fort. 
 

43. Der bisherige § 112 wird § 114 und wie 
folgt geändert:  

 
a) In der Überschrift wird das Wort  

„, Berichtspflicht“ gestrichen.  
 

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird 
gestrichen.  

 

  
 

§ 112 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

 
 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des 
vierten auf die Verkündung folgenden Kalen-
dermonats in Kraft. 
 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 

 (2) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 31. Dezember 2019 über die mit 
diesem Gesetz gemachten Erfahrungen. 
 

Artikel 2 
Änderung des Jugendstrafvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 
 

  
Gesetz zur Regelung des Jugendstraf-

vollzuges in Nordrhein-Westfalen 
(Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-

Westfalen - JStVollzG NRW) 
Das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 511), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 339) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
 
 

a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzu-
ges“. 

 

 Inhaltsübersicht 
 

Abschnitt 1 
Anwendungsbereich, Grundsätze des 

Vollzuges 
 

§ 1 Anwendungsbereich 
 
§ 2 Vollzugsziel 
 
§ 3 Grundsätze der Vollzugsgestaltung 
 
§ 4 Förderung und Erziehung, Mitwir-

kung und Motivierung 
 
§ 5 Soziale Hilfe 
 
§ 6 Einbeziehung Dritter 
 
§ 7 Sicherheit 
 
§ 8 Opferbezogene Gestaltung 
 

 
 
b) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„§ 39 Freizeit“. 
 
 

 Abschnitt 8 
Sport, Freizeit 

 
§ 38 Sport 
 
§ 39 Freizeit, Förderung der Kreativität 
 
§ 40 Hörfunk, Fernsehen 
 
§ 41 Gegenstände zur Freizeitbeschäfti-

gung, Zeitungen, Zeitschriften 
 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort „Voll-
zugsziel“ durch die Wörter „Ziel und 
Aufgabe des Vollzuges“ ersetzt. 

 

  
§ 2 

Vollzugsziel 
 

 
 
 
b) In Satz 1 wird der Punkt am Ende 

durch die Wörter „, und hat darüber 
hinaus die Aufgabe, die Allgemein-
heit vor weiteren Straftaten zu 
schützen.“ ersetzt. 

 

 Der Vollzug der Jugendstrafe dient dem Ziel, 
die Gefangenen zu befähigen, künftig in so-
zialer Verantwortung ein Leben ohne Strafta-
ten zu führen. Er trägt durch eine an den Ent-
wicklungspotentialen der Gefangenen orien-
tierte Förderung dazu bei, individuelle Be-
nachteiligungen zu vermeiden oder abzu-
bauen. 
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3. In § 3 Absatz 3 Satz 2 wird nach Wort 

„Behinderung“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort 
„Identität“ werden die Wörter „sowie die 
familiären und sozialen Beziehungen,“ 
eingefügt. 

 

 § 3 
Grundsätze der Vollzugsgestaltung 

 
(1) Der Vollzug der Jugendstrafe ist erziehe-
risch nach anerkannten Grundsätzen der Ju-
gendpädagogik zu gestalten. Zur Erreichung 
des Vollzugsziels ist die Bereitschaft der Ge-
fangenen zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Lebensführung in 
Achtung der Rechte anderer zu wecken und 
zu fördern. Sinnvolle Beschäftigungsmög-
lichkeiten sollen ihre Gesundheit, ihre 
Selbstachtung sowie Fähigkeiten und Fertig-
keiten erhalten und stärken und ihnen helfen, 
sich als sozial verantwortungsvolle Mitglie-
der der Gesellschaft zu entwickeln. 
 
(2) Das Leben im Vollzug ist den allgemei-
nen Lebensverhältnissen soweit wie möglich 
anzugleichen. Der Vollzug ist von Beginn an 
darauf auszurichten, dass er den Gefange-
nen hilft, sich in das Leben in Freiheit einzu-
gliedern. Schädlichen Folgen des Freiheits-
entzuges ist entgegenzuwirken. 
 
(3) Die Persönlichkeit und die Würde der Ge-
fangenen sind zu achten. Bei der Ausgestal-
tung des Vollzuges werden die unterschied-
lichen Lebenslagen und Bedürfnisse der Ge-
fangenen, insbesondere im Hinblick auf Ge-
schlecht, Entwicklungsstand, Zuwande-
rungshintergrund, Religion, Behinderung 
und sexuelle Identität in angemessenem 
Umfang berücksichtigt. 
 
 
(4) Alle im Vollzug Tätigen arbeiten zusam-
men und wirken mit, das Vollzugsziel zu er-
reichen. 
 
(5) Personelle Ausstattung, sachliche Mittel 
und Organisation der Einrichtungen des Ju-
gendstrafvollzuges werden an dessen Ziel-
setzung und Aufgaben sowie den altersspe-
zifischen besonderen Bedürfnissen der Ge-
fangenen ausgerichtet. 
 
(6) Gefangene unterliegen den in diesem 
Gesetz vorgesehenen Beschränkungen ih-
rer Freiheit. Soweit das Gesetz eine beson-
dere Regelung nicht enthält, können ihnen 
Beschränkungen auferlegt werden, die zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur 
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Abwendung einer schwerwiegenden Stö-
rung der Ordnung der Anstalt erforderlich 
sind. 
 
(7) Von mehreren gleich geeigneten Maß-
nahmen ist diejenige zu wählen, die die Ge-
fangenen voraussichtlich am wenigsten be-
einträchtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu ei-
nem Nachteil führen, der zu dem angestreb-
ten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. 
Sie ist nur so lange zulässig, bis ihr Zweck 
erreicht ist oder nicht mehr erreicht werden 
kann. 
 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 

 § 7 
Sicherheit 

 
(1) Der Vollzug der Jugendstrafe dient auch 
dem Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 
Straftaten. 
 

b) Die Absätze 2 bis 5 werden die Ab-
sätze 1 bis 4. 

 

 (2) Die Sicherheit der Bevölkerung, der Be-
diensteten und der übrigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie der Gefangenen wird 
erreicht durch 
 
1. baulich-technische Vorkehrungen, 
 
2. organisatorische Regelungen und deren 

Umsetzung und 
 
3. soziale und behandlungsfördernde 

Strukturen. 
 
(3) Die Sicherheitsstandards haben sich an 
den jeweiligen Aufgaben der Anstalten und 
den zu bewältigenden Gefahren zu orientie-
ren. Der innere Aufbau der Anstalten soll 
eine Binnendifferenzierung ermöglichen. Bei 
der Festlegung der Sicherheitsstandards 
sind insbesondere altersspezifische Be-
lange, besondere Belange weiblicher Gefan-
gener und Gefangener mit Behinderungen 
sowie die besonderen Anforderungen des 
Wohngruppenvollzuges einzubeziehen. 
(4) Anstalten des offenen Vollzuges sehen 
keine oder nur verminderte Vorkehrungen 
gegen Entweichungen vor. 
 
(5) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein 
gewaltfreies Klima fördern und die Gefange-
nen vor Übergriffen Mitgefangener schützen. 
Den Gefangenen sollen Möglichkeiten 
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aufgezeigt werden, Einstellungen und Fertig-
keiten für sozial angemessene Verhaltens-
weisen zu entwickeln. Ihre Fähigkeit zu ge-
waltfreier Konfliktlösung und einvernehmli-
cher Streitbeilegung sowie ihr Bewusstsein 
für Gefährdungen, die durch Fehlverhalten 
im Gewalt- oder Drogenbereich entstehen, 
sind zu entwickeln und zu stärken. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 9 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die 
betroffenen Gefangenen einwilligen und 
die Anwesenheit anderer Gefangener 
unbedingt erforderlich ist.“ 

 

 § 9 
Erstgespräch 

 
(1) Unmittelbar nach dem Eintritt der Gefan-
genen in die Anstalt werden die Gefangenen 
vorläufig aufgenommen und es ist mit ihnen 
ein Erstgespräch zu führen, das insbeson-
dere dazu dient, ihnen erste Informationen 
zu erteilen, einen Eindruck von ihrer aktuel-
len persönlichen Verfassung zu gewinnen 
sowie Selbstgefährdung und Selbsttötung 
abzuwenden. 
 
(2) Bei dem Erstgespräch dürfen andere Ge-
fangene nicht zugegen sein. Ausnahmen be-
dürfen der Einwilligung der betroffenen Ge-
fangenen. 
 
(3) Die Gefangenen sollen dabei unterstützt 
werden, etwa notwendige Maßnahmen für 
hilfsbedürftige Angehörige sowie sonstige 
dringend erforderliche Maßnahmen zu ver-
anlassen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) dem Satzteil vor Nummer 1 werden 
die Wörter „je nach Stand des Voll-
zuges Angaben insbesondere zu 
folgenden Bereichen“ durch die 
Wörter „– je nach Stand des Vollzu-
ges – folgende Angaben“ ersetzt. 

 

 § 12 
Vollzugsplan 

 
(1) Auf der Grundlage des festgestellten För-
der- und Erziehungsbedarfs wird unverzüg-
lich ein Vollzugsplan erstellt. Die zur Errei-
chung des Vollzugsziels geeigneten und er-
forderlichen Maßnahmen sind zu benennen 
und Perspektiven für die künftige Entwick-
lung der Gefangenen aufzuzeigen. Die für 
die Eingliederung und Entlassung zu treffen-
den Vorbereitungen sind frühzeitig in die Pla-
nung einzubeziehen. 
 
(2) Der Vollzugsplan enthält je nach Stand 
des Vollzuges Angaben insbesondere zu fol-
genden Bereichen: 
 
1. festgestellter Förder- und Erziehungsbe-

darf, 
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2. Vollzugsform, 
 
3. Art der Unterbringung im Vollzug, insbe-

sondere in Wohn- oder Behandlungs-
gruppen oder in einer sozialtherapeuti-
schen Einrichtung, 

 
4. Teilnahme an schulischer oder berufli-

cher Bildung, Zuweisung von Arbeit so-
wie arbeitstherapeutische Förderung, 

 
5. Art und Umfang der Teilnahme an thera-

peutischer Behandlung oder anderen 
Förder- und Erziehungsmaßnahmen, 

 
6. Art und Umfang der Teilnahme an Sport- 

und Freizeitangeboten, 
 

b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„7. Perspektiven für vollzugsöff-
nende Maßnahmen,“. 

 

  
 
7. vollzugsöffnende Maßnahmen, 
 
8. Maßnahmen zur Pflege der familiären 

Kontakte und zur Gestaltung der Außen-
kontakte, insbesondere bei heimatferner 
Unterbringung, 

 
9. ehrenamtliche Betreuung, 
 
10. Opferbezogene Förder- und Erzie-

hungsmaßnahmen sowie Maßnahmen 
und Angebote zum Ausgleich von Tatfol-
gen, 

 
11. Maßnahmen zur Sicherung berechtigter 

Schutzinteressen von Opfern oder ge-
fährdeten Dritten, 

 
12. Schuldnerberatung und Schuldenregu-

lierung, 
 
13. Maßnahmen zur Haftverkürzung, 
 
14. Suchtberatung und Maßnahmen der 

Gesundheitsförderung, 
 
15. voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt, 
 
16. Maßnahmen zur arbeitsmarktorientier-

ten Vorbereitung der Entlassung, insbe-
sondere die Fortsetzung oder Aufnahme 
einer beruflichen oder schulischen Aus-
bildung oder einer beruflichen Tätigkeit 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

53 

nach der Entlassung, sowie weitere 
Maßnahmen zur Stabilisierung der Le-
bensführung und frühzeitige Vorlagefris-
ten, 

 
17. Empfehlungen zur Wahrnehmung von 

Angeboten und Leistungen Dritter zur 
Sicherung der Eingliederung nach der 
Entlassung, 

 
18. Bestimmung der für die Koordination der 

Entlassungsplanung zuständigen Per-
son und 

 
19. Fristen zur Fortschreibung des Vollzugs-

plans. 
 
(3) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung 
sind regelmäßig zu überprüfen und der Ent-
wicklung der Gefangenen anzupassen sowie 
mit weiteren für die Förderung und Erzie-
hung bedeutsamen Erkenntnissen in Ein-
klang zu halten. Zur Fortschreibung des Voll-
zugsplans sind angemessene Fristen vorzu-
sehen. Diese dürfen einen Zeitraum von 
sechs Monaten nicht überschreiten. 
 
(4) Zur Vorbereitung der Aufstellung und 
Fortschreibung des Vollzugsplans werden 
Konferenzen mit den an der Vollzugsgestal-
tung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 
Personen und Stellen außerhalb des Vollzu-
ges, die an der Förderung und Erziehung, 
der Entlassungsvorbereitung sowie der Ein-
gliederung der Gefangenen mitwirken, sollen 
in die Planung einbezogen werden. Mit Ein-
willigung der Gefangenen können sie auch 
an den Konferenzen beteiligt werden. 
 
(5) Die Personensorgeberechtigten erhalten 
Gelegenheit, Anregungen und Vorschläge 
einzubringen. Diese sollen, soweit sie mit 
dem Vollzugsziel und der Gestaltung des 
Vollzuges vereinbar sind, berücksichtigt wer-
den. 
 
(6) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefan-
genen erörtert. Sind verschiedene Maßnah-
men der Förderung gleichermaßen geeignet, 
soll die Wahl im Einvernehmen mit den Ge-
fangenen getroffen werden. Deren Anliegen 
und Vorschläge werden auch im Übrigen an-
gemessen berücksichtigt. Betroffenen 
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Gefangenen kann die Teilnahme an der Voll-
zugsplankonferenz ermöglicht werden. Eine 
Ausfertigung des Vollzugsplans und seiner 
Fortschreibungen ist ihnen auszuhändigen. 
Er ist den Vollstreckungsleitungen zu über-
mitteln und auf Verlangen der Personensor-
geberechtigten diesen schriftlich bekannt zu 
geben. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Sozialtherapie 

 
(1) Gefangene, die wegen erheblicher Straf-
taten gegen das Leben, die körperliche Un-
versehrtheit oder die sexuelle Selbstbestim-
mung verurteilt worden sind, werden in eine 
sozialtherapeutische Einrichtung des Ju-
gendstrafvollzuges verlegt, wenn eine sozi-
altherapeutische Behandlung zur Eingliede-
rung und Förderung der Gefangenen ange-
zeigt und erfolgversprechend ist. 
 
(2) Andere Gefangene sollen mit ihrer Zu-
stimmung in eine sozialtherapeutische Ein-
richtung des Jugendstrafvollzuges verlegt 
werden, wenn deren Teilnahme an den dor-
tigen Behandlungsprogrammen zu ihrer Ein-
gliederung und zur Verringerung erheblicher 
Gefahren, die von den Gefangenen für die 
Allgemeinheit ausgehen, angezeigt und er-
folgversprechend ist. Erhebliche Gefahren 
für die Allgemeinheit bestehen insbesondere 
dann, wenn auf Grund einer Störung der so-
zialen und persönlichen Entwicklung der  
oder des Gefangenen weitere erhebliche 
Straftaten zu erwarten sind. 
 
(3) Die Bereitschaft der Gefangenen zur Teil-
nahme an einer sozialtherapeutischen Be-
handlung und zur Unterbringung in einer so-
zialtherapeutischen Einrichtung ist zu we-
cken und durch vorbereitende Maßnahmen 
zu fördern. 
 
(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeit-
punkt erfolgen, der entweder den Abschluss 
der Behandlung zum voraussichtlichen Ent-
lassungszeitpunkt erwarten lässt oder die 
Fortsetzung der Behandlung nach der Ent-
lassung ermöglicht. 
 
(5) Die Unterbringung der Gefangenen in der 
sozialtherapeutischen Einrichtung endet, 
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7. In § 15 Absatz 7 Satz 2 werden nach 

dem Wort „Nordrhein-Westfalen“ die 
Wörter „vom 13. Januar 2015 (GV. 
NRW. S. 76) in der jeweils geltenden 
Fassung“ eingefügt. 

 

wenn der Zweck der Behandlung aus Grün-
den, die in ihrer Person liegen, nicht erreicht 
werden kann. 
 
(6) Sozialtherapeutische Behandlung wird in 
besonderen Abteilungen der Jugendstraf-
vollzugsanstalten (sozialtherapeutische Ein-
richtungen) vollzogen. Der Vollzug erfolgt in 
überschaubaren Wohngruppen, deren Aus-
gestaltung an den Grundsätzen sozialthera-
peutischer Behandlung auszurichten ist. Die 
Wohngruppen werden jeweils durch eine 
Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter des So-
zialen Dienstes, eine Psychologin oder einen 
Psychologen und fest zugeordnete Bediens-
tete des allgemeinen Vollzugsdienstes be-
treut. Die Diagnostik soll durch Personen er-
folgen, die nicht an der therapeutischen Be-
treuung der Gefangenen beteiligt sind. 
 
(7) Gefangenen kann zur Vorbereitung der 
Entlassung aus einer sozialtherapeutischen 
Einrichtung Langzeitausgang bis zu sechs 
Monaten gewährt werden, insbesondere 
wenn ihre Unterkunft gesichert, ein Arbeits- 
oder Weiterbildungsplatz vorhanden und das 
soziale Umfeld für ihre Eingliederung förder-
lich ist. § 42 Absatz 1 und 6 bis 9 dieses Ge-
setzes und § 56 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 
Gefangenen sollen für den Langzeitausgang 
Weisungen (§ 44) erteilt werden. Sie sollen 
insbesondere angewiesen werden, sich ei-
ner von der Einrichtung bestimmten Betreu-
ungsperson zu unterstellen und für eine be-
stimmte Zeit in die sozialtherapeutische Ein-
richtung zurückzukehren. Der Langzeitaus-
gang wird widerrufen, wenn dies aus Grün-
den der Behandlung der Gefangenen erfor-
derlich ist. § 83 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen über den Widerruf von 
Maßnahmen bleibt unberührt. 
 
(8) Die sozialtherapeutischen Einrichtungen 
sollen nach Entlassung der Gefangenen die 
in der Einrichtung begonnene Betreuung und 
Behandlung auf Antrag der Gefangenen vo-
rübergehend fortführen, wenn das Ziel der 
früheren Behandlung gefährdet ist und die 
Betreuung nicht anderweitig sichergestellt 
werden kann. Die nachgehende Betreuung 
kann in sozialtherapeutischen Nachsorge-
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ambulanzen in den sozialtherapeutischen 
Einrichtungen durchgeführt werden. 
 
(9) Eine vorübergehende Aufnahme auf frei-
williger Grundlage nach der Entlassung der 
Gefangenen ist zulässig, wenn das Ziel der 
vorangegangenen Behandlung ansonsten 
gefährdet ist. § 48 Absatz 1 Satz 2 und Ab-
satz 3 bis 6 gilt entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8. § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird wie 

folgt gefasst: 
 

„4. dies aus Gründen der Anstaltsorga-
nisation erforderlich ist, wobei der 
Zeitraum der gemeinsamen Unter-
bringung für die einzelnen Gefange-
nen vier Monate nicht überschreiten 
soll, oder“. 

 
 

 § 17 
Unterbringung, Aufenthalt, Wohngrup-

penvollzug 
 

(1) Gefangene werden in Einrichtungen des 
geschlossenen Vollzuges während der Ru-
hezeit in ihren Hafträumen allein unterge-
bracht. Eine gemeinsame Unterbringung ist 
zulässig, wenn 
 
1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit 

der Gefangenen besteht, 
 
2. Gefangene hilfsbedürftig sind, 
 
3. dies aus Gründen der Förderung oder 

Erziehung erforderlich ist, 
 
4. dies im Einzelfall aus zwingenden Grün-

den der Anstaltsorganisation vorüberge-
hend erforderlich ist oder 

 
 
 
5. sich die Gefangenen im Justizvollzugs-

krankenhaus oder in Kranken- oder Pfle-
geabteilungen von Justizvollzugsein-
richtungen befinden, 

 
und eine schädliche Beeinflussung der Ge-
fangenen nicht zu befürchten ist. Die Gefan-
genen müssen für die gemeinschaftliche Un-
terbringung geeignet sein, insbesondere dür-
fen weder körperliche Übergriffe noch die 
Ausübung psychischen Zwangs zu erwarten 
sein. 
 
(2) Für den Aufenthalt während der Arbeit 
und Freizeit in Gemeinschaft gilt § 14 Ab-
satz 2 und 3 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen entsprechend. 
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(3) Weibliche Gefangene werden getrennt 
von männlichen Gefangenen untergebracht. 
Gemeinsame Förderangebote, insbeson-
dere eine gemeinsame Schul- und Berufs-
ausbildung, sowie gemeinsame kulturelle  
oder religiöse Veranstaltungen sind zulässig. 
§ 86 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend. 
 
(4) Geeignete Gefangene werden in über-
schaubaren Wohngruppen untergebracht, 
die das Alter, die voraussichtliche Dauer der 
Inhaftierung und die Straftat der Gefangenen 
berücksichtigen. Der Wohngruppenvollzug 
dient insbesondere der Einübung sozialver-
träglichen Zusammenlebens sowie der Über-
nahme von Verantwortung für sich und an-
dere und ermöglicht den dort untergebrach-
ten Gefangenen, ihren Vollzugsalltag weitge-
hend selbstständig zu regeln. Zu einer 
Wohngruppe gehören neben Hafträumen 
weitere Räume und Einrichtungen zur ge-
meinsamen Nutzung. Sie soll durch fest zu-
geordnete Bedienstete betreut werden. 
 

9. § 19 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt und 
werden nach dem Wort „Instandhal-
tung“ die Wörter „und regelmäßigen 
Wechsel“ eingefügt. 

 

 § 19 
Persönlicher Bereich 

 
(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das 
Tragen eigener Kleidung innerhalb der An-
stalt kann gestattet werden, soweit die Ge-
fangenen für Reinigung und Instandhaltung 
auf eigene Kosten sorgen. Bei Ausführungen 
und Vorführungen ist ihnen zu gestatten, ei-
gene Kleidung zu tragen, wenn zu erwarten 
ist, dass sie nicht entweichen. 
 

 
 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 

Wort „der“ das Wort „jeweiligen“ und 
nach dem Wort „deren“ das Wort 
„jeweiliger“ eingefügt. 

 

 (2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in an-
gemessenem Umfang mit eigenen Sachen 
ausstatten. Sie dürfen nur in Gewahrsam ha-
ben, was ihnen von der Anstalt oder mit de-
ren Erlaubnis überlassen worden ist. Gegen-
stände, die die Übersichtlichkeit des Haft-
raums behindern, eine unverhältnismäßig 
aufwändige Überprüfung erfordern, sonst die 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die 
Erreichung des Vollzugsziels gefährden kön-
nen, dürfen sie nicht in Gewahrsam haben. 
 
(3) Eingebrachte Sachen, die Gefangene 
nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für 
sie aufzubewahren. Lassen die Verhältnisse 
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der Anstalt eine Aufbewahrung nicht zu und 
weigern sich Gefangene, die Sachen zu ver-
senden, werden diese auf Kosten der Gefan-
genen vernichtet, verwertet oder aus der An-
stalt entfernt. 
 
(4) Aufzeichnungen und andere Gegen-
stände, die Kenntnisse über Sicherungsvor-
kehrungen einer Anstalt vermitteln, dürfen 
vernichtet oder unbrauchbar gemacht wer-
den. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. In § 23 Absatz 2 Satz 4 wird nach den 

Wörtern „namentlich der“ das Wort „Be-
suchstage,“ eingefügt. 

 

 § 23 
Besuche 

 
(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt 
mindestens vier Stunden im Monat. Be-
suchsmöglichkeiten sind auch an mindes-
tens zwei Wochenenden im Monat vorzuse-
hen. Das Nähere regelt die Anstalt. 
 
(2) Besuchskontakte zwischen Gefangenen 
und ihren Kindern werden besonders geför-
dert. Diese Besuche werden nicht auf die 
Regelbesuchszeiten angerechnet. Ein fami-
liengerechter Umgang zum Wohl der minder-
jährigen Kinder ist zu gestatten. Bei der Aus-
gestaltung der Besuchsmöglichkeiten, na-
mentlich der Besuchszeiten und der Rah-
menbedingungen der Besuche, sind die Be-
dürfnisse der minderjährigen Kinder der Ge-
fangenen zu berücksichtigen. 
 
(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelas-
sen werden, wenn sie die Erziehung oder 
Eingliederung der Gefangenen fördern oder 
persönlichen, rechtlichen oder geschäftli-
chen Angelegenheiten dienen, die von den 
Gefangenen nicht schriftlich erledigt, durch 
Dritte wahrgenommen oder bis zur Entlas-
sung der Gefangenen aufgeschoben werden 
können. 
 
(4) Den Gefangenen können zudem mehr-
stündige, unbeaufsichtigte Besuche (Lang-
zeitbesuche) ermöglicht werden, wenn dies 
zur Förderung familiärer, partnerschaftlicher 
oder anderer gleichwertiger Kontakte der 
Gefangenen geboten erscheint und verant-
wortet werden kann. 
 
(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt kann die Zulassung einer 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

59 

Person zum Besuch von ihrer Durchsuchung 
oder einer Sicherheitsanfrage nach § 21 des 
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. 
NRW. S. 555) abhängig gemacht werden. 
 
(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-
tig zum Besuch zugelassenen Personen be-
schränken. 
 
(7) Für die Überwachung von Besuchen gilt 
§ 20 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen entsprechend. 
 

11. § 29 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Hinsichtlich der Beschäftigung 
der Gefangenen gilt § 29 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-West-
falen mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Gefangenen wäh-
rend der Arbeitszeit vorrangig zur 
Teilnahme an schulischen und be-
ruflichen Orientierungs-, Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen oder 
speziellen Maßnahmen zur Förde-
rung ihrer schulischen, beruflichen 
oder persönlichen Entwicklung ver-
pflichtet sind. Die Regelungen des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 
12. April 1976 (BGBl. I S. 965) in der 
jeweils geltenden Fassung gelten 
entsprechend.“ 

 

 § 29 
Schulische und berufliche Aus- und Wei-

terbildung, Arbeit 
 

(1) Der Förder- und Erziehungsauftrag des 
Jugendstrafvollzuges wird insbesondere 
durch schulische und berufliche Bildung und 
eine zielgerichtet qualifizierende Beschäfti-
gung der Gefangenen verwirklicht. Analpha-
beten sollen das Lesen und Schreiben erler-
nen können. Gefangenen, die der deutschen 
Sprache nicht mächtig sind, sollen Deutsch-
kurse angeboten werden. Die Gefangenen 
sind in dem Bemühen zu unterstützen, einen 
anerkannten Abschluss oder eine anschluss-
fähige, für den weiteren Bildungsweg oder 
den Arbeitsmarkt relevante Teilqualifikation 
zu erlangen. 
 
(2) Die Gefangenen sind während der Ar-
beitszeit vorrangig zur Teilnahme an schuli-
schen und beruflichen Orientierungs-, Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen oder spezi-
ellen Maßnahmen zur Förderung ihrer schu-
lischen, beruflichen oder persönlichen Ent-
wicklung verpflichtet, im Übrigen zur Arbeit 
oder arbeitstherapeutischen Beschäftigung, 
soweit sie dazu in der Lage sind. Die Gefan-
genen können im Vollstreckungsjahr bis zu 
drei Monaten zu Hilfstätigkeiten in der An-
stalt verpflichtet werden, mit ihrer Zustim-
mung auch darüber hinaus. Bei der Zuwei-
sung einer Beschäftigung sind die jeweiligen 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und Interessen der 
Gefangenen zu berücksichtigen. Die gesetz-
lichen Beschäftigungsverbote zum Schutz 
erwerbstätiger Mütter sowie die Regelungen 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes vom 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17301&vd_back=N555&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17301&vd_back=N555&sg=0&menu=0
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12. April 1976 (BGBl. I S. 965) in der jeweils 
geltenden Fassung finden Anwendung. 
 

 
b) In Absatz 3 wird das Wort „enthal-

ten“ durch das Wort „sollen“ ersetzt 
und nach dem Wort „Inhaftierung“ 
das Wort „enthalten“ eingefügt. 

 

 (3) Zeugnisse und Nachweise über schuli-
sche und berufliche Bildung enthalten keine 
Hinweise auf eine Inhaftierung. 
 
 
(4) Gefangenen soll gestattet werden, einer 
Arbeit oder beruflichen Aus- oder Weiterbil-
dungsmaßnahme auf der Grundlage eines 
freien Beschäftigungsverhältnisses außer-
halb der Anstalt nachzugehen oder sich 
selbst zu beschäftigen, wenn sie hierfür ge-
eignet sind. § 42 Absatz 1 und Absatz 2 
Nummer 4 gilt entsprechend. Die Anstalt 
kann verlangen, dass ihr das Entgelt zur Gut-
schrift für die Gefangenen überwiesen wird. 
 

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

 (5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 
 

12. § 30 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 30 
Vergütung 

 
Die Regelungen des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen zur Vergütung 
der Gefangenen (§ 32) gelten entspre-
chend.“ 

 
 

  
 

§ 30 
Vergütung 

 
(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit 
oder eine Hilfstätigkeit ausüben, erhalten ein 
Arbeitsentgelt, welches auf Grundlage von 
neun Prozent der Bezugsgröße nach § 18 
des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch - Ge-
meinsame Vorschriften für die Sozialversi-
cherung - in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. November 2009 (BGBl. I 
S. 3710, 3973; 2011 I S. 363) in der jeweils 
geltenden Fassung bemessen wird (Eckver-
gütung). Ein Tagessatz ist der zweihundert-
fünfzigste Teil der Eckvergütung. 
 
(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit 
ganz oder teilweise an einer schulischen  
oder beruflichen Orientierungs-, Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahme oder einer sonsti-
gen Maßnahme zur Förderung ihrer schuli-
schen, beruflichen oder persönlichen Ent-
wicklung teilnehmen, wird Ausbildungsbei-
hilfe gewährt, soweit ihnen keine Leistungen 
zum Lebensunterhalt zustehen, die nicht in-
haftierten Personen aus solchem Anlass ge-
währt werden. Für die Bemessung der Aus-
bildungsbeihilfe gilt Absatz 1 entsprechend. 
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(3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeu-
tischen Maßnahme teilnehmen, erhalten ein 
Arbeitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Tä-
tigkeit und ihrer Arbeitsleistung entspricht. 
 
(4) § 32 Absatz 4 Satz 1 und 2 sowie Ab-
satz 5 und 6 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. Das 
Justizministerium wird ermächtigt, zur Um-
setzung der Vorschriften über die Vergütung 
eine Rechtsverordnung über die Bemessung 
des Arbeitsentgeltes, die Ausbildungsbei-
hilfe, die anrechenbaren Arbeitszeiten, die 
Zeiteinheiten in Stunden oder Minuten, die 
Entgeltart als Zeit- oder Leistungsentgelt, die 
Vergütungsstufen und die Gewährung von 
Zulagen zu erlassen. 
 

13. § 32 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 32 
Anerkennung von Bildung und Ar-

beit, Ausgleichsentschädigung 
 
Die Regelungen des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen zur Anerken-
nung von Arbeit und Bildung sowie zur 
Ausgleichsentschädigung (§ 34) gelten 
entsprechend.“ 

 

  
 

§ 32 
Anerkennung von Bildung und Arbeit, 

Ausgleichsentschädigung 
 

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der 
Vergütung nach § 30 und der Freistellung 
nach § 31 erhalten Gefangene auf Antrag für 
drei Monate zusammenhängender Teil-
nahme an einer schulischen oder beruflichen 
Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungs-
maßnahme oder Ausübung einer zugewie-
senen Arbeit, arbeitstherapeutischen Be-
schäftigung oder einer Hilfstätigkeit unter 
Fortzahlung der Vergütung zwei Tage 
 
1. Freistellung von der Arbeitspflicht oder 
 
2. Langzeitausgang, soweit dessen Vo-

raussetzungen vorliegen. 
 
Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann 
Langzeitausgang nicht gewährt werden, wird 
der Entlassungszeitpunkt vorverlegt. Durch 
Zeiten, in denen Gefangene ohne ihr Ver-
schulden an der Ausübung ihrer Beschäfti-
gung nach § 29 gehindert sind, wird die Frist 
nach Satz 1 gehemmt. Beschäftigungszeit-
räume von unter drei Monaten bleiben unbe-
rücksichtigt. Langzeitausgang nach Satz 1 
Nummer 2 wird nicht auf die Höchstdauer 
des Langzeitausgangs nach § 42 Absatz 3 
angerechnet. 
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(2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeit-
punktes ist ausgeschlossen, wenn 
 
1. bei einer Aussetzung der Vollstreckung 

des Restes einer Strafe zur Bewährung 
wegen des von der Entscheidung des 
Gerichts bis zur Entlassung verbleiben-
den Zeitraums eine Anrechnung nicht 
mehr möglich ist, 

 
2. dies vom Gericht angeordnet wird, weil 

bei einer Aussetzung der Vollstreckung 
des Restes einer Strafe zur Bewährung 
die Lebensverhältnisse der Gefangenen 
oder die Wirkungen, die von der Ausset-
zung für sie zu erwarten sind, die Voll-
streckung bis zu einem bestimmten Zeit-
punkt erfordern, 

 
3. nach § 2 des Jugendgerichtsgesetzes in 

Verbindung mit § 456a Absatz 1 der 
Strafprozessordnung von der Vollstre-
ckung abgesehen wird oder 

 
4. Gefangene im Gnadenwege aus der 

Haft entlassen werden. 
 
(3) Soweit eine Vorverlegung des Entlas-
sungszeitpunktes nach Absatz 2 ausge-
schlossen ist, erhalten Gefangene bei ihrer 
Entlassung zusätzlich eine Ausgleichsent-
schädigung von 15 Prozent der Bezüge, die 
sie für die geleistete Tätigkeit, die Grundlage 
für die Gewährung der Freistellungstage 
nach Absatz 1 gewesen ist, erhalten haben. 
Der Anspruch entsteht erst mit der Entlas-
sung. Vor der Entlassung ist der Anspruch 
nicht verzinslich. § 57 Absatz 4 des Strafge-
setzbuchs gilt entsprechend. 
 

14. § 39 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden die Wör-
ter „, Förderung der Kreativität“ ge-
strichen. 

 
 
 

  
§ 39 

Freizeit, Förderung der Kreativität 

b) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 

 (1) Gefangene erhalten Gelegenheit, ihre 
Freizeit sinnvoll zu gestalten. Es sind ausrei-
chende Freizeitangebote vorzuhalten, auch 
an den Wochenenden und Feiertagen sowie 
in den frühen Abendstunden. 
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„Ihnen ist wöchentlich die Teil-
nahme an angeleiteten Freizeitan-
geboten zu ermöglichen.“ 

 
c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„(2) Dem aktuellen Stand der Wis-
senschaft entsprechende, vielfältige 
Freizeitmaßnahmen auch zur För-
derung der Kreativität im Rahmen 
kultureller Formen sind anzubieten, 
um Kompetenzen der Gefangenen 
insbesondere durch informelles Ler-
nen zu entwickeln und zu stärken.“ 

 

  
 
(2) Angebote zur Förderung der Kreativität 
im Rahmen kultureller Formen sind zu entwi-
ckeln. Hierfür können Freizeitgruppen in äs-
thetischen Bereichen, namentlich in denen 
der Literatur, des Theaters, der Musik und 
des Malens, eingerichtet werden. 
 
 
(3) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und 
Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestal-
tung, insbesondere auch an Gruppenveran-
staltungen, anzuregen. Sie sollen auch Ge-
legenheit erhalten, den verantwortungsvol-
len Umgang mit neuen Medien zu erlernen 
und auszuüben. Die Benutzung einer be-
darfsgerecht ausgestatteten Bibliothek ist zu 
ermöglichen. 
 

15. § 42 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem 
Wort „dass“ das Wort „weder“ ein-
gefügt, nach dem Wort „Strafe“ das 
Wort „nicht“ gestrichen, das Wort  
„oder“ durch das Wort „noch“ er-
setzt und nach dem Wort „Maßnah-
men“ das Wort „nicht“ gestrichen. 

 

 § 42 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 

 
(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können 
vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt wer-
den, wenn verantwortet werden kann zu er-
proben, dass die Gefangenen sich dem Voll-
zug der Strafe nicht entziehen oder die voll-
zugsöffnenden Maßnahmen nicht zur Bege-
hung von Straftaten missbrauchen werden. 
Bei der Entscheidung über die Gewährung 
der Maßnahmen sind die Belange der Ge-
fangenen mit den Schutzinteressen der All-
gemeinheit abzuwägen, insbesondere sind 
die Persönlichkeit der Gefangenen, der indi-
viduelle und soziale Entwicklungsstand, ihre 
Mitwirkungsbereitschaft, ihr sonstiges Voll-
zugsverhalten, die Vollzugsdauer, die Art der 
Maßnahme sowie Aspekte der Förderung 
der Gefangenen zu berücksichtigen. 
 
(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen kom-
men namentlich in Betracht: 
 
1. das Verlassen der Anstalt für eine be-

stimmte Tageszeit unter der ständigen 
und unmittelbaren Aufsicht von Bediens-
teten (Ausführung), 
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2. das Verlassen der Anstalt für eine be-
stimmte Tageszeit in Begleitung einer 
von der Anstalt zugelassenen Person 
(Begleitausgang) oder ohne Begleitung 
(Ausgang), 

 
3. das Verlassen der Anstalt für mehr als 

einen Tag (Langzeitausgang), 
 
4. die regelmäßige Beschäftigung außer-

halb der Anstalt unter Aufsicht Bediens-
teter (Außenbeschäftigung) oder ohne 
Aufsicht (Freigang) und 

 
5. der Aufenthalt außerhalb der Anstalt 

ohne Aufsicht von Bediensteten zur 
Durchführung von Förder- und Erzie-
hungsmaßnahmen (Bildungs- und För-
derausgang). 

 
(3) Langzeitausgang kann an bis zu 24 Ka-
lendertagen in einem Vollstreckungsjahr ge-
währt werden. Tage, an denen die Gefange-
nen den Langzeitausgang antreten, werden 
nicht mitgerechnet. Bildungs- und Förder-
ausgang wird nicht auf die Höchstdauer nach 
Satz 1 angerechnet. Durch Langzeitausgang 
wird die Strafvollstreckung nicht unterbro-
chen. 
 
(4) Können vollzugsöffnende Maßnahmen 
nach Absatz 2 Nummer 2 bis 5 noch nicht 
verantwortet werden, sind insbesondere 
langjährig im Vollzug befindlichen Gefange-
nen Ausführungen zu gewähren, um schäd-
lichen Auswirkungen des Freiheitsentzuges 
frühzeitig entgegenzuwirken und ihre Le-
benstüchtigkeit zu erhalten und zu festigen. 
Die Ausführungen unterbleiben, wenn die 
zur Sicherung erforderlichen Maßnahmen 
den Zweck der Ausführung gefährden. 
 
(5) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-
benstüchtigkeit kann den Gefangenen, um 
Entweichungen entgegenzuwirken, nach 
Maßgabe des § 27 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen aufge-
geben werden, die für eine elektronische 
Überwachung ihres Aufenthaltsortes erfor-
derlichen technischen Mittel ständig in be-
triebsbereitem Zustand bei sich zu führen 
und deren Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen. 
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(6) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 
nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 
zu dokumentieren und den Gefangenen die 
noch zu erfüllenden Voraussetzungen in ver-
ständlicher Form zu vermitteln. 
 
(7) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 
Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-
ressen der Opfer und gefährdeter Dritter 
Rechnung zu tragen. 
 

 
 
 
 
 
b) In Absatz 8 Satz 2 wird nach dem 

Wort „dies“ das Wort „weder“ einge-
fügt, das Wort „oder“ durch das 
Wort „noch“ ersetzt und das Wort 
„nicht“ gestrichen. 

 

 (8) Gefangene tragen die Reisekosten, die 
Kosten für ihren Lebensunterhalt und andere 
Aufwendungen während ihres Aufenthalts 
außerhalb der Anstalt. Die Kosten von Aus-
führungen können den Gefangenen in ange-
messenem Umfang auferlegt werden, soweit 
dies die Förderung und Erziehung oder die 
Eingliederung nicht behindert. Bedürftigen 
Gefangenen kann die Anstalt zu ihren Auf-
wendungen eine Beihilfe in angemessenem 
Umfang gewähren. 
 
(9) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden 
nur zum Aufenthalt im Inland gewährt. 
 
(10) § 56 des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen gilt entsprechend. 
 

16. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 
„Der Zugang einer Person zu einer 
Anstalt kann aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung von ihrer 
Durchsuchung abhängig gemacht 
werden.“ 

 
b) Im neuen Satz 4 wird nach dem 

Wort „ist“ das Wort „zudem“ einge-
fügt. 

 

 § 49 
Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

 
(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-
lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-
menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-
chen der Gefangenen zu verhindern und die 
Sicherheit (§ 7) zu gewährleisten. Die Anstalt 
ist befugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die 
Identität aller Personen, die Zugang begeh-
ren, festzustellen. 
 
 
 
 
 
(2) Die Gefangenen haben sich nach der Ta-
geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie sol-
len durch die Tageseinteilung auch an eine 
eigenverantwortliche Lebensgestaltung her-
angeführt werden. Sie dürfen durch ihr Ver-
halten gegenüber Bediensteten, anderen 
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Gefangenen und Dritten das geordnete Mit-
einander in der Anstalt nicht stören. Das Ver-
antwortungsbewusstsein der Gefangenen 
für ein entsprechendes Verhalten ist zu we-
cken und zu fördern. 
 
(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen 
der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie 
sich beschwert fühlen. Einen ihnen zugewie-
senen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaub-
nis verlassen. 
 
(4) Gefangene sind verpflichtet, ihren Haft-
raum und die ihnen von der Anstalt überlas-
senen Gegenstände in Ordnung zu halten 
und schonend zu behandeln. 
 
(5) Die Gefangenen haben Umstände, die 
eine Gefahr für das Leben oder eine erhebli-
che Gefahr für die Gesundheit einer Person 
bedeuten, unverzüglich zu melden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17. In § 55 Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-

ter „auf dem Weg in eine andere Anstalt“ 
durch die Wörter „, die während der Ver-
legung in eine andere Vollzugsanstalt 
begangen wird,“ ersetzt. 

 

 § 55 
Verfahren 

 
(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei 
sind sowohl belastende als auch entlastende 
Umstände zu ermitteln. Die Gefangenen 
werden gehört. Sie werden darüber unter-
richtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last 
gelegt werden. Sie sind darauf hinzuweisen, 
dass es ihnen freisteht sich zu äußern oder 
nicht zur Sache auszusagen. Die Äußerun-
gen der Gefangenen und die Ergebnisse der 
Ermittlungen sind zu dokumentieren. 
 
(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die An-
staltsleitung an. Die Aufsichtsbehörde ent-
scheidet, wenn sich die Verfehlung Gefange-
ner gegen die Anstaltsleiterin oder den An-
staltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der 
Gefangenen auf dem Weg in eine andere 
Anstalt ist die Anstaltsleitung der Bestim-
mungsanstalt zuständig. 
 
(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren 
Verstößen vor der Entscheidung in einer 
Konferenz mit Personen besprechen, die 
maßgeblich an der Förderung und Erziehung 
der Gefangenen mitwirken. 
 
(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaß-
nahme gegen Gefangene, die sich in 
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medizinischer Behandlung befinden, oder 
gegen eine Schwangere oder eine Gefan-
gene, die unlängst entbunden hat, ist der 
ärztliche Dienst zu hören. 
 
(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem 
engen zeitlichen Zusammenhang mit der 
Pflichtverletzung angeordnet werden. Meh-
rere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beur-
teilen sind, sollen durch eine Entscheidung 
geahndet werden. 
 
(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung 
werden schriftlich abgefasst und den Gefan-
genen mündlich eröffnet. Auf Verlangen ist 
den Gefangenen die schriftliche Begründung 
auszuhändigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 59 
Anstalten und Einrichtungen 

 
(1) Die Jugendstrafe wird in hierfür bestimm-
ten, selbstständigen Anstalten der Landes-
justizverwaltung vollzogen, die entspre-
chend ihrem Zweck und den Erfordernissen 
des Jugendstrafvollzuges auszugestalten 
sind und eine auf die unterschiedlichen Be-
dürfnisse der Gefangenen abgestimmte Be-
handlung gewährleisten. Sie kann auch in 
anderen geeigneten Einrichtungen außer-
halb der Landesjustizverwaltung in freien 
Formen vollzogen werden. 
 
(2) Weibliche Gefangene können in getrenn-
ten Abteilungen des Strafvollzuges für er-
wachsene Frauen untergebracht werden; ei-
ner Unterbringung in getrennten Abteilungen 
bedarf es nicht, wenn es sich um eine Ein-
richtung des offenen Frauenvollzuges han-
delt. In den Fällen des Satzes 1 erfolgt der 
Vollzug nach den Vorschriften dieses Geset-
zes. Wird Jugendstrafe in Einrichtungen des 
Erwachsenenstrafvollzuges vollzogen, blei-
ben die Vorschriften dieses Gesetzes an-
wendbar. 
 
(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 
Ausstattung von Plätzen, insbesondere für 
therapeutische Maßnahmen, für Maßnah-
men der Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seel-
sorge und Besuche, vorzusehen. Räume für 
den Aufenthalt während der Ruhe- und Frei-
zeit sowie Gemeinschafts- und Besuchs-
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18. Dem § 59 Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Insbesondere ist im Rahmen der bauli-
chen Gegebenheiten für eine kindge-
rechte Ausgestaltung der Besuchs-
räume und Wartebereiche zu sorgen.“ 

 

räume sind wohnlich und zweckentspre-
chend auszustatten. 
 
 
 
 
 
(4) Die bauliche Gestaltung und das Außen-
gelände der Vollzugseinrichtung müssen in 
Einklang mit dem Ziel der anstaltsinternen 
Förderung und Erziehung stehen. Hierzu sol-
len die Abteilungen in Wohngruppen geglie-
dert sein. 
 
(5) Im Jugendstrafvollzug werden, soweit 
hierfür Bedarf besteht, sozialtherapeutische 
Einrichtungen vorgehalten. Die organisatori-
schen, personellen und baulichen Mindest-
standards sind auf die jugendspezifischen 
Besonderheiten zugeschnitten. 
 

19. § 65 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 
das Wort „soll“ und das Wort „si-
cherzustellen“ durch die Wörter „si-
chergestellt werden“ ersetzt. 

 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 § 65 
Medizinische Versorgung 

 
(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-
amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustel-
len. Sie kann aus besonderen Gründen ne-
benamtlichen oder vertraglich verpflichteten 
Ärztinnen oder Ärzten übertragen werden. 
 
 
(2) Die Pflege erkrankter Gefangener soll 
von Krankenpflegekräften im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 
(BGBl. I S. 1442) in der jeweils geltenden 
Fassung ausgeübt werden. Stehen solche 
Kräfte nicht zur Verfügung, können Bediens-
tete des Vollzuges oder sonstige Kräfte ein-
gesetzt werden, soweit sie eine entspre-
chende Qualifikation besitzen. 
 

Artikel 3 
Änderung des Jugendarrestvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 

  
Gesetz zur Regelung des Jugendarrest-

vollzuges in Nordrhein-Westfalen 
(Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-

Westfalen - JAVollzG NRW) 
 

Das Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 30. April 2013 (GV. NRW. 
S. 203), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 
S. 555) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
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1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 

zu § 30 wie folgt gefasst: 
 

„§ 30 Bedienstete“. 
 

 Abschnitt 5 
Organisation 

 
§ 26 Arresteinrichtungen 
 
§ 27 Aufsichtsbehörde 
 
§ 28 Belegungsfähigkeit, Ausstattung 
 
§ 29 Leitung des Vollzuges 
 
§ 30 Vollzugsbedienstete 
 
§ 31 Ehrenamtliche Betreuung 
 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Der Vollzug des Jugendarres-
tes nach § 16a des Jugendgerichts-
gesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt 
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099) ge-
ändert worden ist, dient auch der 
Vorbereitung der Bewährungszeit.“ 

 

 § 1 
Ziel und Aufgaben 

 
(1) Der Vollzug des Jugendarrestes dient 
dem Ziel, die Jugendlichen zu befähigen, 
künftig eigenverantwortlich und ohne weitere 
Straftaten zu leben. Ihnen ist dazu in erzie-
herisch geeigneter Weise zu vermitteln, dass 
sie Verantwortung für ihr sozialwidriges Ver-
halten übernehmen und die notwendigen 
Konsequenzen für ihr künftiges Leben dar-
aus ziehen müssen. Der Vollzug des Ju-
gendarrestes soll auch dabei helfen, die 
Schwierigkeiten zu bewältigen, die zu der 
Begehung der Straftat beigetragen haben. 
 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3. 

 

 (2) Alle an dem Vollzug des Jugendarrestes 
beteiligten Personen sowie die einbezoge-
nen Institutionen arbeiten zusammen und 
wirken an der Erfüllung dieser Aufgaben zur 
Erreichung des Ziels mit. Hierbei sind auch 
die Personensorgeberechtigten, soweit 
möglich, in angemessener Weise einzube-
ziehen. 
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3. In § 4 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter 

„in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3427), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I 
S. 3295) geändert worden ist,“ gestri-
chen. 

 
 

 § 4 
Aufnahme, Zugangsgespräch 

 
(1) Jugendliche werden aufgrund eines 
schriftlichen Vollstreckungsersuchens des 
Gerichts in die nach dem Vollstreckungsplan 
zuständige Arresteinrichtung aufgenommen. 
Auf eine unverzügliche Vollziehung des Ju-
gendarrestes unter Berücksichtigung schuli-
scher und beruflicher Verpflichtungen der Ju-
gendlichen ist hinzuwirken. 
 
(2) Erscheinen Jugendliche trotz ordnungs-
gemäßer Ladung zum Antritt des Jugendar-
restes nicht und ist das Ausbleiben nicht aus-
reichend entschuldigt, kann die gemäß § 85 
Absatz 1 des Jugendgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. De-
zember 1974 (BGBl. I S. 3427), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. August 
2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, 
zuständige Vollstreckungsleitung die Zufüh-
rung durch die Polizei anordnen. Sie kann 
Anordnungen über die Art und Weise der 
Durchsetzung der Vorführung treffen. 
 
(3) Mit neu aufgenommenen Jugendlichen 
führen die Vollzugsleitung oder von ihr be-
stimmte Bedienstete alsbald ein Zugangsge-
spräch, in dem die Jugendlichen erste Infor-
mationen erhalten und, gegebenenfalls 
durch Aushändigung eines Merkblattes, über 
ihre Rechte und Pflichten aufgeklärt werden. 
Ihnen werden die Hausregeln (§ 19) ausge-
händigt. Das Gespräch soll Aufschluss über 
die gegenwärtige Situation und persönliche 
Verfassung der Jugendlichen geben. Die we-
sentlichen Erkenntnisse aus diesem Ge-
spräch sind zu dokumentieren. 
 
(4) Den Jugendlichen sind bei der Aufnahme 
bestimmte Personen aus dem Kreis der Voll-
zugsbediensteten als Ansprechpartnerinnen 
oder Ansprechpartner zu benennen. 
 
(5) Weibliche Jugendliche, die über den fünf-
ten Monat hinaus schwanger sind, vor weni-
ger als drei Monaten entbunden haben oder 
ihr Kind selbst nähren, dürfen nicht aufge-
nommen werden. 
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4. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt:  

 
„In Fällen, in denen Jugendarrest 
neben Jugendstrafe vollstreckt wird, 
soll den Jugendlichen auch eine 
Kontaktaufnahme mit der zuständi-
gen Fachkraft des ambulanten So-
zialen Dienstes ermöglicht werden.“ 

 
b) In dem neuen Satz 3 werden die 

Wörter „Dazu sollen“ gestrichen, 
wird nach dem Wort „Informations-
veranstaltungen“ das Wort „sollen“ 
eingefügt, das Wort „sie“ gestrichen 
und werden nach dem Wort „sich“ 
die Wörter „die Jugendlichen“ ein-
gefügt. 

 
c) Folgender Satz wird angefügt:  
 

„Die Vermittlung in nachsorgende 
Maßnahmen umfasst Möglichkeiten 
einer nachgehenden Betreuung un-
ter Mitwirkung von Bediensteten.“ 

 

 § 9 
Kontakte, Anlaufstellen 

 
(1) Den Jugendlichen sollen alsbald nach der 
Aufnahme Kontakte zur Jugendhilfe, außer-
vollzuglichen Organisationen und Bildungs-
stätten sowie zu Personen und Vereinen er-
möglicht werden, die ihnen nach der Entlas-
sung persönliche und soziale Hilfestellung 
leisten können. Dazu sollen Gesprächskon-
takte und regelmäßige Informationsveran-
staltungen durchgeführt und Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner benannt wer-
den, an die sie sich nach ihrer Entlassung 
wenden können. 
 

 
 

 (2) Den Jugendlichen ist die Bedeutung der 
nachsorgenden Betreuung zu vermitteln. Sie 
sind dazu anzuhalten, den Kontakt zu den 
ihnen vermittelten Personen und Anlaufstel-
len frühzeitig und regelmäßig herzustellen. 
 

5. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Das Wort „und“ wird durch ein 
Komma ersetzt. 

 
b) Nach der Angabe „25“ wird die An-

gabe „und 26“ eingefügt. 

 § 16 
Schriftwechsel, Pakete 

 
(1) Die Jugendlichen können unbeschränkt 
Schreiben empfangen und absenden. Die 
Einrichtung kann die Kosten für abgehende 
Schreiben in angemessenem Umfang über-
nehmen, wenn die Jugendlichen dazu nicht 
in der Lage sind. 
 
(2) Die Vorschriften der §§ 21 bis 23 und 25 
des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76) 
in der jeweils geltenden Fassung gelten mit 
der Maßgabe entsprechend, dass 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14854&vd_back=N76&sg=0&menu=0
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 Schriftwechsel auch dann untersagt oder be-
schränkt werden kann, wenn die Personen-
sorgeberechtigten aus nachvollziehbaren 
Gründen nicht mit dem Kontakt einverstan-
den sind. 
 
(3) Der Empfang und der Versand von Pake-
ten sind nicht zulässig. 
 

6. § 24 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Nummer 4 wird das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 

 § 24 
Schlussbericht, Entlassungsgespräch 

 
(1) Die Vollzugsleitung erstellt zum Ende des 
Vollzuges einen Bericht. Dieser enthält na-
mentlich eine Darstellung 
 
1. des Verlaufs des Jugendarrestes, 
 
2. der angebotenen Maßnahmen, 
 
3. der wahrgenommenen Maßnahmen, 
 
4. der Bereitschaft zur Mitarbeit und 
 

b) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

 
c) Folgende Nummer 6 wird angefügt:  

 
„6. des festgestellten weiteren Un-

terstützungsbedarfs.“ 
 

 5. der Angebote und Vereinbarungen nach 
§ 9. 

  Der Bericht hat sich an den Fähigkeiten und 
Entwicklungsmöglichkeiten der Jugendli-
chen auszurichten. Die Vollzugsleitung be-
spricht den wesentlichen Inhalt mit den Ju-
gendlichen in einem Entlassungsgespräch. 
 
(2) Der Bericht ist für die Vollzugs- und Straf-
akten bestimmt. Eine Ausfertigung des Be-
richts erhalten die Jugendgerichtshilfe, die 
Jugendlichen, die Personensorgeberechtig-
ten und bei unter Bewährungsaufsicht ste-
henden Jugendlichen der ambulante Soziale 
Dienst der Justiz. 
 

7. § 26 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 

„(1) Jugendarrest wird in Jugendarrest-
anstalten, Freizeitarrest kann auch in 

 § 26 
Arresteinrichtungen 

 
(1) Dauerarrest und Kurzarrest von mehr als 
zwei Tagen werden in Jugendarrestanstal-
ten, Freizeitarrest und Kurzarrest von bis zu 
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Freizeitarresträumen vollzogen wer-
den.“ 

 
 

zwei Tagen in Freizeitarresträumen und in 
Jugendarrestanstalten vollzogen. 
 
(2) Jugendarrestanstalten und Freizeitarrest-
räume dürfen nicht in Anstalten eingerichtet 
werden, in denen Strafhaft, Untersuchungs-
haft oder Maßregeln der Besserung und Si-
cherung vollzogen werden. Der Vollzug an-
derer gerichtlich angeordneter freiheitsent-
ziehender Maßnahmen in Jugendarrestan-
stalten und Freizeitarresträumen ist grund-
sätzlich nicht zulässig. 
 
(3) Jugendarrestanstalten sollen nicht weni-
ger als zehn Jugendliche aufnehmen kön-
nen. 
 
(4) Jugendarrest kann auch in freien Formen 
vollzogen werden. 
 

8. § 30 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort „Voll-
zugsbedienstete“ durch das Wort 
„Bedienstete“ ersetzt. 

 

  
§ 30 

Vollzugsbedienstete 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„und mit der für die Arbeit im Ju-
gendarrestvollzug notwendigen 
Qualifikation“ gestrichen. 

 
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Bediensteten sollen mit 
der Behandlung von Jugendli-
chen nur betraut werden, wenn 
sie für den Umgang mit jungen 
Menschen besonders geeignet 
sind und über pädagogische 
Kenntnisse für die Arbeit im Ju-
gendarrestvollzug verfügen.“ 

 
cc) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Die Bediensteten werden fort-
gebildet und erhalten Praxisbe-
ratung und -begleitung sowie 
Gelegenheit zur Supervision.“ 

 
 

 (1) Den Arresteinrichtungen werden für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben geeignete Bediens-
tete in der erforderlichen Anzahl und mit der 
für die Arbeit im Jugendarrestvollzug not-
wendigen Qualifikation zur Verfügung ge-
stellt. Die Teilnahme an Fortbildungsveran-
staltungen ist sicherzustellen. 
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c) In Absatz 2 werden die Wörter „den 
Arresteinrichtungen“ durch das 
Wort „Jugendarrestanstalten“ er-
setzt und wird nach dem Wort „sozi-
alpädagogischen“ das Wort „, päda-
gogischen“ eingefügt. 

 

 (2) Anzahl und Einsatzzeiten der in den Ar-
resteinrichtungen tätigen sozialpädagogi-
schen und psychologischen Fachkräfte so-
wie Sportübungsleiterinnen oder Spor-
tübungsleiter sind so zu bemessen, dass die 
Erfüllung der gesetzlich vorgegebenen Auf-
gaben gewährleistet ist. 
 
 
 

 
 
9. § 36 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 wird die Angabe „23“ durch 
die Angabe „§ 23“ und die Angabe 
„24“ durch die Angabe „§ 24“ er-
setzt. 

 
 

 § 36 
Freizeit- und Kurzarrest 

 
Die Regelungen der §§ 5, 14 Absatz 3 Satz 
1, 23 Absatz 1 Satz 3 und 24 Absatz 1 gelten 
für den Vollzug von Freizeit- und Kurzarrest 
nicht. Im Übrigen gelten die Regelungen die-
ses Gesetzes nur insoweit, als die Dauer des 
Arrestvollzuges die Anwendung zulässt. 
 

b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Kurzpädagogische Maßnahmen 
sind auch im Freizeit- und Kurzar-
rest zu berücksichtigen und den Ju-
gendlichen bis zur Entlassung die 
erforderlichen Kontakte zu nachsor-
genden Einrichtungen zu benen-
nen.“ 

 

  

Artikel 4 
Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 

  
Gesetz zur Regelung des Vollzuges der 
Sicherungsverwahrung in Nordrhein-

Westfalen 
(Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen - SVVollzG NRW) 

Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 
(GV. NRW. S. 212), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. 
S. 339) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Abschnitt 18 
Schlussbestimmungen 

 
§ 99 Kriminologischer Dienst, Evaluation 
 
§ 100 Einschränkung von Grundrechten 
 
§ 101 Fortgeltung und Ersetzung von Bun-

desrecht 
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1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 102 wie folgt gefasst: 

 
„§ 102 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 
 
 

 
 
 
§ 102 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Be-

richtspflicht 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. In § 2 Absatz 4 wird nach dem Wort „Ge-

schlecht“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort 
„Herkunft“ die Wörter „sowie die familiä-
ren und sozialen Beziehungen“ einge-
fügt. 

 

 § 2 
Gestaltung des Vollzuges 

 
(1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung 
ist freiheitsorientiert und therapiegerichtet 
auszugestalten. 
 
(2) Den Untergebrachten sind geeignete Be-
handlungs- und Betreuungsmaßnahmen an-
zubieten. 
 
(3) Die Gestaltung des Vollzuges ist den all-
gemeinen Lebensverhältnissen soweit wie 
möglich anzugleichen. Der Bezug der Unter-
gebrachten zum gesellschaftlichen Leben 
außerhalb der Einrichtung ist zu erhalten. 
Fähigkeiten der Untergebrachten, die sie für 
ein selbstbestimmtes Leben in Freiheit und 
sozialer Verantwortung benötigen, sind zu 
stärken. Schädlichen Folgen des Freiheits-
entzugs ist entgegenzuwirken. 
 
(4) Die unterschiedlichen Lebenslagen und 
Bedürfnisse der Untergebrachten, insbeson-
dere im Hinblick auf Alter, Geschlecht und 
Herkunft, werden bei der Gestaltung des 
Vollzuges und bei allen Einzelmaßnahmen 
berücksichtigt. 
 

3. § 21 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Ein familiengerechter Umgang 
zum Wohl der minderjährigen Kin-
der ist zu gestatten. Bei der Ausge-
staltung der Besuchsmöglichkeiten, 
namentlich der Besuchstage, Be-
suchszeiten und der Rahmenbedin-
gungen der Besuche, sind die Be-
dürfnisse der minderjährigen Kinder 

 § 21 
Besuche 

 
(1) Die Gesamtdauer für Besuche beträgt 
mindestens zehn Stunden im Monat. Das 
Nähere regelt die Einrichtung. 
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der Untergebrachten zu berücksich-
tigen.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 wer-

den die Absätze 3 bis 6. 
 
 

 (2) Besuche sollen darüber hinaus zugelas-
sen werden, wenn sie die Erreichung der 
Vollzugsziele fördern oder persönlichen, 
rechtlichen oder geschäftlichen Angelegen-
heiten dienen, die von den Untergebrachten 
nicht schriftlich oder durch Dritte wahrge-
nommen oder nicht bis zur Entlassung der 
Untergebrachten aufgeschoben werden kön-
nen. 
 
(3) Den Untergebrachten sollen zudem 
mehrstündige unbeaufsichtigte Besuche 
(Langzeitbesuche) ermöglicht werden, wenn 
dies zur Förderung familiärer, partnerschaft-
licher oder ihnen gleichzusetzender Kon-
takte der Untergebrachten geboten erscheint 
und dies verantwortet werden kann. 
 
(4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Einrichtung kann die Zulassung ei-
ner Person zum Besuch von ihrer Durchsu-
chung oder einer Sicherheitsanfrage nach § 
21 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018 
(GV. NRW. S. 555) abhängig gemacht wer-
den. 
 
(5) Die Einrichtung kann die Anzahl der 
gleichzeitig zum Besuch zugelassenen Per-
sonen beschränken. 
 

4. § 28 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 28 
Kontakt mit bestimmten Personen und 

Institutionen 
 

(1) Besuche von Verteidigerinnen und Ver-
teidigern sowie von Rechtsanwältinnen, 
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren in 
Rechtssachen der Untergebrachten sind zu 
gestatten. Die Zulassung dieser Personen 
zum Besuch kann von ihrer Durchsuchung 
abhängig gemacht werden, wenn dies aus 
Gründen der Sicherheit der Einrichtung er-
forderlich ist. Zur Übergabe von Schriftstü-
cken und sonstigen Unterlagen, die unmittel-
bar der Verteidigung dienen, bedürfen Ver-
teidigerinnen und Verteidiger keiner Erlaub-
nis. Die Übergabe von Schriftstücken oder 
sonstigen Unterlagen durch Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte sowie Notarinnen 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=17301&vd_back=N555&sg=0&menu=0
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und Notare kann aus Gründen der Sicherheit 
oder Ordnung der Einrichtung von einer Er-
laubnis abhängig gemacht werden. 
 
(2) Besuche von Verteidigerinnen und Ver-
teidigern werden nicht überwacht. Die Lei-
tung der Einrichtung kann die Verwendung 
von Trennvorrichtungen anordnen, wenn 
dies zum Schutz von Personen erforderlich 
ist oder konkrete Anhaltspunkte für eine Ge-
fahr der Sicherheit der Einrichtung vorliegen. 
Eine Kenntnisnahme des gedanklichen In-
halts der von den Verteidigerinnen und Ver-
teidigern mitgeführten Schriftstücke und 
sonstigen Unterlagen ist nicht zulässig. Ab-
satz 3 Satz 3 bleibt unberührt. 
 
(3) Der Schriftwechsel der Untergebrachten 
mit ihren Verteidigerinnen und Verteidigern 
wird nicht überwacht. Die verschlossenen 
Schreiben dürfen auf verbotene Gegen-
stände untersucht werden. Liegt der Anord-
nung der Sicherungsverwahrung eine Straf-
tat nach § 129a des Strafgesetzbuches, 
auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 des 
Strafgesetzbuches, zugrunde, gelten § 148 
Absatz 2 und § 148a der Strafprozessord-
nung entsprechend; dies gilt nicht, wenn Un-
tergebrachte sich im offenen Vollzug befin-
den, ihnen über den Begleitausgang (§ 53 
Absatz 1 Nummer 1), die Außenbeschäfti-
gung (§ 53 Absatz 1 Nummer 3) oder die 
Ausführung (§ 53 Absatz 3) hinaus vollzugs-
öffnende Maßnahmen gewährt worden sind 
und ein Grund zum Widerruf oder zur Rück-
nahme von vollzugsöffnenden Maßnahmen 
nicht vorliegt. 
 
(4) Absatz 3 gilt entsprechend für den 
Schriftwechsel der Untergebrachten mit 
 
1. dem ambulanten Sozialen Dienst der 

Justiz, 
 
2. den Volksvertretungen des Bundes und 

der Länder sowie ihren Mitgliedern, 
 
3. dem Bundesverfassungsgericht und 

dem für sie zuständigen Landesverfas-
sungsgericht, 

 
4. der oder dem für sie zuständigen Bür-

gerbeauftragten eines Landes, 
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a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 15 wird nach dem 
Wort „Präventionsmechanis-
men“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt. 

 
bb) In Nummer 16 wird das Komma 

durch das Wort „und“ ersetzt. 
 
cc) Nach Nummer 16 wird folgende 

Nummer 17 eingefügt: 
 

„17. der oder dem Beauftrag-
ten für den Opferschutz 

 
5. den Datenschutzbeauftragten des Bun-

des und der Länder, 
 
6. dem Europäischen Parlament sowie sei-

nen Mitgliedern, 
 
7. dem Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte, 
 
8. dem Europäischen Gerichtshof, 
 
9. der oder dem Europäischen Daten-

schutzbeauftragen, 
10. der oder dem Europäischen Bürgerbe-

auftragen, 
 
11. dem Europäischen Ausschuss zur Ver-

hütung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe, 

 
12. der Europäischen Kommission gegen 

Rassismus und Intoleranz, 
 
13. dem Menschenrechtsausschuss der 

Vereinten Nationen, 
 
14. den Ausschüssen der Vereinten Natio-

nen für die Beseitigung der Rassendis-
kriminierung und für die Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau sowie der Ab-
teilung der Vereinten Nationen für die 
Gleichstellung der Geschlechter und die 
Stärkung der Frau, 

 
15. dem Ausschuss der Vereinten Nationen 

gegen Folter, dem dazugehörigen Un-
terausschuss zur Verhütung von Folter 
und den entsprechenden Nationalen 
Präventionsmechanismen und 

 
 
16. der oder dem Justizvollzugsbeauftrag-

ten des Landes Nordrhein-Westfalen, 
 
 
 
 
wenn die Schreiben an die Anschriften die-
ser Stellen gerichtet sind und den Absender 
zutreffend angeben. Schreiben der in Satz 1 
genannten Stellen, die an Untergebrachte 
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des Landes Nordrhein-
Westfalen,“. 

 
b) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für den Schriftwechsel zur 
Ausübung des Wahlrechts.“ 

 

gerichtet sind, dürfen nicht überwacht wer-
den, wenn die Identität des Absenders fest-
steht. 
 
 
 
 
 
(5) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Ab-
satz 3 Satz 3 und Absatz 4 gelten für Tele-
fongespräche entsprechend. 
 
 
 

5. § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  
 
bb) In dem neuen Satz 1 wird das 

Wort „sowie“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem 
Wort „Bildung“ die Wörter „so-
wie sonstige Tätigkeiten“ ein-
gefügt. 

 

 § 31 
Beschäftigung 

 
(1) Die Untergebrachten sind zur Arbeit nicht 
verpflichtet. Den Untergebrachten sollen Ar-
beit, arbeitstherapeutische Maßnahmen so-
wie schulische und berufliche Bildung (Be-
schäftigung) angeboten werden, die ihre Fä-
higkeiten, Fertigkeiten und Neigungen be-
rücksichtigen. Nehmen die Untergebrachten 
eine Beschäftigung an, darf sie nicht zur Un-
zeit niedergelegt werden. 
 
(2) Beschäftigung soll insbesondere dazu 
dienen, die Fähigkeiten und Fertigkeiten für 
eine regelmäßige Erwerbstätigkeit zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach der Entlas-
sung zu vermitteln, zu fördern und zu erhal-
ten. 
 
(3) Den Untergebrachten kann insbesondere 
zur Entlassungsvorbereitung gestattet wer-
den, einem freien Beschäftigungsverhältnis 
außerhalb der Einrichtung nachzugehen. § 
53 Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(4) Den Untergebrachten ist zu gestatten, 
sich selbst zu beschäftigen, soweit nicht die 
Sicherheit und Ordnung oder die Erreichung 
der Vollzugsziele gefährdet werden. 
 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 
 

„(5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.“ 
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6. § 32 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 32 
Vergütung 

 
Die Regelungen des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen zur Vergütung 
der Gefangenen (§ 32) gelten für Unter-
gebrachte mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Vergütung mit 16 Pro-
zent der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Ge-
meinsame Vorschriften für die Sozial-
versicherung – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 2009 
(BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363) in 
der jeweils geltenden Fassung bemes-
sen wird.“ 

 
 

  
 

§ 32 
Vergütung 

 
(1) Untergebrachte, die eine angebotene Ar-
beit ausüben oder arbeitstherapeutisch be-
schäftigt werden, erhalten ein Arbeitsentgelt, 
welches mit 16 Prozent der Bezugsgröße 
nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch (Eckvergütung) bemessen wird. Ein 
Tagessatz ist der zweihundertfünfzigste Teil 
der Eckvergütung. 
 
(2) Für die Teilnahme an schulischer und be-
ruflicher Bildung wird den Untergebrachten 
Ausbildungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen 
keine Leistungen zum Lebensunterhalt zu-
stehen, die Personen, deren Freiheit nicht 
entzogen ist, aus solchem Anlass gewährt 
werden. Für die Bemessung der Ausbil-
dungsbeihilfe gilt Absatz 1 entsprechend. 
 
(3) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe 
können je nach Leistung der Untergebrach-
ten und der Art der Tätigkeit gestuft werden. 
75 Prozent der Eckvergütung dürfen nicht 
unterschritten werden. Das Justizministe-
rium wird ermächtigt, zur Umsetzung der 
Vorschriften über die Vergütung eine 
Rechtsverordnung über die Bemessung des 
Arbeitsentgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, 
die anrechenbaren Arbeitszeiten, die Zeitein-
heiten in Stunden oder Minuten, die Entgel-
tart als Zeit- oder Leistungsentgelt, die Ver-
gütungsstufen und die Gewährung von Zula-
gen zu erlassen. 
 
(4) Soweit Beiträge zur Bundesagentur für 
Arbeit zu entrichten sind, kann von der Ver-
gütung ein Betrag einbehalten werden, der 
dem Anteil der Untergebrachten an dem Bei-
trag entsprechen würde, wenn sie diese Ver-
gütung als Arbeitnehmer erhielten. 
 
(5) Die Höhe der Vergütung ist den Unterge-
brachten schriftlich bekannt zu geben. 
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7. Dem § 33 Absatz 3 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Eine Abgeltung nicht verfallener und 
nicht in Anspruch genommener Freistel-
lungstage findet nicht statt.“ 

 

 § 33 
Freistellung 

 
(1) Haben die Untergebrachten ein halbes 
Jahr lang gearbeitet, so können sie bean-
spruchen, zehn Arbeitstage von der Arbeit 
freigestellt zu werden. Freistellungstage für 
Tätigkeiten aus dem vorangegangenen Voll-
zug der Freiheitsstrafe werden übertragen. 
Bei Anwartschaften erfolgt eine anteilige 
Übertragung. Bei der Festsetzung des Zeit-
punktes der Freistellung sind die betriebli-
chen Belange zu berücksichtigen. Ansprü-
che auf Freistellung verfallen innerhalb eines 
Jahres. 
 
(2) Zeiten, in denen die Untergebrachten in-
folge Krankheit an der Arbeitsleistung gehin-
dert waren, werden auf das Halbjahr mit bis 
zu 15 Arbeitstagen angerechnet. Auf die Zeit 
der Freistellung wird Langzeitausgang (§ 53 
Absatz 1 Nummer 2) angerechnet, soweit er 
in die Arbeitszeit fällt und nicht wegen einer 
lebensgefährlichen Erkrankung oder anläss-
lich des Todes von nahen Angehörigen der 
Untergebrachten oder ihnen besonders na-
hestehenden Personen erteilt worden ist. 
 
(3) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit 
der Freistellung ihr Arbeitsentgelt in Höhe 
des Durchschnitts der in den letzten drei Mo-
naten vor der Freistellung gutgeschriebenen 
Bezüge. 
 
 
(4) Für arbeitstherapeutische Maßnahmen 
sowie schulische und berufliche Bildung gel-
ten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
 
(5) Urlaubsregelungen aus Beschäftigungs-
verhältnissen außerhalb der Einrichtung blei-
ben unberührt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 36 
Hausgeld 

 
(1) Die Untergebrachten dürfen monatlich 
über drei Siebtel ihrer in diesem Gesetz ge-
regelten Bezüge (Hausgeld) und das Ta-
schengeld frei verfügen. 
 
(2) Aus den Bezügen eines freien Beschäfti-
gungsverhältnisses oder einer Selbst-
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8. In § 36 Absatz 2 wird das Wort „oder“ 
durch die Wörter „, den Bezügen“ ersetzt 
und nach dem Wort „Selbstbeschäfti-
gung“ werden die Wörter „oder aus an-
deren regelmäßigen Einkünften“ einge-
fügt. 

 

beschäftigung wird ein angemessenes 
Hausgeld festgesetzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. In § 53 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 

„sind“ durch das Wort „ist“ und werden 
die Wörter „mindestens vier Mal im Voll-
streckungsjahr Ausführungen“ durch die 
Wörter „innerhalb des Vollstreckungs-
jahres mindestens vierteljährlich eine 
Ausführung“ ersetzt. 

 § 53 
Vollzugsöffnende Maßnahmen 

 
(1) Vollzugsöffnende Maßnahmen sind ins-
besondere 
 
1. das Verlassen der Einrichtung für eine 

bestimmte Tageszeit unter der ständi-
gen und unmittelbaren Aufsicht von Be-
diensteten (Ausführung), 

 
2. das Verlassen der Einrichtung für eine 

bestimmte Tageszeit in Begleitung einer 
von der Einrichtung zugelassenen Per-
son (Begleitausgang) oder ohne Beglei-
tung (Ausgang), 

 
3. das Verlassen der Einrichtung für mehr 

als einen Tag (Langzeitausgang) bis zu 
zwei Wochen und 

 
4. die regelmäßige Beschäftigung außer-

halb der Einrichtung unter Aufsicht Voll-
zugsbediensteter (Außenbeschäftigung) 
oder ohne Aufsicht (Freigang). 

 
(2) Vollzugsöffnende Maßnahmen nach Ab-
satz 1 werden zur Erreichung der Vollzugs-
ziele und mit Zustimmung der Untergebrach-
ten gewährt, soweit nicht zwingende Gründe 
entgegenstehen, insbesondere konkrete An-
haltspunkte die Gefahr begründen, dass die 
Untergebrachten sich dem Vollzug der Si-
cherungsverwahrung entziehen oder die 
vollzugsöffnenden Maßnahmen zur Bege-
hung erheblicher Straftaten missbrauchen 
werden. 
 
(3) Werden vollzugsöffnende Maßnahmen 
nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 nicht gewährt, 
sind den Untergebrachten mindestens vier 
Mal im Vollstreckungsjahr Ausführungen 
nach Absatz 1 Nummer 1 zu gewähren. Sie 
dienen der Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, 
der Förderung der Mitwirkung an der Be-
handlung oder der Vorbereitung weiterer 
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vollzugsöffnender Maßnahmen und dürfen 
nur versagt werden, wenn konkrete Anhalts-
punkte die Gefahr begründen, dass die Un-
tergebrachten sich trotz Sicherungsvorkeh-
rungen dem Vollzug entziehen oder die Aus-
führung zu erheblichen Straftaten missbrau-
chen werden. Die Ausführungen unterblei-
ben auch dann, wenn die zur Sicherung er-
forderlichen Maßnahmen den Zweck der 
Ausführung gefährden. 
 
(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Le-
benstüchtigkeit kann den Untergebrachten, 
um Entweichungen entgegenzuwirken, nach 
Maßgabe des § 27 des Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen aufge-
geben werden, die für eine elektronische 
Überwachung ihres Aufenthaltsortes erfor-
derlichen technischen Mittel ständig in be-
triebsbereitem Zustand bei sich zu führen 
und deren Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen. 
 
(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen 
nicht in Betracht, sind die tragenden Gründe 
zu dokumentieren und den Untergebrachten 
die noch zu erfüllenden Voraussetzungen in 
verständlicher Form zu vermitteln. 
 
(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender 
Maßnahmen ist den berechtigten Schutzinte-
ressen der Opfer und gefährdeter Dritter 
Rechnung zu tragen. 
 
(7) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden 
nur zum Aufenthalt im Inland gewährt. 
 

10. § 62 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 62 
Grundsatz 

 
(1) Es sind die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um ein Entweichen der Unterge-
brachten zu verhindern und zugleich die Si-
cherheit der Bevölkerung, der Bediensteten 
und der Untergebrachten zu gewährleisten. 
Hierzu sind die geeigneten baulichen und 
technischen Maßnahmen vorzusehen. 
Es sind organisatorische Regelungen zu er-
stellen, fortzuentwickeln und umzusetzen so-
wie soziale und behandlungsfördernde 
Strukturen zu schaffen, um ein Miteinander 
der Betroffenen in gegenseitigem Respekt 
zu ermöglichen. 
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a) Dem Wortlaut wird folgender Satz 
vorangestellt: 

 
„Der Zugang einer Person zu einer 
Einrichtung kann aus Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung von ihrer 
Durchsuchung abhängig gemacht 
werden.“ 
 

b) In dem neuen Satz 2 wird nach dem 
Wort „ist“ das Wort „zudem“ einge-
fügt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Einrichtung ist befugt, zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben die Identität aller Personen, 
die Zugang begehren, festzustellen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11. In § 64 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem 

Wort „hierdurch“ das Wort „weder“ ein-
gefügt, das Wort „oder“ durch die Wörter 
„noch die“ ersetzt und das Wort „nicht“ 
gestrichen. 

 
 

 § 64 
Durchsuchung 

 
(1) Die Untergebrachten, ihre Sachen und 
die Zimmer dürfen durchsucht werden. 
 
(2) Die Leitung der Einrichtung kann allge-
mein anordnen, dass bei der Aufnahme, vor 
und nach Kontakten mit Besucherinnen und 
Besuchern sowie vor und nach jeder Abwe-
senheit eine mit einer Entkleidung verbun-
dene körperliche Durchsuchung Unterge-
brachter durchzuführen ist, die Entkleidung 
im Einzelfall jedoch unterbleibt, wenn hier-
durch die Sicherheit oder Ordnung der Ein-
richtung nicht gefährdet wird. Ansonsten ist 
eine solche Durchsuchung nur bei Gefahr im 
Verzug oder auf Anordnung der Leitung der 
Einrichtung im Einzelfall zulässig. 
 
(3) Die Durchsuchung von männlichen Un-
tergebrachten darf nur von Männern, von 
weiblichen Untergebrachten nur von Frauen 
durchgeführt werden. Entkleidungen erfol-
gen einzeln in einem geschlossenen Raum. 
Bei männlichen Untergebrachten dürfen nur 
männliche Bedienstete und bei weiblichen 
Untergebrachten nur weibliche Bedienstete 
zugegen sein. Die Untersuchung von Kör-
peröffnungen darf nur durch den ärztlichen 
Dienst vorgenommen werden. Das Scham-
gefühl ist zu schonen. 
 

12. § 65 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 

 § 65 
Maßnahmen zur Feststellung von Sucht-

mittelkonsum 
 

Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder 
Ordnung der Einrichtung können allgemein 
oder im Einzelfall Maßnahmen angeordnet 
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werden, die geeignet sind, den Missbrauch 
von Suchtmitteln festzustellen. Diese Maß-
nahmen dürfen mit einem geringfügigen kör-
perlichen Eingriff, namentlich einer Punktion 
der Fingerbeere zur Abnahme einer gerin-
gen Menge von Kapillarblut, verbunden sein, 
wenn die Untergebrachten einwilligen. 
 

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden 
angefügt: 

 
„(2) Bei Untergebrachten, die die Mitwirkung 
an der Durchführung einer nach Absatz 1 
Satz 1 angeordneten Kontrolle verweigern, 
ist in der Regel davon auszugehen, dass 
Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist. 
 
(3) Wird Suchtmittelmissbrauch festgestellt, 
können die Kosten der Maßnahmen den be-
troffenen Untergebrachten auferlegt wer-
den.“ 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13. In § 81 Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-

ter „auf dem Weg in eine andere Einrich-
tung“ durch die Wörter „, die während 
der Verlegung in eine andere Vollzugs-
anstalt begangen wird,“ ersetzt. 

 

 § 81 
Verfahren 

 
(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei 
sind sowohl belastende als auch entlastende 
Umstände zu ermitteln. Die Untergebrachten 
werden gehört. Sie werden darüber unter-
richtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last 
gelegt werden. Sie sind darauf hinzuweisen, 
dass es ihnen freisteht sich zu äußern oder 
nicht zur Sache auszusagen. Die Äußerun-
gen der Untergebrachten und die Ergebnisse 
der Ermittlungen sind zu dokumentieren. 
 
(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Lei-
tung der Einrichtung an. Die Aufsichtsbe-
hörde entscheidet, wenn sich die Verfehlung 
der Untergebrachten gegen die Leiterin oder 
den Leiter der Einrichtung richtet. Bei einer 
Verfehlung der Untergebrachten auf dem 
Weg in eine andere Einrichtung ist die Lei-
tung der Einrichtung am Bestimmungsort zu-
ständig. 
 
(3) Die nach Absatz 2 Satz 1 Befugten sollen 
sich vor der Entscheidung mit Personen be-
sprechen, die maßgeblich an der Behand-
lung der Untergebrachten mitwirken. § 71 
Absatz 1 gilt entsprechend. 
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(4) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu 
beurteilen sind, werden durch eine Entschei-
dung geahndet. 
 
(5) Die Entscheidung wird mit einer kurzen 
Begründung schriftlich abgefasst und den 
Untergebrachten mündlich eröffnet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
14. Dem § 85 Absatz 4 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Insbesondere ist im Rahmen der bauli-
chen Gegebenheiten für eine kindge-
rechte Ausgestaltung der Besuchs-
räume und Wartebereiche zu sorgen.“ 

 

 § 85 
Organisation der Einrichtungen 

 
(1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung 
erfolgt in Einrichtungen der Landesjustizver-
waltung. 
 
(2) Die Einrichtungen werden mit den für die 
Erreichung der Vollzugsziele und die Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz er-
forderlichen Personal- und Sachmitteln aus-
gestattet. Die Gestaltung der Einrichtungen 
muss therapeutischen Erfordernissen ent-
sprechen und Wohngruppenvollzug ermögli-
chen. 
(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und 
Ausstattung von Plätzen, insbesondere für 
therapeutische Maßnahmen, für Maßnah-
men der Beschäftigung, Freizeit, Sport und 
Seelsorge, vorzusehen. 
 
(4) Gemeinschafts- und Besuchsräume sind 
wohnlich und zweckentsprechend auszu-
statten. 
 
 
 
(5) Die Aufsichtsbehörde setzt die Bele-
gungsfähigkeit fest. 
 

15. § 90 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 

a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 
das Wort „soll“ und das Wort „si-
cherzustellen“ durch die Wörter „si-
chergestellt werden“ ersetzt. 

 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 § 90 
Medizinische Versorgung 

 
(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-
amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustel-
len. Sie kann aus besonderen Gründen ne-
benamtlichen oder vertraglich verpflichteten 
Ärztinnen oder Ärzten übertragen werden. 
 
 
(2) Die Pflege erkrankter Untergebrachter 
soll von Krankenpflegekräften im Sinne des 
Krankenpflegegesetzes ausgeübt werden. 
Stehen solche Kräfte nicht zur Verfügung, 
können Bedienstete des Vollzuges oder 
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sonstige Kräfte eingesetzt werden, soweit 
sie eine entsprechende Qualifikation besit-
zen. 
 

16. § 102 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort  
„, Berichtspflicht“ gestrichen. 

 

  
§ 102 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichts-
pflicht 

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird 
gestrichen. 

 

 (1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2013 in 
Kraft. Das Gesetz über die vorübergehende 
Aufnahme ehemaliger Sicherungsverwahr-
ter in Einrichtungen des Justizvollzuges des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 5. Juli 
2011 (GV. NRW. S. 358) tritt gleichzeitig au-
ßer Kraft. 
 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 

 (2) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 31. Dezember 2018 und danach 
alle fünf Jahre über die mit diesem Gesetz 
gemachten Erfahrungen. 
 

Artikel 5 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

  
Gesetz zur Regelung des Vollzuges der 

Untersuchungshaft in Nordrhein-Westfa-
len 

(Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen – UVollzG NRW) 

 
Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Oktober 2009 
(GV. NRW. S. 540), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. 
S. 339) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 

zu § 37 wie folgt gefasst: 
 

„§ 37 Betreuung, Unterrichtung und Aus-
wahlverfahren“. 

 
 

 Abschnitt 9 
Vorschriften für junge Untersuchungsge-

fangene 
 

§ 34 Anwendungsbereich 
 
§ 35 Gestaltung des Vollzuges 
 
§ 36 Trennung des Vollzuges 
 
§ 37 Betreuung, Auswahlverfahren 
 
§ 38 Außenkontakte 
 
§ 39 Ergänzende Anwendung des Ju-

gendstrafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10329&val=10329&seite=358&sg=0&menu=0
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2. In § 2 Absatz 2 wird nach dem Wort „Be-

hinderung“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort 
„Identität“ werden die Wörter „sowie die 
familiären und sozialen Beziehungen“ 
eingefügt. 

 

 § 2 
Gestaltung des Vollzuges 

 
(1) Das Leben im Vollzug ist den allgemei-
nen Lebensverhältnissen anzugleichen, so-
weit der Zweck der Untersuchungshaft und 
die Erfordernisse eines geordneten Zusam-
menlebens in der Anstalt dies zulassen. 
Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges 
ist entgegenzuwirken. 
 
(2) Die unterschiedlichen Lebenslagen und 
Bedürfnisse der weiblichen und männlichen 
Untersuchungsgefangenen, der Untersu-
chungsgefangenen, die das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben (junge Untersu-
chungsgefangene), sowie besondere Um-
stände, namentlich der Zuwanderungshin-
tergrund, die Religion, die Behinderung und 
die sexuelle Identität, werden bei der Gestal-
tung des Vollzuges in angemessenem Um-
fang berücksichtigt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 6 
Aufnahme in die Anstalt 

 
(1) Untersuchungsgefangene werden auf 
Grund eines schriftlichen Aufnahmeersu-
chens des Gerichts in die nach dem Vollstre-
ckungsplan zuständige Anstalt aufgenom-
men, soweit das Gericht nicht im Einzelfall 
eine andere Anstalt bestimmt hat. 
 
(2) Mit neu aufgenommenen Untersuchungs-
gefangenen ist möglichst am Tag der Auf-
nahme ein Aufnahmegespräch zu führen, in 
dem sie über ihre Rechte und Pflichten un-
terrichtet werden. Diese Unterrichtung kann 
auch mittels eines Merkblatts erfolgen, das in 
einer den Untersuchungsgefangenen ver-
ständlichen Sprache abgefasst ist. Ihnen 
sind die Hausordnung sowie ein Exemplar 
dieses Gesetzes zugänglich zu machen. Die 
Untersuchungsgefangenen sind dabei zu un-
terstützen, etwa notwendige Maßnahmen für 
hilfsbedürftige Angehörige sowie sonstige 
dringend erforderliche Maßnahmen zu ver-
anlassen. 
 
(3) Untersuchungsgefangene werden als-
bald ärztlich untersucht. 
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3. § 6 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die 
betroffenen Untersuchungsgefangenen 
einwilligen und die Anwesenheit anderer 
Gefangener unbedingt erforderlich ist.“ 

 

(4) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Unter-
suchung und dem Aufnahmegespräch dür-
fen andere Gefangene nicht anwesend sein. 
Ausnahmen bedürfen der Einwilligung der 
betroffenen Untersuchungsgefangenen. 
 
 
(5) Den Untersuchungsgefangenen ist Gele-
genheit zu geben, eine Angehörige oder ei-
nen Angehörigen oder eine Vertrauensper-
son von der Aufnahme in die Anstalt zu be-
nachrichtigen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
4. In § 9 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter 

„nach dem Signaturgesetz“ gestrichen. 
 

 § 9 
Entlassung 

 
(1) Untersuchungsgefangene sind zu entlas-
sen, wenn das Gericht oder die Staatsan-
waltschaft der Anstalt eine mit Dienstsiegel 
versehene Entlassungsanordnung zugeleitet 
hat. Ein elektronisches Dokument, das mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur 
nach dem Signaturgesetz versehen ist, ist ei-
ner solchen Anordnung gleichgestellt. Fehlt 
es an einer Übermittlung der schriftlichen  
oder der nach Satz 2 gleichgestellten Entlas-
sungsanordnung, so hat die Anstalt bei einer 
fernmündlichen, durch einen Telefaxdienst 
oder elektronisch übermittelten Anordnung 
deren Echtheit vor der Entlassung zu prüfen. 
 
(2) Erfolgt die Entlassungsanordnung zu ei-
nem Zeitpunkt, der es den Untersuchungs-
gefangenen unmöglich macht, dringende 
Angelegenheiten, auf die sie zu ihrer sozia-
len Sicherung angewiesen sind, zu erledi-
gen, kann ihnen der freiwillige Verbleib in der 
Anstalt bis zum Vormittag des zweiten auf 
den Eingang der Entlassungsanordnung fol-
genden Werktages gestattet werden. Sie 
können zum Kostenersatz herangezogen 
werden. Dieser bemisst sich nach der Höhe 
des Betrages, der nach § 17 Absatz 1 Num-
mer 4 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch 
durchschnittlich zur Bewertung der Sachbe-
züge festgesetzt worden ist. § 39 Absatz 4 
Satz 2 bis 4 des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen gilt entsprechend. 
 
(3) Bedürftige Untersuchungsgefangene er-
halten bei ihrer Entlassung einen Reisekos-
tenzuschuss sowie eine Überbrückungsbei-
hilfe und bei Bedarf für die Entlassung 
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ausreichende Kleidung. Bei der Bemessung 
der Überbrückungsbeihilfe ist der Zeitraum 
zu berücksichtigen, den Untersuchungsge-
fangene benötigen, um vorrangige Hilfe in 
Anspruch zu nehmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. § 10 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„3. dies aus Gründen der Anstaltsorga-
nisation erforderlich ist, wobei der 
Zeitraum der gemeinsamen Unter-
bringung für die einzelnen Untersu-
chungsgefangenen vier Monate 
nicht überschreiten soll,“. 

 

 § 10 
Unterbringung 

 
(1) Untersuchungsgefangene werden in ih-
ren Hafträumen allein untergebracht. 
 
(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist ins-
besondere zulässig, wenn 
 
1. eine Gefahr für Leben oder Gesundheit 

der Untersuchungsgefangenen besteht, 
 
2. Untersuchungsgefangene hilfsbedürftig 

sind, 
 
3. dies im Einzelfall aus zwingenden Grün-

den der Anstaltsorganisation erforder-
lich ist, 

 
 
 
4. sich die Untersuchungsgefangenen im 

Justizvollzugskrankenhaus oder in 
Kranken- oder Pflegeabteilungen von 
Justizvollzugseinrichtungen befinden, 

 
5. die Untersuchungsgefangenen die ge-

meinsame Unterbringung beantragen  
oder 

 
6. die gemeinsame Unterbringung geeig-

net erscheint, schädlichen Folgen der 
Inhaftierung entgegenzuwirken, 

 
und in den Fällen der Nummern 1 bis 5 eine 
schädliche Beeinflussung der Untersu-
chungsgefangenen nicht zu befürchten ist. 
 
(3) Untersuchungsgefangene dürfen sich au-
ßerhalb ihrer Hafträume in Gemeinschaft 
aufhalten, soweit es die räumlichen, perso-
nellen und organisatorischen Verhält-nisse 
der Anstalt gestatten und Gründe der Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt nicht entge-
genstehen. 
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6. In § 11 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 

Wort „der“ das Wort „jeweiligen“ und 
nach dem Wort „deren“ das Wort „jewei-
liger“ eingefügt. 

 

 § 11 
Persönlicher Bereich, Einkauf 

 
(1) Untersuchungsgefangene dürfen eigene 
Kleidung tragen und eigene Bettwäsche be-
nutzen, soweit sie für die Reinigung, die In-
standhaltung und den regelmäßigen Wech-
sel auf eigene Kosten sorgen und die Sicher-
heit oder schwerwiegende Gründe der Ord-
nung der Anstalt nicht entgegenstehen. Im 
Einzelfall kann gestattet werden, für die Un-
tersuchungsgefangenen Kleidungsstücke 
und Bettwäsche in der Anstalt abzugeben 
und dort abzuholen. 
 
(2) Untersuchungsgefangene dürfen ihren 
Haftraum in angemessenem Umfang mit ei-
genen Sachen ausstatten. Sie dürfen nur in 
Gewahrsam haben, was ihnen von der An-
stalt oder mit deren Erlaubnis überlassen 
worden ist. Gegenstände, die die Übersicht-
lichkeit des Haftraums behindern, eine un-
verhältnismäßig aufwändige Überprüfung er-
fordern, sonst die Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt oder den Zweck der Untersu-
chungshaft gefährden können, dürfen sie 
nicht in Gewahrsam haben. 
 
(3) Eingebrachte Sachen, die Untersu-
chungsgefangene nicht in Gewahrsam ha-
ben dürfen, sind für sie aufzubewahren. Las-
sen die Verhältnisse der Anstalt eine Aufbe-
wahrung nicht zu und weigern sich Untersu-
chungsgefangene, die Sachen zu versen-
den, werden diese auf Kosten der Untersu-
chungsgefangenen vernichtet, verwertet  
oder aus der Anstalt entfernt. 
 
(4) Aufzeichnungen und andere Gegen-
stände, die Kenntnisse über Sicherungsvor-
kehrungen einer Anstalt vermitteln, dürfen 
vernichtet oder unbrauchbar gemacht wer-
den. 
 
(5) Untersuchungsgefangene dürfen in an-
gemessenem Umfang aus einem von der 
Anstalt vermittelten Angebot Nahrungs- und 
Genussmittel sowie andere Gegenstände 
des persönlichen Bedarfs einkaufen. Für ein 
Einkaufsangebot, das die Wünsche und Be-
dürfnisse der Untersuchungsgefangenen an-
gemessen berücksichtigt, ist zu sorgen. § 17 
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Absatz 3 und 4 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend. 
 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 

 § 13 
Beschäftigung, Bildungsmaßnahmen, 

Gelder 
 

(1) Untersuchungsgefangene sind zur Arbeit 
nicht verpflichtet. 
 

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt 
gefasst:  

 
„(1) Untersuchungsgefangenen soll auf 
Nachfrage eine Arbeit oder eine sonstige Tä-
tigkeit angeboten werden, die ihre körperli-
chen und geistigen Fähigkeiten sowie ihre 
Interessen berücksichtigt. Ihnen kann auch 
eine arbeitstherapeutische Maßnahme oder 
eine Hilfstätigkeit angeboten werden, soweit 
dies angezeigt ist.“ 
 
 

c) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt 
geändert:  

 

  
 
 
(2) Ihnen soll auf Nachfrage eine Arbeit, 
sonstige Beschäftigung oder eine Hilfstätig-
keit angeboten werden, die ihre körperlichen 
und geistigen Fähigkeiten sowie ihre Interes-
sen berücksichtigt. Untersuchungsgefange-
nen kann auch eine arbeitstherapeutische 
Beschäftigung angeboten werden, soweit 
dies angezeigt ist. § 29 Absatz 5 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend. 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Arbeit, sonstigen“ gestrichen, 
die Wörter „ein Arbeitsentgelt“ 
durch die Wörter „eine Vergü-
tung“ und das Wort „das“ durch 
das Wort „welche“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bb) In Satz 3 wird das Wort „Justiz-

ministerium“ durch die Wörter 
„für Justiz zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 

 

 (3) Bei der Ausübung einer angebotenen Ar-
beit, sonstigen Beschäftigung oder einer 
Hilfstätigkeit erhalten die Untersuchungsge-
fangenen ein Arbeitsentgelt, das mit fünf 
Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch - Gemein-
same Vorschriften für die Sozialversicherung 
- in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 
2011 I S. 363) in der jeweils geltenden Fas-
sung zu bemessen ist (Eckvergütung). Ein 
Tagessatz ist der zweihundertfünfzigste Teil 
der Eckvergütung. § 32 Absatz 3, Absatz 4 
Satz 1 und 2, Absatz 5 und 6 sowie § 33 Ab-
satz 1 und 2 sowie 4 und 5 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen gelten ent-
sprechend. Das Justizministerium wird er-
mächtigt, zur Umsetzung der Vorschriften 
über die Vergütung eine Rechtsverordnung 
über die Bemessung des Arbeitsentgeltes, 
die Ausbildungsbeihilfe, die anrechenbaren 
Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in Stunden  
oder Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder 
Leistungsentgelt, die Vergütungsstufen und 
die Gewährung von Zulagen zu erlassen. 
Zeiten, die zur Begründung von Freistel-
lungsansprüchen nach diesem Gesetz 
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beitragen, werden anteilig auf Freistellungs-
ansprüche nach dem Strafvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen angerechnet. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d) Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 

3 wird die Angabe „3“ durch die An-
gabe „2“ ersetzt.  

 

 (4) Geeigneten Untersuchungsgefangenen 
soll Gelegenheit zur Teilnahme an schuli-
schen und beruflichen Orientierungs-, Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen gegeben 
werden, soweit es die Möglichkeiten der An-
stalt und die besonderen Bedingungen der 
Untersuchungshaft zulassen. Untersu-
chungsgefangenen, die während der Ar-
beitszeit ganz oder teilweise an solchen 
Maßnahmen teilnehmen, wird Ausbildungs-
beihilfe gewährt, soweit ihnen keine Leistun-
gen zum Lebensunterhalt zustehen, die nicht 
inhaftierten Personen aus solchem Anlass 
gewährt werden. Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

e) Nach dem neuen Absatz 3 wird fol-
gender Absatz 4 eingefügt: 

 
„(4) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.“ 

 

  

 
 
 
 
 
 
f) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe 

„3“ durch die Angabe „2“ ersetzt. 
 

 (5) In Ausnahmefällen, namentlich zur Über-
brückung einer unverschuldeten Bedürftig-
keit zu Beginn der Inhaftierung, kann die An-
stalt Untersuchungsgefangenen auf Antrag 
bis zu drei Monaten Taschengeld gewähren. 
Die Höhe des Taschengeldes beträgt 14 
Prozent des Tagessatzes der Eckvergütung 
nach Absatz 3 Satz 2. 

g) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe 
„3 und 4“ durch die Angabe „2 und 
3“ ersetzt. 

 
 

 (6) Vergütungen nach den Absätzen 3 und 4 
sowie Gelder, die Untersuchungsgefangene 
in die Anstalt einbringen oder die für sie von 
Dritten eingebracht oder überwiesen wer-
den, sind als Eigengeld gutzuschreiben. Die 
Untersuchungsgefangenen können über ihr 
Eigengeld verfügen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 17 
Besuche 

 
(1) Untersuchungsgefangene dürfen regel-
mäßig Besuch empfangen. Die Gesamt-
dauer beträgt mindestens zwei Stunden im 
Monat. Das Nähere regelt die Anstalt. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

94 

 
 
 
 
 
8. In § 17 Absatz 2 Satz 3 wird nach den 

Wörtern „namentlich der“ das Wort „Be-
suchstage,“ eingefügt. 

 

(2) Zur besonderen Förderung der Besuche 
von minderjährigen Kindern der Untersu-
chungsgefangenen sollen zwei weitere Stun-
den zugelassen werden. Ein familiengerech-
ter Umgang zum Wohl der minderjährigen 
Kinder ist zu gestatten. Bei der Ausgestal-
tung der Besuchsmöglichkeiten, namentlich 
der Besuchszeiten und der Rahmenbedin-
gungen der Besuche, sind die Bedürfnisse 
der minderjährigen Kinder der Untersu-
chungsgefangenen zu berücksichtigen. 
 
(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelas-
sen werden, wenn sie den persönlichen, 
rechtlichen oder geschäftlichen Angelegen-
heiten dienen, die von den Untersuchungs-
gefangenen nicht schriftlich oder durch Dritte 
wahrgenommen werden können. 
 
(4) Den Untersuchungsgefangenen können 
zudem nach einer angemessenen Zeit der 
Bewährung in der Anstalt mehrstündige, un-
beaufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) 
ermöglicht werden, wenn dies zur Förderung 
oder zum Erhalt familiärer, partnerschaftli-
cher oder anderer gleichwertiger Kontakte 
der Untersuchungsgefangenen geboten er-
scheint und verantwortet werden kann. 
 
(5) Soweit eine verfahrenssichernde Anord-
nung den Empfang von Besuch beschränkt, 
wird hierzu nur zugelassen, wer über eine 
schriftliche Besuchserlaubnis des Gerichts 
oder der Staatsanwaltschaft verfügt. 
 
(6) Aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt kann die Zulassung einer 
Person zum Besuch von ihrer Durchsuchung 
oder einer Sicherheitsanfrage nach § 21 des 
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen abhängig gemacht werden. 
 
(7) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzei-
tig zum Besuch zugelassenen Personen be-
schränken. 
 
(8) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit 
Erlaubnis der Anstalt übergeben werden. 
§ 11 Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(9) Für die Überwachung von Besuchen gilt 
§ 20 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen entsprechend. Besuche dürfen 
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auch dann abgebrochen werden, wenn die 
Besucherinnen und Besucher oder Untersu-
chungsgefangene gegen verfahrenssi-
chernde Anordnungen verstoßen. 
 

9. § 26 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

 
 
 
a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 

eingefügt: 
 

„Der Zugang einer Person zu einer 
Anstalt kann aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung von ihrer 
Durchsuchung abhängig gemacht 
werden.“ 

 
b) In dem neuen Satz 4 wird nach dem 

Wort „ist“ das Wort „zudem“ einge-
fügt. 

 

 § 26 
Grundsatz, Verhaltensvorschriften 

 
(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grund-
lage eines gewalt- und konfliktfreien Zusam-
menlebens in der Anstalt. Die Anstalt trifft die 
erforderlichen Maßnahmen, um ein Entwei-
chen der Untersuchungsgefangenen zu ver-
hindern und die Sicherheit zu gewährleisten. 
Die Anstalt ist befugt, zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben die Identität der Personen, die Zu-
gang begehren, festzustellen. 
 
 
 
 
 
(2) Untersuchungsgefangene haben sich 
nach der Tageseinteilung der Anstalt zu rich-
ten. Sie dürfen durch ihr Verhalten gegen-
über Bediensteten, Mitgefangenen und an-
deren Personen das geordnete Zusammen-
leben nicht stören. 
 
(3) Untersuchungsgefangene haben die An-
ordnungen der Bediensteten zu befolgen, 
auch wenn sie sich durch sie beschwert füh-
len. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dür-
fen sie nicht ohne Erlaubnis verlassen. 
 
(4) Ihre Hafträume und die ihnen von der An-
stalt überlassenen Sachen haben sie in Ord-
nung zu halten und schonend zu behandeln. 
 
(5) Untersuchungsgefangene haben Um-
stände, die eine Gefahr für das Leben oder 
eine erhebliche Gefahr für die Gesundheit ei-
ner Person bedeuten, unverzüglich zu mel-
den. 
 

10. § 36 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

 § 36 
Trennung des Vollzuges 

 
(1) Bei jungen Untersuchungsgefangenen 
erfolgt der Vollzug der Untersuchungshaft in 
besonderen Abteilungen der Anstalten oder 
sonstiger Einrichtungen des Jugendstrafvoll-
zuges. Lässt die geringe Anzahl Gefangener 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

96 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Hinsichtlich der Trennung minder-
jähriger Untersuchungsgefangener gilt 
§ 89c Absatz 2 des Jugendgerichtsge-
setzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3427) in der jeweils geltenden Fas-
sung.“ 

 

derselben Altersgruppe und desselben Ge-
schlechts die Einrichtung einer besonderen 
Abteilung oder Einrichtung im Jugendstraf-
vollzug als nicht angemessen erscheinen, 
können junge Untersuchungsgefangene in 
getrennten Abteilungen des Strafvollzuges 
für Erwachsene desselben Geschlechts un-
tergebracht werden, wenn dies ihrem Wohl 
nicht widerspricht. Wenn dies ihrem Wohl 
nicht widerspricht, können sie in den Fällen 
des Satzes 1 und 2 in den Anstalten und Ein-
richtungen auch an gemeinsamen Förderan-
geboten, insbesondere einer gemeinsamen 
Schul- und Berufsausbildung sowie gemein-
samen kulturellen oder religiösen Veranstal-
tungen und Freizeitangeboten, teilnehmen. 
 
(2) Von einer getrennten Unterbringung voll-
jähriger junger Untersuchungsgefangener 
nach Absatz 1 Satz 2 darf in Einrichtungen 
des Erwachsenenvollzuges nur zur Errei-
chung des Zwecks der Untersuchungshaft o-
der aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung abgewichen werden, wenn die erziehe-
rische Gestaltung des Vollzuges nach § 35 
gewährleistet und nicht zu befürchten ist, 
dass die volljährigen jungen Untersuchungs-
gefangenen schädlichen Einflüssen ausge-
setzt sind. 
 
(3) Von der Trennung minderjähriger Unter-
suchungsgefangener in Einrichtungen des 
Erwachsenenvollzuges nach Absatz 1 Satz 
2 darf nur abgesehen werden, wenn 
 
1. die Aufhebung der Trennung im Einzel-

fall 
 

a) den Zwecken des § 10 Absatz 2 
Nummer 1, 2 oder 4 oder 

 
b) der Aufnahme oder der Fortführung 

schulischer oder beruflicher Orien-
tierungs-, Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen oder 

 
c) der Förderung familiärer oder 

gleichwertiger sozialer Kontakte 
dient, oder 

 
2. zwingende Gründe eine Trennung vo-

rübergehend nicht zulassen, 
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und die erzieherische Gestaltung des Vollzu-
ges nach § 35 gewährleistet ist sowie schäd-
liche Auswirkungen auf die minderjährigen 
Untersuchungsgefangenen nicht zu befürch-
ten sind. 
 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 
 

 (4) Wird die Untersuchungshaft gegen junge 
Untersuchungsgefangene in Einrichtungen 
des Jugendstrafvollzuges vollzogen, dürfen 
minderjährige Untersuchungsgefangene mit 
Untersuchungsgefangenen, die das 21. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, ge-
meinsam untergebracht werden. Das Wohl 
minderjähriger Untersuchungsgefangener ist 
bei der Gestaltung der Unterbringung wäh-
rend der Ruhezeit besonders zu beachten. 
Mit Untersuchungsgefangenen, die das 
21. Lebensjahr vollendet haben, dürfen min-
derjährige Untersuchungsgefangene nur aus 
besonderen Gründen gemeinsam unterge-
bracht werden. Die Unterbringung darf dem 
Wohl der minderjährigen Untersuchungsge-
fangenen nicht widersprechen. Eine Unter-
bringung im Jugendstrafvollzug ist einer Un-
terbringung im Erwachsenenstrafvollzug in 
der Regel vorzuziehen. 
 

11. § 37 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden nach dem 
Komma die Wörter „Unterrichtung 
und“ eingefügt. 

 
 

  
§ 37 

Betreuung, Auswahlverfahren 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 

„Für die Unterrichtung von minder-
jährigen Untersuchungsgefange-
nen gilt § 70a Absatz 3 des Jugend-
gerichtsgesetzes.“ 

 

 (1) Den jungen Untersuchungsgefangenen 
sind bei der Aufnahme in den Vollzug stän-
dige Ansprechpartnerinnen oder Ansprech-
partner aus dem Kreis der Bediensteten zu 
benennen. 
 
 
 
(2) Während der Untersuchungshaft wird un-
ter Beteiligung der Fachdienste in einem 
Verfahren zur Feststellung des Förder- und 
Erziehungsbedarfs (Auswahlverfahren) die 
Grundlage für eine erzieherische Ausgestal-
tung der Untersuchungshaft geschaffen und 
für den Fall der rechtskräftigen Verurteilung 
zu einer Jugendstrafe die Erstellung des 
späteren Vollzugsplans vorbereitet, um früh-
zeitig gemeinsam mit den jungen 
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Untersuchungsgefangenen Zukunftsper-
spektiven zu entwickeln. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
12. In § 38 Absatz 2 werden die Wörter „in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427) in 
der jeweils geltenden Fassung“ gestri-
chen. 

 

 § 38 
Außenkontakte 

 
(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt 
mindestens vier Stunden im Monat. 
 
(2) Betreuungspersonen, Erziehungsbei-
ständen, Beiständen nach § 69 des Jugend-
gerichtsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3427) in der jeweils geltenden 
Fassung und Personen, die Aufgaben der 
Jugendgerichtshilfe wahrnehmen, ist der 
Kontakt mit jungen Untersuchungsgefange-
nen in demselben Umfang zu gestatten, wie 
er einer Verteidigerin oder einem Verteidiger 
gestattet wird. 
 
 
 

13. § 45 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

 
a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 

das Wort „soll“ und das Wort „si-
cherzustellen“ durch die Wörter „si-
chergestellt werden“ ersetzt. 

 
b) Satz 2 wird aufgehoben.  

 

 § 45 
Medizinische Versorgung 

 
(1) Die ärztliche Versorgung ist durch haupt-
amtliche Ärztinnen oder Ärzte sicherzustel-
len. Sie kann aus besonderen Gründen ne-
benamtlichen oder vertraglich verpflichteten 
Ärztinnen oder Ärzten übertragen werden. 
 
(2) Die Pflege erkrankter Untersuchungsge-
fangener soll von Krankenpflegekräften im 
Sinne des Krankenpflegegesetzes vom 16. 
Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) in der jeweils gel-
tenden Fassung ausgeübt werden. Stehen 
solche Kräfte nicht zur Verfügung, können 
Bedienstete des Vollzuges oder sonstige 
Kräfte eingesetzt werden, soweit sie eine 
entsprechende Qualifikation besitzen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
14. Dem § 51 Absatz 1 wird folgender Satz 

angefügt: 

 § 51 
Festsetzung der Belegungsfähigkeit, 

Verbot der Überbelegung 
 

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Bele-
gungsfähigkeit unter Berücksichtigung von 
§ 10 für jede Anstalt fest. Es ist eine bedarfs-
gerechte Anzahl und Ausstattung von Plät-
zen, insbesondere für Maßnahmen der Be-
schäftigung, Freizeit, Sport, Seelsorge und 
Besuche, vorzuhalten. Gemeinschafts- und 
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„Insbesondere ist im Rahmen der bauli-
chen Gegebenheiten für eine kindge-
rechte Ausgestaltung der Besuchs-
räume und Wartebereiche zu sorgen.“ 

 

Besuchsräume sind wohnlich und zweckent-
sprechend auszustatten. 
 
 
 
(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Perso-
nen als zugelassen belegt werden. Ausnah-
men hiervon sind nur vorübergehend zuläs-
sig und sind zu dokumentieren. 
 

Artikel 6 
Änderung des Justizvollzugsdaten-

schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

  
Gesetz zum Schutz personenbezogener 

Daten im Justizvollzug in Nordrhein-
Westfalen 

(Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nord-
rhein-Westfalen – JVollzDSG NRW) 

Das Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. 
NRW. S. 555) wird wie folgt geändert: 
 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-

gabe zu § 25 folgende Angabe einge-
fügt: 

 
„§ 25a Maßnahmen zur Detektion von 
unbemannten Luftfahrtsystemen und 
Flugmodellen“. 

 

 Abschnitt 3 
Besondere Formen der Datenverarbei-

tung 
 

§ 20 Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 
Identitätsfeststellungsverfahren 

 
§ 21  Sicherheitsanfrage 
 
§ 22 Identitätsfeststellung anstaltsfremder 

Personen 
 
§ 23 Gefangenenausweise 
 
§ 24 Einsatz von Videotechnik 
 
§ 25 Optisch-elektronische Einrichtungen 

im Umfeld der Anstalt 
 
 
 
 
 
§ 26 Auslesen von Datenspeichern, Ver-

arbeitung, Löschung 
 
§ 27 Elektronische Aufenthaltsüberwa-

chung 
 
§ 28 Fallkonferenzen 
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2. In § 2 Nummer 1 Buchstabe a wird nach 

dem Wort „Jugendarrest“ das Wort  
„, Strafarrest“ eingefügt. 

 

 § 2 
Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der 
Begriff: 
 
1. „Gefangene“ 
 
 
 

a) Personen, an denen Freiheitsstrafe, 
Jugendstrafe, Untersuchungshaft, 
Jugendarrest oder die Unterbrin-
gung in der Sicherungsverwahrung 
vollzogen wird, 

 
b) Personen, die sich in Haft nach 

§ 127b Absatz 2, § 230 Absatz 2, 
§§ 236, 329 Absatz 3, § 412 Satz 1 
oder § 453c der Strafprozessord-
nung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7. April 1987 (BGBl. I 
S. 1074, 1319), die zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 30. Okto-
ber 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert 
worden ist, befinden, sowie Perso-
nen, die nach § 275a Absatz 6 der 
Strafprozessordnung einstweilig in 
Justizvollzugsbehörden unterge-
bracht sind; sie stehen Untersu-
chungsgefangenen gleich, 

 
2. „Anstalten“ Justizvollzugsanstalten, Ju-

gendstrafvollzugsanstalten, Jugendar-
restanstalten, Freizeitarresträume und 
Einrichtungen für den Vollzug der Siche-
rungsverwahrung, 

 
3. „personenbezogene Daten“ alle Infor-

mationen, die sich auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person 
(betroffene Person) beziehen; als identi-
fizierbar wird eine natürliche Person an-
gesehen, die direkt oder indirekt, insbe-
sondere mittels Zuordnung zu einer 
Kennung wie einem Namen, zu einer 
Kennnummer, zu Standortdaten, zu ei-
ner Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen, die 
Ausdruck der physischen, physiologi-
schen, genetischen, psychischen, wirt-
schaftlichen, kulturellen oder sozialen 
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Identität dieser natürlichen Person sind, 
identifiziert werden kann, 

 
4. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe 

automatisierter Verfahren ausgeführten 
Vorgang oder jede solche Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personen-
bezogenen Daten wie das Erheben, das 
Erfassen, die Organisation, das Ordnen, 
die Speicherung, die Anpassung, die 
Veränderung, das Auslesen, das Abfra-
gen, die Verwendung, die Offenlegung 
durch Übermittlung, Verbreitung  
oder eine andere Form der Bereitstel-
lung, den Abgleich oder die Verknüp-
fung, die Einschränkung, das Löschen 
oder die Vernichtung, 

 
5. „Einschränkung der Verarbeitung“ die 

Markierung gespeicherter personenbe-
zogener Daten mit dem Ziel, ihre künf-
tige Verarbeitung einzuschränken, 

 
6. „Anonymisierung“ das Verändern perso-

nenbezogener Daten derart, dass die 
Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse nicht mehr oder 
nur mit einem unverhältnismäßig großen 
Aufwand an Zeit, Kosten, Arbeitskraft ei-
ner bestimmten oder bestimmbaren na-
türlichen Person zugeordnet werden 
können, 

 
7. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung 

personenbezogener Daten in einer 
Weise, in der die Daten ohne Hinzuzie-
hung zusätzlicher Informationen nicht 
mehr einer spezifischen betroffenen 
Person zugeordnet werden können, so-
fern diese zusätzlichen Informationen 
gesondert aufbewahrt werden und tech-
nischen und organisatorischen Maßnah-
men unterliegen, die gewährleisten, 
dass die Daten keiner betroffenen Per-
son zugewiesen werden, 

 
8. „Dateisystem“ jede strukturierte Samm-

lung personenbezogener Daten, die 
nach bestimmten Kriterien zugänglich 
sind, unabhängig davon, ob diese 
Sammlung zentral, dezentral oder nach 
funktionalen oder geografischen Ge-
sichtspunkten geordnet geführt wird, 
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9. „Verantwortlicher“ die zuständige Be-
hörde, die allein oder gemeinsam mit 
anderen über die Zwecke und Mittel der 
Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten entscheidet, 

 
10. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche  

oder juristische Person, Behörde, Ein-
richtung oder andere Stelle, die perso-
nenbezogene Daten im Auftrag des Ver-
antwortlichen verarbeitet, 

 
11. „Empfänger“ eine natürliche oder juristi-

sche Person, Behörde, Einrichtung oder 
andere Stelle, denen personenbezo-
gene Daten offengelegt werden, unab-
hängig davon, ob es sich bei ihr um ei-
nen Dritten handelt oder nicht; Behör-
den, die im Rahmen eines bestimmten 
Untersuchungsauftrags nach dem Uni-
onsrecht oder anderen Rechtsvorschrif-
ten personenbezogene Daten erhalten, 
gelten jedoch nicht als Empfänger; die 
Verarbeitung dieser Daten durch die ge-
nannten Behörden erfolgt im Einklang 
mit den geltenden Datenschutzvorschrif-
ten gemäß den Zwecken der Verarbei-
tung, 

 
12. „Verletzung des Schutzes personenbe-

zogener Daten“ eine Verletzung der Si-
cherheit, die zur unbeabsichtigten oder 
unrechtmäßigen Vernichtung, zum Ver-
lust, zur Veränderung oder zur unbefug-
ten Offenlegung von oder zum unbefug-
ten Zugang zu personenbezogenen Da-
ten führt, die übermittelt, gespeichert  
oder auf sonstige Weise verarbeitet wur-
den, 

 
13. „besondere Kategorien personenbezo-

gener Daten“ 
 

a) Daten, aus denen die rassische  
oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltan-
schauliche Überzeugungen oder 
die Gewerkschaftszugehörigkeit 
hervorgehen, 

 
b) genetische Daten, 
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c) biometrische Daten zur eindeutigen 
Identifizierung einer natürlichen 
Person, 

 
d) Gesundheitsdaten und 
 
e) Daten zum Sexualleben oder zur 

sexuellen Orientierung, 
 
14. „genetische Daten“ personenbezogene 

Daten zu den ererbten oder erworbenen 
genetischen Eigenschaften einer natürli-
chen Person, die eindeutige Informatio-
nen über die Physiologie oder die Ge-
sundheit dieser Person liefern und ins-
besondere aus der Analyse einer biolo-
gischen Probe der Person gewonnen 
wurden, 

 
15. „biometrische Daten“ mit speziellen 

technischen Verfahren gewonnene per-
sonenbezogene Daten zu den physi-
schen, physiologischen oder verhaltens-
typischen Merkmalen einer natürlichen 
Person, die die eindeutige Identifizie-
rung dieser natürlichen Person ermögli-
chen oder bestätigen, insbesondere Ge-
sichtsbilder oder daktyloskopische Da-
ten, 

 
16. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene 

Daten, die sich auf die körperliche oder 
geistige Gesundheit einer natürlichen 
Person, einschließlich der Erbringung 
von Gesundheitsdienstleistungen, be-
ziehen und aus denen Informationen 
über deren Gesundheitszustand hervor-
gehen, 

 
17. „internationale Organisation“ eine völ-

kerrechtliche Organisation und ihre 
nachgeordneten Stellen oder jede sons-
tige Einrichtung, die durch eine von zwei 
oder mehr Staaten geschlossene Über-
einkunft oder auf der Grundlage einer 
solchen Übereinkunft geschaffen wurde, 

 
18. „Einwilligung“ jede freiwillig für den be-

stimmten Fall, in informierter Weise und 
unmissverständlich abgegebene Wil-
lensbekundung in Form einer Erklärung 
oder einer sonstigen eindeutigen bestä-
tigenden Handlung, mit der die 
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betroffene Person zu verstehen gibt, 
dass sie mit der Verarbeitung der sie be-
treffenden personenbezogenen Daten 
einverstanden ist, 

 
19. „öffentliche Stellen“ 
 

a) die Behörden, die Organe der 
Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
des Bundes, der bundesunmittelba-
ren Körperschaften, der Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie deren Vereinigungen 
ungeachtet ihrer Rechtsform, 

 
b) die Behörden, die Organe der 

Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
eines Landes, einer Gemeinde, ei-
nes Gemeindeverbandes oder 
sonstiger der Aufsicht des Landes 
unterstehender juristischer Perso-
nen des öffentlichen Rechts sowie 
deren Vereinigungen ungeachtet ih-
rer Rechtsform, 

 
c) die Behörden, die Organe der 

Rechtspflege und andere öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union und 

 
20. „nicht öffentliche Stellen“ natürliche und 

juristische Personen, Gesellschaften 
und andere Personenvereinigungen des 
privaten Rechts, soweit sie nicht unter 
die Nummer 19 fallen; nimmt eine nicht 
öffentliche Stelle hoheitliche Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahr, ist sie 
insoweit öffentliche Stelle im Sinne die-
ses Gesetzes. 

 
3. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 12 
Verarbeitung innerhalb der Vollzugsbe-

hörde 
 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten innerhalb einer Vollzugsbehörde ist 
zulässig, soweit dies für vollzugliche Zwecke 
erforderlich oder bei besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten unbedingt erfor-
derlich ist. 
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a) In Nummer 5 wird nach dem Wort 
„Entscheidungen“ das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 

 
(2) Die Verarbeitung personenbezogener 
Daten innerhalb einer Vollzugsbehörde für 
andere Zwecke ist zulässig, soweit dies 
 
1. zur Abwehr von sicherheitsgefährden-

den oder geheimdienstlichen Tätigkei-
ten für eine fremde Macht oder von Be-
strebungen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, die durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen 

 
a) gegen die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes  
oder eines Landes gerichtet sind, 

 
b) eine ungesetzliche Beeinträchti-

gung der Amtsführung der Verfas-
sungsorgane des Bundes oder ei-
nes Landes oder ihrer Mitglieder 
zum Ziel haben oder 

 
c) auswärtige Belange der Bundesre-

publik Deutschland gefährden, 
 
2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für 

das Gemeinwohl oder einer Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit, 

 
3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Be-

einträchtigung der Rechte einer anderen 
Person, 

 
4. zur Verhinderung oder Verfolgung von 

Straftaten sowie zur Verhinderung oder 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten, 
durch welche die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt gefährdet wird, 

 
5. für Maßnahmen der Strafvollstreckung 

oder strafvollstreckungsrechtliche Ent-
scheidungen oder 

 

b) In Nummer 6 wird nach dem Wort 
„Strafen“ das Wort „oder“ eingefügt. 

 
 
 
 
 

 6. zur Wahrnehmung von Kontrollbefugnis-
sen des Europäischen Ausschusses zur 
Verhütung von Folter und unmenschli-
cher oder erniedrigender Behandlung  
oder Strafen 
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c) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 
 

„7. für die Zusammenarbeit mit der 
oder dem Beauftragten für den 
Opferschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen ih-
rer oder seiner Unterstützung 
von Opfern bei der Wahrneh-
mung der Ansprüche nach 
§ 16“. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
erforderlich oder bei besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten unbedingt erfor-
derlich ist. 
 

  (3) Personenbezogene Daten, die gemäß 
§ 11 über Personen, die nicht Gefangene 
sind, erhoben worden sind, dürfen innerhalb 
einer Vollzugsbehörde nur zur Erfüllung des 
Erhebungszwecks oder für die in Absatz 2 
Nummer 1 bis 4 geregelten Zwecke verarbei-
tet werden. 
 
(4) Eine Verarbeitung für andere Zwecke 
liegt nicht vor, soweit sie dem gerichtlichen 
Rechtsschutz im Zusammenhang mit die-
sem Gesetz oder den Vollzugsgesetzen, der 
Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontroll-
befugnissen, der Rechnungsprüfung oder 
der Durchführung von Organisationsuntersu-
chungen dient. Zulässig ist auch die Verar-
beitung zu Ausbildungs- und Prüfungszwe-
cken, soweit nicht berechtigte Interessen der 
betroffenen Person an der Geheimhaltung 
der Daten offensichtlich überwiegen. § 14 
Absatz 1 gilt entsprechend. 
 
(5) Die Vollzugsbehörden prüfen vor jeder 
Verarbeitung personenbezogener Daten de-
ren Richtigkeit, Vollständigkeit, Zuverlässig-
keit und Aktualität. 
 

4. § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 13 
Übermittlung an öffentliche Stellen 

 
(1) Die Übermittlung personenbezogener 
Daten an öffentliche Stellen ist zulässig, so-
weit dies für vollzugliche Zwecke oder die in 
§ 12 Absatz 2 genannten anderen Zwecke 
erforderlich oder bei besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten unbedingt erfor-
derlich ist. 
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a) In Nummer 9 wird das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 
b) In Nummer 10 wird nach dem Wort 

„Forderungen“ das Wort „oder“ ein-
gefügt. 

 
c) Folgende Nummer 11 wird ange-

fügt: 
 

„11. die Zusammenarbeit mit der  
oder dem Beauftragten für den 
Opferschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen ih-
rer oder seiner Unterstützung 
von Opfern bei der Wahrneh-
mung der Ansprüche nach 
§ 16“. 

 

(2) Eine Übermittlung personenbezogener 
Daten an öffentliche Stellen ist darüber hin-
aus zulässig, soweit dies für 
 
1. Maßnahmen des ambulanten Sozialen 

Dienstes der Justiz und der Jugendge-
richtshilfe, 

 
2. die Überprüfung von Angaben von Ge-

fangenen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen, 

3. Entscheidungen in Gnadensachen, 
 
4. durch oder aufgrund Gesetz angeord-

nete Statistiken der Rechtspflege, 
 
5. die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für 

Angehörige (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 
des Strafgesetzbuches) der Gefange-
nen, 

 
6. sozialrechtliche Maßnahmen, 
 
7. dienstliche Maßnahmen der Bundes-

wehr im Zusammenhang mit der Auf-
nahme und Entlassung von Soldatinnen 
und Soldaten, 

 
8. ausländerrechtliche Maßnahmen, 
 
9. die Durchführung der Besteuerung oder 
 
 
10. die Feststellung oder Durchsetzung öf-

fentlich-rechtlicher Forderungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
erforderlich oder im Fall besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten unbedingt 
erforderlich ist. 
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  (3) Erfolgt die Übermittlung der Daten zu an-
deren als vollzuglichen Zwecken, muss der 
konkrete Übermittlungszweck in angemes-
senem Verhältnis zu der Art und Eingriffsin-
tensität der Erhebungsform und der Art der 
erhobenen personenbezogenen Daten ste-
hen. Ein angemessenes Verhältnis liegt re-
gelmäßig vor, wenn die Übermittlung zu 
Zwecken nach § 12 Absatz 2 erfolgt oder die 
empfangende Stelle die Daten auch selbst 
hätte erheben dürfen. 
 
(4) Erhält die Vollzugsbehörde davon Kennt-
nis, dass Gefangene von öffentlichen Stellen 
Leistungen beziehen oder bei öffentlichen 
Stellen Leistungen beantragt haben, die für 
die Dauer des Vollzuges entfallen oder sich 
mindern, hat sie die Leistungsträger unver-
züglich darüber zu unterrichten, dass und 
seit wann sich die betroffenen Gefangenen 
im Vollzug befinden, sofern die Gefangenen 
die Unterrichtung trotz einer Aufforderung 
der Vollzugsbehörde nicht unverzüglich 
selbst vornehmen. Den betroffenen Gefan-
genen ist eine Abschrift der Mitteilung auszu-
händigen. 
 
(5) Eigengeld und sonstiges Vermögen der 
Gefangenen, das der Anstalt bekannt ist, 
sind der mit der Geltendmachung der im 
Strafverfahren entstandenen Kosten befass-
ten Vollstreckungsbehörde und der Gerichts-
kasse anzuzeigen, sobald Gefangene über 
pfändbares Vermögen verfügen. Den be-
troffenen Gefangenen ist eine Abschrift der 
Mitteilung auszuhändigen. 
 
(6) Im Vollzug der Untersuchungshaft unter-
bleiben die zulässigen Übermittlungen, wenn 
für die Vollzugsbehörde erkennbar ist, dass 
unter Berücksichtigung der Art der Informa-
tion und der Rechtsstellung der Untersu-
chungsgefangenen die betroffenen Perso-
nen ein schutzwürdiges Interesse am Aus-
schluss der Übermittlung haben. Die Gefan-
genen sind entsprechend § 17 Absatz 2 an-
zuhören. Bei einer nicht nur vorläufigen Ein-
stellung des Verfahrens, einer unanfechtba-
ren Ablehnung der Eröffnung des Hauptver-
fahrens oder einem rechtskräftigen Frei-
spruch sind auf Antrag der Untersuchungs-
gefangenen die Stellen, denen personenbe-
zogene Daten übermittelt wurden, über den 
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Verfahrensausgang in Kenntnis zu setzen. 
Die Untersuchungsgefangenen sind auf ihr 
Antragsrecht nach Satz 3 bei ihrer Anhörung 
oder nachträglichen Unterrichtung hinzuwei-
sen. 
 
(7) § 12 Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
Personenbezogene Daten, die gemäß § 11 
über Personen, die nicht Gefangene sind, er-
hoben worden sind, dürfen auch zu auslän-
derrechtlichen Maßnahmen übermittelt wer-
den. 
(8) Bei der Übermittlung personenbezogener 
Daten werden nach Möglichkeit die erforder-
lichen Informationen beigefügt, die es der 
empfangenden zuständigen Behörde gestat-
ten, die Richtigkeit, die Vollständigkeit, die 
Zuverlässigkeit und die Aktualität der über-
mittelten Daten zu beurteilen. Unrichtige, un-
vollständige oder nicht mehr aktuelle perso-
nenbezogene Daten dürfen nicht mehr über-
mittelt werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15 
Datenübermittlung an nicht öffentliche 

Stellen 
 

(1) Nicht öffentlichen Stellen dürfen die Voll-
zugsbehörden personenbezogene Daten 
übermitteln, soweit dies für vollzugliche Zwe-
cke oder die in § 12 Absatz 2 genannten an-
deren Zwecke erforderlich ist. Besondere 
Kategorien personenbezogener Daten dür-
fen die Vollzugsbehörden nicht öffentlichen 
Stellen übermitteln, soweit dies für vollzugli-
che Zwecke oder die in § 12 Absatz 2 ge-
nannten anderen Zwecke unbedingt erfor-
derlich ist. 
 
(2) Eine Übermittlung zu vollzuglichen Zwe-
cken ist insbesondere zulässig, soweit 
 
1. sich die Vollzugsbehörden zur Erfüllung 

oder Unterstützung einzelner Aufgaben 
in zulässiger Weise der Mitwirkung nicht 
öffentlicher Stellen bedienen und diese 
Mitwirkung ohne die Verarbeitung der 
durch die Vollzugsbehörden übermittel-
ten personenbezogenen Daten unmög-
lich oder wesentlich erschwert wäre  
oder 
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5. In § 15 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe 

b wird die Angabe „5“ durch die Angabe 
„6“ ersetzt. 

 

2. es dazu erforderlich ist, Gefangenen 
 

a) den Besuch von Behandlungs-, Be-
ratungs-, Trainings- und Bildungs-
maßnahmen sowie die Beschäfti-
gung innerhalb und außerhalb einer 
Anstalt, 

 
b) die Inanspruchnahme von Leistun-

gen der in § 203 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 5 des Strafgesetz-
buchs genannten Personen, 

 
c) den Einkauf, 
 
d) die Inanspruchnahme von Telekom-

munikations- und Mediendienstleis-
tungen oder 

 
e) einen Krankenversicherungsschutz 

nach der Entlassung 
 
zu ermöglichen. 
 
(3) Personenbezogene Daten, die an nicht 
öffentliche Stellen übermittelt werden sollen, 
sind vor der Übermittlung zu anonymisieren 
oder zu pseudonymisieren, soweit nicht der 
Personenbezug für die Erfüllung des Über-
mittlungszweckes erforderlich ist. Dabei ist 
die Gefangenenbuchungsnummer als Pseu-
donym zu verwenden, wenn nicht besondere 
Gründe entgegenstehen. Für die Verarbei-
tung von Daten im Auftrag gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend 
 
(4) § 12 Absatz 3 bis 5 und § 13 Absatz 6 und 
8 gelten entsprechend. 
 

6. § 16 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 16 
Auskünfte an Opfer 

 
(1) Opfern wird auf schriftlichen Antrag Aus-
kunft über die Inhaftierung und deren Been-
digung, die Gewährung vollzugsöffnender 
Maßnahmen, opferbezogene Weisungen 
und die Unterbringung im offenen Vollzug er-
teilt, wenn sie ein berechtigtes Interesse dar-
legen und kein überwiegendes schutzwürdi-
ges Interesse der Gefangenen am Aus-
schluss der Mitteilung vorliegt. Der Nachweis 
der Zulassung zur Nebenklage ersetzt in der 
Regel die Darlegung des berechtigten 
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a) Nach Absatz 6 wird folgender Ab-
satz 7 eingefügt: 

 
„(7) Das für Justiz zuständige Minis-
terium darf der oder dem Beauftrag-
ten für den Opferschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen auf schriftli-
chen oder elektronischen Antrag im 
Rahmen ihrer oder seiner Unterstüt-
zung von Opfern bei der Wahrneh-
mung der Ansprüche nach dieser 
Vorschrift unmittelbar die im Einzel-
fall zuständigen Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartner für 

Interesses. Dies gilt nicht, wenn den Gefan-
genen erneut vollzugsöffnende Maßnahmen 
gewährt werden. § 17 Absatz 1 bleibt unbe-
rührt. 
 
(2) Besteht auf Grund einer Flucht einer oder 
eines Gefangenen eine konkrete Gefahr für 
Leib oder Leben, ergeht eine Mitteilung nach 
Absatz 1 auch ohne Antrag. 
 
(3) Opfern und anderen aus der Straftat An-
spruchsberechtigten können auf schriftlichen 
Antrag Auskünfte über die Entlassungs-
adresse oder die Vermögensverhältnisse der 
Gefangenen erteilt werden, wenn die Ertei-
lung zur Feststellung oder Durchsetzung von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit 
der Straftat erforderlich ist. § 17 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 
 
(4) Besteht Anlass zu der Besorgnis, dass 
die Offenlegung von Lebensumständen der 
Antragstellerinnen und Antragsteller deren 
Leib oder Leben gefährdet, kann die Offen-
legung gegenüber den Gefangenen unter-
bleiben. Die Mitteilung der Anschrift der An-
tragstellerinnen und Antragsteller an die Ge-
fangenen bedarf der Einwilligung. 
 
(5) Im Vollzug der Untersuchungshaft bleibt 
§ 406d der Strafprozessordnung unberührt. 
Die Vollzugsbehörde darf Auskünfte nach 
§ 406d der Strafprozessordnung im Einver-
nehmen mit der Staatsanwaltschaft oder 
dem nach § 126 der Strafprozessordnung 
zuständigen Gericht unmittelbar erteilen. 
 
(6) Opfer, die sich an die Anstalten wenden, 
sind in geeigneter Form auf ihre Rechte nach 
den Absätzen 1 bis 4 hinzuweisen. 
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Opferbelange bei den Justizvoll-
zugseinrichtungen mitteilen.“ 

 
 

b) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-
satz 8 und wie folgt geändert: 

 
aa) Das Wort „und“ wird durch das 

Wort „sowie“ ersetzt. 
 
bb) Nach der Angabe „6“ wird die 

Angabe „und 7“ eingefügt. 
 
 

 (7) Die Absätze 1 bis 4 und 6 finden im Ju-
gendarrest keine Anwendung. 

7. § 20 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 20 
Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 

Identitätsfeststellungsverfahren 
 

(1) Zur Sicherung des Vollzuges, zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt oder zur Identitätsfeststellung 
sind mit Kenntnis der Gefangenen zulässig: 
 
1. die Aufnahme von Lichtbildern, 
 
2. die Feststellung äußerlicher körperlicher 

Merkmale, 
 
3. Messungen und 
 
4. die Erfassung biometrischer Merkmale 

von Fingern, Händen und Gesicht. 
 
(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen 
Daten oder Unterlagen werden zu den Ge-
fangenenpersonalakten genommen oder in 
personenbezogenen Dateien gespeichert. 
Fingerabdruckdaten sind elektronisch zu 
speichern. 
 
(3) Es können Fingerabdruckdaten von allen 
zehn Fingern genommen werden. Die An-
stalt übermittelt die von ihr nach Absatz 1 
Nummer 4 erhobenen Fingerabdruckdaten 
unverzüglich dem Landeskriminalamt, wenn 
nicht 
 
1. die Identität einer oder eines Gefange-

nen bereits anderweitig gesichert ist, 
 
2. ein Abgleich der Fingerabdruckdaten mit 

den dem Justizvollzug vorliegenden Da-
ten möglich ist oder 
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a) In Satz 3 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „und teilt der An-
stalt das Ergebnis der Überprüfung, 
insbesondere abweichende Daten, 
unverzüglich mit.“ ersetzt. 

 
b) Satz 4 wird aufgehoben. 

 

 
3. eine Gefährdung der Sicherheit der An-

stalt ausgeschlossen werden kann. 
 
Das Landeskriminalamt veranlasst zum 
Zwecke der Identifizierung der Gefangenen 
den Abgleich der Fingerabdruckdaten. Wei-
chen die personenbezogenen Daten von den 
der Anstalt bekannten Daten ab, teilt das 
Landeskriminalamt der Anstalt die abwei-
chenden Daten mit. Die Daten dürfen auch 
im Wege eines automatisierten Abrufverfah-
rens oder einer regelmäßigen Datenüber-
mittlung abgefragt und übermittelt werden. 
Die Landesregierung regelt durch Rechts-
verordnung weitere Einzelheiten zur Daten-
erhebung und -übermittlung sowie zum Ver-
fahren der Ersuchen. Die Ermächtigung 
kann auf das für Justiz zuständige Ministe-
rium übertragen werden. Die Anstalt darf das 
Bundeskriminalamt auch unmittelbar um ei-
nen Abgleich der Fingerabdruckdaten ersu-
chen. Auch kann als Dienst das bestehende 
Abgleichverfahren mit dem Bundeskriminal-
amt über das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge genutzt werden. Die angefragten 
Behörden löschen die ihnen übermittelten 
personenbezogenen Daten, soweit diese 
nicht zur Dokumentation des Ersuchens er-
forderlich sind, sobald das Identitätsfeststel-
lungsverfahren abgeschlossen ist. Davon 
ausgenommen sind solche personenbezo-
genen Daten, die die angefragten Behörden 
aufgrund der für sie geltenden gesetzlichen 
Grundlagen auch selbst hätten erheben dür-
fen. 
 
(4) Die nach den Absätzen 1 und 3 gewon-
nenen erkennungsdienstlichen Unterlagen 
und Daten dürfen von der Vollzugsbehörde 
im Übrigen nur für die in Absatz 1 und § 12 
Absatz 2 Nummer 4 genannten Zwecke ver-
arbeitet und übermittelt werden. Sie dürfen 
außerdem den Vollstreckungs- und Strafver-
folgungsbehörden sowie den für die Fahn-
dung und Festnahme zuständigen Polizei-
dienststellen übermittelt werden, soweit dies 
für Zwecke der Fahndung und Festnahme 
entwichener oder sich sonst ohne Erlaubnis 
außerhalb der Anstalt aufhaltender Gefange-
ner erforderlich ist. Die Übermittlung der Da-
ten oder Unterlagen an Polizeibehörden des 
Bundes oder der Länder ist auch zulässig, 
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soweit dies zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr für erhebliche Rechtsgüter innerhalb 
der Anstalt erforderlich ist. Eine Übermittlung 
an öffentliche Stellen auf deren Ersuchen ist 
zulässig, soweit die Betroffenen verpflichtet 
wären, eine unmittelbare Erhebung der zu 
übermittelnden Daten durch die empfan-
gende Stelle zu dulden oder an einer solchen 
Erhebung mitzuwirken. Die ersuchende 
Stelle hat in ihrem Ersuchen die Rechts-
grundlage der Mitwirkungs- oder Duldungs-
pflicht mitzuteilen. Beruht diese Pflicht auf ei-
ner Regelung gegenüber dem Betroffenen 
im Einzelfall, weist die ersuchende Stelle zu-
gleich nach, dass eine entsprechende Rege-
lung ergangen und vollziehbar ist.  
 
(5) Gefangene, die nach Absatz 1 erken-
nungsdienstlich behandelt worden sind, kön-
nen nach der Entlassung aus dem Vollzug 
verlangen, dass die gewonnenen erken-
nungsdienstlichen Daten und Unterlagen mit 
Ausnahme der zu den Gefangenenpersonal-
akten genommenen oder elektronisch ge-
speicherten Lichtbilder, der Fingerabdruck-
daten und der Beschreibung von körperli-
chen Merkmalen vernichtet oder gelöscht 
werden, sobald die Vollstreckung der richter-
lichen Entscheidung, die dem Vollzug zu-
grunde gelegen hat, abgeschlossen ist. Sie 
sind über dieses Recht bei der erkennungs-
dienstlichen Behandlung und bei der Entlas-
sung aufzuklären. Im Übrigen gelten für die 
Löschung, die Einschränkung der Verarbei-
tung und die Berichtigung die §§ 42 bis 44. 
 
(6) Absatz 5 Satz 1 gilt für Untersuchungsge-
fangene mit der Maßgabe, dass der An-
spruch auf Löschung mit der Aufhebung des 
Haftbefehls und der Entlassung aus der Haft 
entsteht. 
 
(7) Im Jugendarrest finden nur Absatz 1 
Nummer 1, Absatz 2 Satz 1 und die Absätze 
4 und 5 Anwendung. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 § 24 
Einsatz von Videotechnik 

 
(1) Das Anstaltsgelände sowie das Innere 
der Anstaltsgebäude dürfen aus Gründen 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt mit-
tels Videotechnik überwacht werden. 
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(2) Jede Anstalt, die optisch-elektronische 
Einrichtungen einsetzt, hat ein einheitliches 
Konzept zur optisch-elektronischen Überwa-
chung der baulichen Anlagen zu erstellen, in 
dem die Gründe für die Videoüberwachung 
dokumentiert werden. Das Konzept hat alle 
betriebsfähigen Einrichtungen sowie die von 
ihnen erfassten Bereiche in kartenmäßiger 
Darstellung zu enthalten und ist laufend fort-
zuschreiben. Anstelle einer kartenmäßigen 
Darstellung kann eine tabellarische Über-
sicht über alle optisch-elektronischen Ein-
richtungen erstellt werden, die eine Be-
schreibung der optisch-elektronisch über-
wachten Bereiche in Textform enthält. 
 
(3) Bei der Planung optisch-elektronischer 
Einrichtungen ist sicherzustellen, dass  
 
1. die Überwachung nur insoweit erfolgt, 

als dies für die Aufrechterhaltung der Si-
cherheit und Ordnung erforderlich ist, 
insbesondere um das Betreten be-
stimmter Zonen durch Unbefugte oder 
das Einbringen verbotener Gegen-
stände zu verhindern, 

 
2. den Gefangenen in der Anstalt ange-

messene Bereiche verbleiben, in denen 
sie nicht mittels optisch-elektronischer 
Einrichtungen überwacht werden, und 

 
3. die ständig besetzten Arbeitsplätze der 

Beschäftigten von der Überwachung 
mittels optisch-elektronischer Einrich-
tungen ausgenommen bleiben, sofern 
dies nicht die Sicherheit der Anstalt be-
einträchtigt. 

 
(4) Bei Gefangenentransporten ist der Ein-
satz optisch-elektronischer Einrichtungen 
zur Überwachung einzelner Bereiche des 
Transportfahrzeuges zulässig, soweit dies 
aus Gründen der Sicherheit und Ordnung  
oder der Sicherung des Vollzuges erforder-
lich ist und keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person überwiegen. 
 
(5) Die Überwachung mittels Videotechnik ist 
durch geeignete Hinweise erkennbar zu ma-
chen. § 37 bleibt unberührt. 
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8. In § 24 Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe 

„50“ durch die Angabe „51“ und die An-
gabe „27“ durch die Angabe „28“ ersetzt. 

 

(6) Bildaufzeichnungen sind spätestens zwei 
Wochen nach ihrer Erhebung zu löschen, so-
weit nicht ihre Speicherung aus den Gründen 
des § 12 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 weiterhin 
erforderlich ist. Sie sind unverzüglich zu lö-
schen, wenn schutzwürdige Interessen der 
Betroffenen einer weiteren Verarbeitung ent-
gegenstehen. 
 
(7) Die Beobachtung von Gefangenen in 
Hafträumen mittels Videotechnik erfolgt nur 
nach Maßgabe des § 69 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen, des § 50 des 
Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen, des § 27 des Untersuchungshaft-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen, des 
§ 69 des Sicherungsverwahrungsvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen sowie des 
§ 22 des Jugendarrestvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen. Bildaufzeichnungen 
sind insoweit nicht zulässig, es sei denn, 
dass die Verarbeitung für die Nutzung von 
Assistenzsystemen, die eine automatisierte 
Situationseinschätzung als Instrument der 
Suizidverhinderung möglich machen, uner-
lässlich ist. 
 
(8) Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Einzelheiten der Ein-
richtung eines Assistenzsystems nach Ab-
satz 7 Satz 2. Die empfangende Stelle, die 
Datenart und der Zweck des Abrufs sind fest-
zulegen. Die Rechtsverordnung hat zudem 
Maßnahmen der Datensicherung und Kon-
trolle vorzusehen, die in einem angemesse-
nen Verhältnis zu dem angestrebten Schutz-
zweck stehen. Die oder der Landesbeauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfrei-
heit ist vorher zu unterrichten. Die Ermächti-
gung zum Erlass der Rechtsverordnung 
kann auf das für Justiz zuständige Ministe-
rium übertragen werden. 
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9. Nach § 25 wird folgender § 25a einge-
fügt: 

 
 
 
 

„§ 25a 
Maßnahmen zur Detektion von unbe-

mannten Luftfahrtsystemen und Flugmo-
dellen 

 
(1) Die Anstalt darf technische Geräte betrei-
ben, die  
 
1. das Auffinden von Geräten zum Betrieb 

von unbemannten Luftfahrtsystemen 
und Flugmodellen in einem Detektions-
radius von bis zu 100 Metern zur jeweili-
gen Anstalt ermöglichen, 

 
2. Frequenzen stören oder unterdrücken, 

die dem Betrieb von unbemannten Luft-
fahrtsystemen und Flugmodellen im De-
tektionsradius dienen.  

 
(2) Frequenznutzungen außerhalb des An-
staltsgeländes dürfen nicht erheblich gestört 
werden. Die Anstalt hat die von der Bundes-
netzagentur gemäß § 55 Absatz 1 Satz 1 des 
Telekommunikationsgesetzes vom 22. Juni 
2004 (BGBl. I S. 1190) in der jeweils gelten-
den Fassung festgelegten Rahmenbedin-
gungen einzuhalten.“ 
 
 

 § 25 
Optisch-elektronische Einrichtungen im 

Umfeld der Anstalt 
 
(…) 
 

10. § 33 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 33 
Schutz besonderer Daten 

 
(1) Das religiöse oder weltanschauliche Be-
kenntnis Gefangener und personenbezo-
gene Daten, die anlässlich medizinischer 
Untersuchungen erhoben worden sind, so-
wie andere personenbezogene Daten be-
sonderer Kategorien dürfen in der Anstalt 
nicht allgemein kenntlich gemacht werden. 
Andere personenbezogene Daten über Ge-
fangene dürfen innerhalb der Anstalt allge-
mein kenntlich gemacht werden, soweit dies 
für ein geordnetes Zusammenleben in der 
Anstalt erforderlich ist. § 12 Absatz 2 und die 
§§ 32, 43 Absatz 1 bleiben unberührt. 
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a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach 
dem Wort „erforderlich“ die Wörter 
„oder für die Aufgabenerfüllung der 
Vollzugsbehörde unerlässlich“ ein-
gefügt. 

 
b) In Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 

Satz 1 und Absatz 5 in dem Satzteil 
vor Nummer 1 wird jeweils die An-
gabe „5“ durch die Angabe „6“ er-
setzt. 

 
 

(2) Personenbezogene Daten, die den in 
§ 203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 
des Strafgesetzbuches genannten Personen 
von Gefangenen als Geheimnis anvertraut  
oder über Gefangene sonst bekannt gewor-
den sind, unterliegen auch gegenüber der 
Vollzugsbehörde der Schweigepflicht. Die in 
§ 203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 
des Strafgesetzbuches genannten Personen 
haben sich gegenüber der Anstaltsleitung zu 
offenbaren, soweit dies auch unter Berück-
sichtigung der Interessen der Gefangenen 
an der Geheimhaltung der personenbezoge-
nen Daten zur Verhinderung von Selbstver-
letzungen, zur Abwehr von erheblichen Ge-
fahren für Leib oder Leben anderer Gefange-
ner oder Dritter oder zur Abwehr der Gefahr 
erheblicher Straftaten im Einzelfall erforder-
lich ist. Die Ärztin oder der Arzt ist zur Offen-
barung ihr oder ihm im Rahmen der allge-
meinen Gesundheitsfürsorge bekannt ge-
wordener Geheimnisse befugt, soweit dies 
für die Aufgabenerfüllung der Vollzugsbe-
hörde unerlässlich oder zur Abwehr von er-
heblichen Gefahren für Leib oder Leben Ge-
fangener oder Dritter erforderlich ist. Sons-
tige Offenbarungsbefugnisse bleiben unbe-
rührt. Gefangene sind vor der Erhebung von 
personenbezogenen Daten über die nach 
den Sätzen 2 und 3 bestehenden Offenba-
rungsbefugnisse zu unterrichten. 
 
(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dür-
fen nur für den Zweck, für den sie offenbart 
wurden oder für den eine Offenbarung zuläs-
sig gewesen wäre, und nur unter denselben 
Voraussetzungen verarbeitet werden, unter 
denen eine in § 203 Absatz 1 Nummer 1, 2 
und 5 des Strafgesetzbuches genannte Per-
son selbst hierzu befugt wäre. Die Anstalts-
leitung kann unter diesen Voraussetzungen 
die unmittelbare Offenbarung gegenüber be-
stimmten Bediensteten allgemein zulassen. 
 
(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Psycho-
loginnen oder Psychologen außerhalb des 
Vollzuges mit der Untersuchung oder Be-
handlung Gefangener beauftragt werden, gilt 
Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechend, 
dass die beauftragte Person auch zur Unter-
richtung des ärztlichen Dienstes der Anstalt 
oder der in der Anstalt mit der Behandlung 
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der betroffenen Gefangenen betrauten Per-
son des psychologischen Dienstes befugt ist. 
 
(5) Behandeln die in § 203 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuches 
genannten Personen gleichzeitig oder nach-
einander dieselben Gefangenen, so unterlie-
gen sie im Verhältnis zueinander nicht der 
Schweigepflicht und sind zur umfassenden 
gegenseitigen Information und Auskunft ver-
pflichtet, soweit dies zum Zwecke einer ziel-
gerichteten gemeinsamen Behandlung erfor-
derlich ist und 
 
1. eine wirksame Einwilligung der Gefan-

genen vorliegt oder 
 
2. sie in Bezug auf die betreffenden Gefan-

genen nicht mit anderen Aufgaben im 
Vollzug betraut sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 38 
Benachrichtigung 

 
(1) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenom-
mene Erhebung personenbezogener Daten 
oder eine Übermittlung von Daten zu Zwe-
cken, zu denen sie nicht erhoben worden 
sind, werden die Gefangenen und andere 
betroffene Personen unter Angabe dieser 
Daten benachrichtigt. Diese Benachrichti-
gung enthält neben den in § 37 aufgeführten 
Angaben die folgenden weiteren Angaben: 
 
1. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, 
 
2. die für die Daten geltenden Löschfristen 

oder, falls dies nicht möglich ist, die Kri-
terien für die Festlegung dieser Dauer 
und 

 
3. die Empfänger der personenbezogenen 

Daten. 
 
(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen die 
Vollzugsbehörden die Benachrichtigung auf-
schieben, einschränken oder unterlassen, 
soweit und solange die Benachrichtigung 
 
1. die Erfüllung der vollzuglichen Zwecke 

gefährden würde, 
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11. Dem § 38 Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„Eine Benachrichtigung unterbleibt fer-
ner, wenn der Aufwand der Benachrich-
tigung außer Verhältnis zum Schutz-
zweck steht und keine Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Person beeinträchtigt werden.“ 

 

2. Verfahren zum Zweck der Verhütung, 
der Ermittlung, der Aufdeckung oder der 
Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten oder der Strafvollstre-
ckung gefährden würde, 

 
3. die öffentliche Sicherheit gefährden 

würde, 
 
4. dem Wohl des Bundes oder eines Lan-

des Nachteile bereiten würde oder 
 
5. die Rechte einer anderen Person ge-

fährden oder beeinträchtigen würde 
 
und das Geheimhaltungsinteresse das Infor-
mationsinteresse der betroffenen Person 
überwiegt. 
 
 
 
 
 
 
(3) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die 
Übermittlung personenbezogener Daten an 
die Staatsanwaltschaft, Polizeibehörden, 
Landesfinanzbehörden, soweit diese perso-
nenbezogene Daten in Erfüllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich 
der Abgabenordnung zur Überwachung und 
Prüfung speichern, Verfassungsschutzbe-
hörden des Bundes und der Länder, den 
Bundesnachrichtendienst, den Militärischen 
Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit 
des Bundes berührt wird, andere Behörden 
des Bundesministeriums der Verteidigung, 
ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zu-
lässig. Dies gilt für die Erhebung personen-
bezogener Daten bei den in Satz 1 genann-
ten Behörden entsprechend. 
 
(4) In den Fällen des Absatzes 2 gilt § 39 Ab-
satz 5, 6 und 8 entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 § 47 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
 
(2) Abweichend von § 35 gelten bis zum 6. 
Mai 2023 für vor dem 6. Mai 2016 bereits 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

121 

 
 
 
12. Dem § 47 Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

„In außergewöhnlichen Umständen 
kann ein Verfahren im Sinne von Satz 1 
spätestens bis zum 5. Mai 2026 ange-
passt werden, wenn sonst schwerwie-
gende Schwierigkeiten für den Betrieb 
dieses automatisierten Verarbeitungs-
systems entstehen würden.“ 

 

eingeführte Verfahren zur automatisierten 
Verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten die Vorschriften über Protokollierungen 
nach § 10 Absatz 2 des Datenschutzgeset-
zes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV. 
NRW. S. 542). 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum 31. Dezember 2023 über die mit 
dem Gesetz gemachten Erfahrungen. 
 

Artikel 7 
Inkrafttreten 

 

  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

  

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2542&vd_back=N542&sg=0&menu=0
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2542&vd_back=N542&sg=0&menu=0
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Mit dem vorliegenden Gesetz zur Novellierung der nordrhein-westfälischen Landesjustizvoll-
zugsgesetze wird den Erkenntnissen aus den Evaluationen, insbesondere dem praktischen 
Umgang mit den Vollzugsvorschriften, im Lichte der aktuellen Reformbestrebungen in Nord-
rhein-Westfalen, insbesondere zur Stärkung der Sicherheit und des Behandlungsvollzuges, 
Rechnung getragen. Zugleich werden im Rahmen der Stärkung des Behandlungsvollzuges 
die Erkenntnisse einer ersten Strukturanalyse im Rahmen des Projekts „Evaluation im Straf-
vollzug“ berücksichtigt, um durch die Anpassung von Vorschriften die Effektivität der Behand-
lungsmaßnahmen besser steuern zu können und dadurch zu einer erfolgreichen Resozialisie-
rung beizutragen. 
 
Bestehende Rechtsunsicherheiten werden durch klarstellende Regelungen beseitigt. Darüber 
hinaus wird die Sicherheit im Vollzug zum einen durch eine gesetzestechnische Änderung 
stärker betont (Festschreibung des Sicherheitsauftrages als Vollzugsziel), zum anderen durch 
die Änderung bzw. Ergänzung von Einzelvorschriften auch inhaltlich gestärkt. Die familienbe-
zogene Vollzugsgestaltung erfährt eine deutliche Aufwertung. Im Jugendstrafvollzug wird ein 
verbindlicher Mindeststandard hinsichtlich der angeleiteten Freizeitangebote festgeschrieben, 
für den Vollzug des Jugendarrestes wird die besondere Bedeutung der Nachsorge gesetzlich 
verankert. Klarstellungen erfolgen zudem bezüglich der Ausführungen zur Erhaltung der Le-
benstüchtigkeit für Untergebrachte in der Sicherungsverwahrung. Hinsichtlich der Regelungen 
zum Untersuchungshaftvollzug werden die Neuerungen durch das Bundesgesetz zur Stär-
kung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren vom 9. Dezember 
2019 berücksichtigt. Im Datenschutzrecht für den Justizvollzug wird insbesondere die Position 
der oder des Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen gestärkt so-
wie neuen (technischen) Entwicklungen mit datenschutzrechtlichem Bezug Rechnung getra-
gen. Insgesamt sind folgende Eckpunkte des Novellierungsgesetzes hervorzuheben: 
 
Sicherheit 
Den aktuellen Reformbestrebungen folgend wird der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren 
Straftaten als Aufgabe des Strafvollzuges in § 1 StVollzG NRW verankert und damit in einer 
gemeinsamen Vorschrift mit dem Resozialisierungsziel des Strafvollzuges geregelt. Gleiches 
gilt für das nordrhein-westfälische Jugendstrafvollzugsgesetz. Der konsequenten Bekämpfung 
des Betäubungsmittelkonsums und -handels und damit zugleich der weiteren Stärkung der 
Sicherheit in Justizvollzugseinrichtungen dient die Einführung einer Vermutungsregel, wonach 
bei Gefangenen, die die Mitwirkung an der Durchführung einer angeordneten Kontrolle ver-
weigern, in der Regel davon auszugehen ist, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist (siehe 
§ 65 Absatz 2 StVollzG NRW, der über § 50 JStVollzG NRW und § 27 UVollzG NRW auch im 
Jugendstrafvollzug und in der Untersuchungshaft anwendbar ist; § 65 Absatz 2 SVVollzG 
NRW). Ebenfalls der Sicherheit des Vollzuges dient die Schaffung einer Vorschrift für eine 
allgemeine Zugangskontrolle in § 63 Absatz 1 StVollzG NRW sowie § 49 Absatz 1 JStVollzG 
NRW, § 62 Absatz 2 SVVollzG NRW und § 26 Absatz 1 UVollzG NRW. Die Möglichkeit, den 
Zutritt zu einer Anstalt bzw. Einrichtung von einer Durchsuchung abhängig zu machen, wird 
auf alle Personen ausgedehnt, die eine Anstalt bzw. Einrichtung betreten. 
 
Stärkung des Behandlungsvollzuges 
Grundlage der Erreichung des Vollzugsziels ist die Behandlung der Gefangenen (§ 3 Absatz 1 
StVollzG NRW). Gelingt es, Gefangene zu befähigen, künftig in sozialer Verantwortung ein 
Leben ohne Straftaten zu führen, ist das Vollzugsziel erreicht und damit zugleich der Schutz 
der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten gewährleistet. Die Behandlung erfolgt dabei durch 
Maßnahmen, die auf die Fähigkeiten und die Entwicklung der einzelnen Gefangenen während 
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der Haft auszurichten sind (vgl. § 3 Absatz 1 Satz 2 StVollzG NRW). Mit dem Projekt „Evalua-
tion im Strafvollzug (EVALiS)“ werden erstmals in Nordrhein-Westfalen in allen Justizvollzugs-
anstalten Daten erhoben, die es ermöglichen sollen, die Effektivität der angebotenen Behand-
lungsmaßnahmen zu messen und dadurch den Justizvollzug in Nordrhein-Westfalen zukünftig 
deutlich besser zu steuern. Die zentrale Steuerung der Datenerhebung sowie die Auswertung 
erfolgt durch den Kriminologischen Dienst, weshalb im neuen § 110 Absatz 2 StVollzG NRW 
diese Aufgabe zukünftig deutlich benannt wird.  
 
Eine erste Strukturanalyse im Rahmen von EVALiS hat ergeben, dass die Justizvollzugsan-
stalten in Nordrhein-Westfalen eine Vielzahl von Behandlungs- und Eingliederungsmaßnah-
men anbieten. Um mit diesen Angeboten einen größtmöglichen Erfolg im Rahmen der Reso-
zialisierung zu erreichen, ist es erforderlich, dass Gefangene die Maßnahme nutzen können, 
die zum einen zur Bearbeitung der bei ihnen vorhandenen Defizite erforderlich ist, zum ande-
ren aber zugleich aufgrund ihrer vollzuglichen Situation auch umsetzbar ist. Bereits aus diesen 
ersten Erkenntnissen der Strukturanalyse lässt sich ableiten, dass im Rahmen der Behand-
lungsuntersuchung zu berücksichtigen ist, welche Behandlungs- und Eingliederungsmaßnah-
men landesweit angeboten werden und eine Verlegung in eine Justizvollzugsanstalt erforder-
lich machen, die ein für die konkreten Gefangenen passendes Maßnahmenangebot aufweist. 
Zu diesem Zweck wird § 9 StVollzG NRW um einen neuen Absatz 4 erweitert, der bestimmt, 
dass sich die Behandlungsuntersuchung auch auf die Umstände erstreckt, deren Kenntnis für 
die Feststellung notwendig ist, ob die Behandlung während des Vollzuges oder die Eingliede-
rung nach der Entlassung durch Angebote, die nur in anderen, auch für den Vollzug der Frei-
heitsstrafe zuständigen Anstalten vorgehalten werden, besser gefördert werden kann. Dem 
Ziel, den Behandlungsvollzug durch eine landeseinheitlich strukturierte, behandlungsorien-
tierte Verteilung der Gefangenen zu stärken, tragen auch die Änderungen in § 93 Absatz 2 
StVollzG NRW Rechnung. Schließlich ist im gleichen Kontext auch die Streichung des über-
holten zwingenden Zustimmungserfordernisses in § 12 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 
StVollzG NRW zu sehen, wodurch im Übrigen ein Gleichklang mit § 14 JStVollzG NRW und 
§ 55 Absatz 3 SVVollzG NRW hergestellt wird, die schon bisher kein solches Erfordernis vor-
sahen. Mit der Streichung des Zustimmungserfordernisses ist die Erwartung verbunden, dass 
auch Gefangene mit dem offenen Vollzug in Berührung kommen und diesen schätzen lernen, 
die diesen bislang – aus Unsicherheit oder Angst vor Veränderung – abgelehnt hätten. Zu-
gleich bleibt sichergestellt, dass nur diejenigen Gefangenen im offenen Vollzug untergebracht 
sind, bei denen dies verantwortet werden kann, weil sie namentlich den besonderen Anforde-
rungen des offenen Vollzuges genügen und nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug 
der Freiheitsstrafe entziehen oder die besonderen Verhältnisse des offenen Vollzuges zur Be-
gehung von Straftaten missbrauchen werden. 
 
Besondere Berücksichtigung der Situation kurzstrafiger Gefangener bei der Vollzugs-
gestaltung 
Gefangene, die nur eine kurze Freiheitsstrafe (von unter einem Jahr) zu verbüßen haben, stel-
len die Vollzugspraxis hinsichtlich des Behandlungsauftrages regelmäßig vor große Heraus-
forderungen. Die Vorschriften zur Behandlung der Gefangenen sind typischerweise nicht auf 
diese Personengruppe zugeschnitten, weil eine positive Einwirkung auf Gefangene regelmä-
ßig einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt. Eine vollumfängliche Behandlungsuntersu-
chung geht daher an den Bedürfnissen dieser Gefangenen vorbei. Vor diesem Hintergrund 
kann bei diesen Gefangenen gleich zu Beginn des Vollzuges eine Kurzdiagnostik durchgeführt 
werden, also eine Behandlungsuntersuchung, die sich auf die Umstände beschränkt, deren 
Kenntnis für angemessene Maßnahmen in der verbleibenden Haftzeit und für die Entlassungs- 
und Eingliederungsphase erforderlich sind (§ 9 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW). Ziel ist es, 
auch den nur kurzen Zeitraum, der für eine Behandlung zur Verfügung steht, effektiv und vor 
allem auf die entscheidenden Punkte (insbesondere die Entlassungs- und Eingliederungs-
phase) fokussiert zu nutzen. Diesem Ziel der gezielten Fokussierung wird alsdann auch im 
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Rahmen des Vollzugsplanes (§ 10 Absatz 1 Satz 5 StVollzG NRW) und des Schlussberichts 
Rechnung getragen (§ 60 Absatz 4 StVollzG NRW). 
 
Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestaltung 
Durch die Ergänzung und Änderung bestehender Regelungen wird die familiengerechte Voll-
zugsgestaltung deutlich gestärkt. Im Zentrum stehen dabei die Verbesserungen beim Be-
suchsrecht (§ 19 Absatz 2 StVollzG NRW; § 23 Absatz 2 JStVollzG NRW; § 21 Absatz 2 
SVVollzG NRW; § 17 Absatz 2 UVollzG NRW). Hierzu zählt insbesondere die kindgerechte 
Ausgestaltung der Besuchstage. Gesetzesübergreifend (§ 2 Absatz 2 StVollzG NRW; § 3 Ab-
satz 3 JStVollzG NRW; § 2 Absatz 4 SVVollzG NRW; § 2 Absatz 2 UVollzG NRW) wird in den 
Grundsätzen zur Vollzugsgestaltung verankert, dass auch die familiären und sozialen Bezie-
hungen der Gefangenen bei der Gestaltung des Vollzuges in angemessenem Umfang berück-
sichtigt werden. Darüber hinaus wird – ebenfalls gesetzesübergreifend (§ 93 Absatz 4 neu 
StVollzG NRW; § 59 Absatz 3 Satz 2 JStVollzG NRW; § 85 Absatz 4 SVVollzG NRW; § 51 
Absatz 1 Satz 3 UVollzG NRW) – normiert, dass für eine kindgerechte Ausgestaltung der Be-
suchsräume und Wartebereiche zu sorgen ist. In diesen Bereichen sollen sich Kinder sicher, 
willkommen und respektiert fühlen können, um die für die Kinder von Inhaftierten ohnehin 
schon sehr belastende Situation abzumildern. 
 
Vereinheitlichung der Regelungen zur Beschäftigung der Gefangenen 
Im Rahmen der Regelungen zur Beschäftigung der Gefangenen (§§ 29 ff. StVollzG NRW; 
§§ 29 ff. JStVollzG NRW; §§ 31 ff. SVVollzG NRW; § 13 UVollzG NRW) erfolgt eine inhaltliche 
und vor allem sprachliche Vereinheitlichung zwischen den Landesjustizvollzugsgesetzen. Der 
Begriff der Beschäftigung wird gesetzesübergreifend nun legal definiert und umfasst Arbeit, 
arbeitstherapeutische Maßnahmen, schulische und berufliche Bildung sowie sonstige Tätig-
keiten. Die sonstigen Tätigkeiten werden als weitere Kategorie der Beschäftigung aufgenom-
men und sind – in Anlehnung an die „sonstige Beschäftigung“ in § 41 StVollzG – für diejenigen 
Gefangenen vorgesehen, die (noch) kein Entwicklungspotential aufweisen, zu wirtschaftlich 
ergiebiger Arbeit aber auch (noch) nicht herangezogen werden können und dennoch sinnvoll 
zu beschäftigen sind. Darüber hinaus wird sichergestellt, dass die Schutzvorgaben für die Ge-
fangenen (wie beispielsweise das grundsätzliche Ruhen an Sonn- und Feiertagen) für alle 
Beschäftigungsformen und auch die Hilfstätigkeiten gilt. § 29 Absatz 5 StVollzG NRW fungiert 
zukünftig als Ankernorm, auf die in den weiteren Landesjustizvollzugsgesetzen verwiesen 
wird. 
 
Aufnahme von Regelungen zum Strafarrest 
Neu in das nordrhein-westfälische Strafvollzugsgesetz werden Regelungen zum Vollzug des 
Strafarrestes eingefügt. Bisher waren über die Verweisung in § 110 Nummer 8 StVollzG NRW 
die §§ 167 bis 170, 178 Absatz 2 StVollzG (Bund) anwendbar. Mit dem Gesetz zur Stärkung 
der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren vom 9. Dezember 2019 
(BGBl. I 2019 S. 2146) hat jedoch der Bund in § 167 StVollzG (Bund) einen erst kurz zuvor 
eingefügten Verweis auf § 171a StVollzG (Bund) gestrichen und hierdurch zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Kompetenz für die Regelung des Vollzuges des Strafarrestes bei den Ländern 
liege. Dem trägt die Aufnahme von Landesvorschriften zum Strafarrestvollzug Rechnung. Zu 
diesem Zweck wird in das nordrhein-westfälische Strafvollzugsgesetz ein neuer Abschnitt 22 
eingefügt, der die neuen §§ 108, 109 umfasst. In Anlehnung an die bewährte Bestimmung des 
§ 167 StVollzG (Bund) werden im neuen § 108 die für den Vollzug der Freiheitsstrafe gelten-
den Vorschriften (§§ 1 bis 87) für entsprechend anwendbar erklärt. Dieser grundsätzliche 
Gleichklang ist gerechtfertigt, da es sich bei Strafarrestantinnen und –arrestanten ebenfalls 
um strafrechtlich verurteilte Personen handelt. Um die Änderungen für die Vollzugspraxis so 
gering wie möglich zu halten, werden die bereits in §§ 168 bis 170 StVollzG (Bund) normierten 
Besonderheiten in das StVollzG NRW (§ 108 Satz 2; § 109) im Wesentlichen übernommen. 
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Streichung der noch vorhandenen Berichtsfristen 
Wie bereits im Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfallen (§ 130 Absatz 3 JStVollzG 
NRW a. F.) und im Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen (§ 79 Absatz 2 
UVollzG NRW a. F.) entfallen nun auch im Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen und im 
Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen die Vorschriften zur Berichts-
pflicht. Beide Gesetze sind bereits evaluiert worden, sie haben sich bewährt und ihre dauer-
hafte Erforderlichkeit steht außer Zweifel.  
 
Weitere Änderungen in den speziellen Landesjustizvollzugsgesetzen 
Im Jugendstrafvollzug wird ein verbindlicher Mindeststandard hinsichtlich der angeleiteten 
Freizeitangebote festgeschrieben (§ 39 Absatz 1 Satz 2 JStVollzG NRW), für den Vollzug des 
Jugendarrestes wird die besondere Bedeutung der Nachsorge hervorgehoben (§§ 1 Absatz 2; 
9 Absatz 1; 36 Satz 3 JAVollzG NRW). Klarstellungen erfolgen zudem bezüglich der Ausfüh-
rungen zur Erhaltung der Lebenstüchtigkeit für Untergebrachte in der Sicherungsverwahrung 
(§ 53 Absatz 3 SVVollzG NRW). Hinsichtlich der Regelungen zum Untersuchungshaftvollzug 
werden die Neuerungen durch das Bundesgesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Be-
schuldigten im Jugendstrafverfahren vom 9. Dezember 2019 berücksichtigt (§§ 36; 37 Absatz 
1 UVollzG NRW). Im Datenschutzrecht für den Justizvollzug wird insbesondere die Position 
der oder des Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen gestärkt 
(§§ 12 Absatz 2; 13 Absatz 2; 16 Absatz 7 JVollzDSG NRW) sowie neuen (technischen) Ent-
wicklungen mit datenschutzrechtlichem Bezug Rechnung getragen (§ 25a JVollzDSG NRW). 
 
B Besonderer Teil 
 
Zu Artikel 1: Änderung des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 13. Januar 
2015 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Aufgrund der Änderungen der Überschriften einzelner Vorschriften und der Einfügung eines 
neuen Abschnittes 22 ist die Änderung der Inhaltsübersicht erforderlich. 
 
Zu Nummer 2 (§ 1): 
In § 1 wird der Schutz der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten als Aufgabe des Strafvollzuges 
verankert und damit in einer gemeinsamen Vorschrift mit dem Resozialisierungsziel des Straf-
vollzuges geregelt. Auf diese Weise wird bereits in der ersten Vorschrift des Gesetzes deutlich, 
dass der Vollzug der Freiheitsstrafe auch die Aufgabe hat, die Allgemeinheit vor weiteren Straf-
taten zu schützen. Angesprochen ist hierdurch die externe Sicherheit, die alsdann durch wei-
tere Vorschriften (insbesondere § 6, aber auch beispielsweise die Vorgaben für die Gewäh-
rung vollzugsöffnender Maßnahmen) konkretisiert wird. 
 
Zu Nummer 3 (§ 2): 
In Absatz 2 Satz 2 wird zukünftig die besondere Bedeutung der familiären und sozialen Bezie-
hungen hervorgehoben, die bei der Gestaltung des Vollzuges in angemessenem Umfang zu 
berücksichtigen sind. Es handelt sich bei dieser Ergänzung um einen Baustein im Rahmen der 
Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestaltung.  
 
Zu Nummer 4 (§ 6): 
Die Änderungen des § 6 sind Konsequenz der Verankerung des Sicherheitsauftrages in § 1. 
 
Zu Nummer 5 (§ 8): 
Absatz 2 Satz 2 ermöglicht in seiner bisherigen Fassung die Anwesenheit anderer Gefangener 
bei der Aufnahme, der ärztlichen Untersuchung und dem Zugangsgespräch bereits mit Einwil-
ligung der betroffenen Person. Bei der ärztlichen Untersuchung werden zwingend, aber auch 
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bei der Aufnahme und dem Zugangsgespräch werden regelmäßig Informationen von Gefan-
genen mitgeteilt, die besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des § 2 Num-
mer 13 Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen darstellen (beispielweise Ge-
sundheitsdaten). Diese Daten unterliegen einem besonders hohen Schutz und ihre Verarbei-
tung sowie – erst-recht – ihre Offenbarung gegenüber Dritten ist mit Blick auf die europäischen 
und nationalen Vorgaben zum Datenschutz auf diejenigen Fälle zu beschränken, in denen dies 
„unbedingt erforderlich“ ist (vgl. §§ 8 Absatz 2; 12 Absatz 1; 15 Absatz 1 JVollzDSG NRW; 
Artikel 10 JI-Richtlinie). Vollzugspraktisch kann in bestimmten Ausnahmefällen ein unabweis-
liches Bedürfnis bestehen, bestimmte Verfahrensschritte in Anwesenheit anderer Gefangener 
durchzuführen. Hier geht es insbesondere um Aufnahmen zur Nachtzeit, und zwar von der 
deutschen Sprache nicht mächtigen Gefangenen. Wenn Dolmetscher in dieser Situation nicht 
zu erreichen sind, muss aber gleichwohl kurzfristig – mit Unterstützung eines sprachmittelnden 
Gefangenen – eine etwaige Suizidalität abgeklärt werden. Auf eine Ausnahmevorschrift kann 
vor diesem Hintergrund nicht gänzlich verzichtet werden, diese Ausnahmen sind jedoch auf 
Situationen zu begrenzen, in denen die Anwesenheit anderer Gefangener unbedingt erforder-
lich ist. Hinsichtlich der Anforderungen an die Einwilligung sind die Vorgaben des § 4 Absatz 2 
bis 6 JVollzDSG NRW zu beachten. 
 
Zu Nummer 6 (§ 9): 
Die Regelung in Absatz 2 Satz 2 wird dahingehend präzisiert, dass bei einer Vollzugsdauer 
von unter einem Jahr die Behandlungsuntersuchung auf die Umstände beschränkt werden 
kann, deren Kenntnis für angemessene Maßnahmen in der verbleibenden Haftzeit und für die 
Entlassungs- und Eingliederungsphase erforderlich sind (Kurzdiagnostik). Hierdurch wird ver-
deutlicht, welchen Inhalt eine Kurzdiagnostik hat, und auf diese Weise sowohl für die Gefan-
genen als auch die Bediensteten gleichermaßen mehr Klarheit und Handlungssicherheit er-
zielt. Zugleich wird klargestellt, wo die Schwerpunkte der Behandlung von Gefangenen, die 
absehbar nur kurzeitig inhaftiert sind, liegen. Für diese Gefangenen kommen umfangreiche 
Behandlungsmaßnahmen typischerweise nicht in Betracht, weshalb auch eine vollumfängliche 
Behandlungsuntersuchung an ihren Bedürfnissen vorbeigeht. Durch die Kurzdiagnostik wird 
der Grundstein gelegt, die für eine Behandlung zur Verfügung stehende Zeit effektiv und vor 
allem auf die entscheidenden Punkte (insbesondere die Entlassungs- und Eingliederungs-
phase) fokussiert zu nutzen. 
 
Zudem wird der Vorschrift ein Absatz 4 angefügt. Hier wird ausdrücklich hervorgehoben, dass 
sich die Behandlungsuntersuchung auch auf die Umstände erstreckt, deren Kenntnis für die 
Feststellung erforderlich ist, ob die Behandlung während des Vollzuges oder die Eingliederung 
nach der Entlassung durch Angebote, die nur in anderen, auch für den Vollzug der Freiheits-
strafe zuständigen Anstalten vorgehalten werden, besser gefördert werden kann. Auf dieser 
Grundlage, also den im Rahmen der Behandlungsuntersuchung gewonnenen Erkenntnissen, 
wird alsdann in einem zweiten Schritt entschieden, ob Gefangene nach § 11 Absatz 1 Nummer 
1 StVollzG NRW abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere für den Vollzug der Frei-
heitsstrafe zuständige Anstalt verlegt werden, weil ihre Behandlung während des Vollzuges 
oder ihre Eingliederung nach der Entlassung hierdurch gefördert würde. Auf diese Weise wird 
dem Ziel, den Behandlungsvollzug durch eine landeseinheitlich strukturierte, behandlungsori-
entierte Verteilung der Gefangenen zu stärken, Rechnung getragen. 
 
Zu Nummer 7 (§ 10): 
Die Vorgaben zum Vollzugsplan werden in mehrfacher Hinsicht geändert: 
 
In Absatz 1 Satz 4 StVollzG NRW wird das Wort „regelmäßig“ durch die Wörter „je nach Stand 
des Vollzuges –“ ersetzt. Hierdurch wird klarstellt, dass für die Erstellung des Vollzugsplanes 
nicht stets sämtliche der 20 genannten Aspekte verpflichtend „abgearbeitet“ werden müssen, 
sondern jeweils einzelfallbezogen entschieden wird, welche Angaben für die jeweiligen 
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Gefangenen nach dem Stand ihres Vollzuges von Bedeutung sind. Diese Änderung dient – 
wie auch die Präzisierung hinsichtlich der Kurzdiagnostik in § 9 – der Fokussierung auf die 
jeweils entscheidenden Aspekte einer Behandlung. 
 
In Absatz 1 Satz 4 Nummer 9 wird durch den Zusatz „Perspektiven für“ vollzugsöffnende Maß-
nahmen verdeutlicht, dass im Vollzugsplan – soweit nach Stand des Vollzuges erforderlich – 
die Prüfung für die Möglichkeiten vollzugsöffnender Maßnahmen darzulegen ist, weil in zahl-
reichen Fällen die Gewährung dieser Maßnahmen noch nicht in Betracht kommt. 
 
Schließlich wird dem Absatz 1 ein neuer Satz angefügt, in dem angeordnet wird, dass sich 
auch der Vollzugsplan auf die Umstände, deren Kenntnis für angemessene Maßnahmen in 
der verbleibenden Haftzeit und für die Entlassungs- und Eingliederungsphase erforderlich 
sind, beschränkt, wenn eine Kurzdiagnostik erfolgt ist. Aufgegriffen wird so die Neufassung 
des § 9 Absatz 2 Satz 2 zur Kurzdiagnostik und es entsteht ein einheitlicher Ablauf für Gefan-
gene, die absehbar nur kurzzeitig inhaftiert sind. 
 
Zu Nummer 8 (§ 12): 
Das überkommene Zustimmungserfordernis in Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 StVollzG 
NRW fällt weg. Bisher kommt eine Unterbringung oder Verlegung in den offenen Vollzug nur 
mit der Zustimmung der Gefangenen in Betracht. Dieses Hindernis eines faktischen „Veto-
rechts“ fällt weg, was sich insbesondere für diejenigen Gefangenen auswirkt, die bisher eine 
Verlegung in den offenen Vollzug nur aus Unsicherheit oder Angst vor Veränderung abgelehnt 
haben. Denn oftmals richten sich Gefangene in ihrer Umgebung ein und benötigten einen Im-
puls für eine Veränderung. Für sie besteht zukünftig die Möglichkeit, in den Zugangsabteilun-
gen des offenen Vollzuges auf ein Leben in Freiheit vorbereitet zu werden und die Chancen 
des offenen Vollzuges für sich zu nutzen. Auch ohne Zustimmungserfordernis bleibt die Ver-
legung ausschließlich für die Unterbringung im offenen Vollzug geeigneter Gefangener unein-
geschränkt sichergestellt. Denn die insoweit zentrale gesetzliche Voraussetzung – „die Unter-
bringung im offenen Vollzug muss verantwortet werden können“ – gilt auch bei Wegfall des 
Zustimmungserfordernisses ohne Abstriche fort. In diesem Rahmen sind die Gefangenen an-
zuhören (siehe § 11 Absatz 4) und es ist gemäß Absatz 1 Satz 2 insbesondere darüber zu 
entscheiden, ob Gefangene den besonderen Anforderungen des offenen Vollzuges genügen 
und nicht zu befürchten ist, dass sie die besonderen Verhältnisse des offenen Vollzuges zur 
Begehung von Straftaten missbrauchen werden. Ein eventuelles entgegenstehendes Inte-
resse der Gefangenen sowie ihr wahrscheinlicher Umgang mit einer – nicht von ihrem Willen 
bestimmten – Verlegungsentscheidung können an dieser Stelle hinreichend berücksichtigt 
werden. Der Wegfall des Zustimmungserfordernisses führt schließlich zu einer weiteren Har-
monisierung der nordrhein-westfälischen Ländergesetze: § 55 Absatz 3 SVVollzG NRW und 
§ 14 JStVollzG NRW sehen jetzt schon kein Zustimmungserfordernis vor einer Verlegung in 
den offenen Vollzug vor. 
 
Zu Nummer 9 (§ 14): 
Absatz 1 Satz 2 lässt abweichend vom Grundsatz der Einzelunterbringung in bestimmten Aus-
nahmefällen eine gemeinsame Unterbringung zu (zur verfassungs- und konventionsrechtli-
chen Zulässigkeit einer Gemeinschaftsunterbringung siehe beispielsweise Setton, in: Graf, 
BeckOK Strafvollzugsrecht Bund, 19. Edition, Stand: 1. Februar 2021, § 18 StVollzG Rdn. 2). 
Zu den Ausnahmetatbeständen zählen bislang auch zwingende Gründe der Anstaltsorganisa-
tion, die im Einzelfall eine gemeinsame Unterbringung vorübergehend erforderlich machen. 
Hierzu werden allerdings baubedingte Engpässe regelmäßig nicht gerechnet, da durch die 
Vorschrift nur vorübergehende Notlagen, wie eine plötzlich durch eine notwendig gewordene 
Schließung einer anderen Anstalt entstandene Überbelegung oder einen Ausfall der Heizung 
in einem Teil der Anstalt, erfasst sind (vgl. Landgericht Arnsberg, Beschluss vom 8. Januar 
2019 – 2 StVK 503/18). Durch die Änderung wird die Ausnahmevorschrift insgesamt weiter 
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und flexibler gefasst und allgemein auch Gründe der Anstaltsorganisation eingeschlossen. 
Insbesondere soll hierdurch auch bei baubedingten Engpässen eine Gemeinschaftsunterbrin-
gung ermöglicht werden. Im Bereich des Justizvollzugs sind umfangreiche bauliche Maßnah-
men zur Sanierung und Erweiterung der Anstalten erforderlich, die regelmäßig mit einer ein-
geschränkten Nutzung der Haftanstalten verbunden sein werden. Dabei dienen diese Maß-
nahmen nicht nur dem Erhalt vorhandener Vollzugskapazitäten, sondern auch deren Erweite-
rung. Um erforderliche Baumaßnahmen effektiv durchführen zu können, soll daher eine ge-
meinsame Unterbringung Gefangener auch dann möglich sein, wenn dies auch aufgrund von 
baulichen Maßnahmen aus Gründen der Anstaltsorganisation erforderlich ist, wobei der Zeit-
raum der gemeinsamen Unterbringung für die einzelnen Gefangenen vier Monate nicht über-
schreiten soll. Die Erweiterung des Ausnahmetatbestandes ändert aber nichts daran, dass 
eine gemeinsame Unterbringung von Gefangenen ohnehin stets sorgfältig – unter Berücksich-
tigung der Bedürfnisse der Gefangenen – auf ihre Erforderlichkeit zu prüfen ist und ihre Gründe 
darzulegen sind. Wie alle anderen Ausnahmen von der Einzelunterbringung stehen im Übrigen 
auch die anstaltsorganisatorischen Gründe unter der Prämisse, dass durch die gemeinsame 
Unterbringung eine schädliche Beeinflussung der Gefangenen nicht zu befürchten ist. Lang-
fristig muss es ohnehin das Ziel sein, durch bauliche Maßnahmen die Vollzugskapazitäten 
dahingehend zu erweitern, dass die vorgesehene Einzelbringung ermöglicht wird.  
 
Zu Nummer 10 (§ 15): 
§ 15 wird in mehrfacher Hinsicht geändert: 
 
Zum einen wird in Absatz 1 die Regelung, wonach das Tragen eigener Kleidung innerhalb der 
Anstalt gestattet werden kann, ergänzt, und zwar mit dem Ziel, dass die Gestattung davon 
abhängt, dass die Gefangenen für Reinigung, Instandhaltung und regelmäßigen Wechsel auf 
eigene Kosten sorgen. Insoweit erfolgt eine Harmonisierung mit dem JStVollzG NRW, welches 
eine vergleichbare Bestimmung bereits in § 19 Absatz 1 JStVollzG NRW aufweist. Bei der 
Schaffung des StVollzG NRW war noch davon ausgegangen worden, dass auf eine ausdrück-
liche Regelung zur Reinigung, Instandsetzung und zum regelmäßigen Wechsel der Kleidung 
auf eigene Kosten verzichtet werde könne. Denn insoweit werde die Anstalt unter Berücksich-
tigung ihrer organisatorischen, räumlichen und personellen Ressourcen mit den Gefangenen 
sachgerechte Lösungen finden. Auch werde etwa zu berücksichtigen sein, ob die Gefangenen 
aus Gründen der Arbeitssicherheit Arbeitsschutzkleidung tragen müssen (LT-Drs. 16/5413, 
S. 99). Der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichtes Hamm (Beschluss vom 12. März 2019 – III 
– 1 Vollz (Ws) 755/18 und 756/18) hat hierin eine bewusste Abweichung vom Bundesrecht 
gesehen, und zwar mit der Folge, dass stets eine individuelle Entscheidung im konkreten Ein-
zelfall zu treffen sei. Eine in dieser Frage unterschiedliche Behandlung zwischen Strafgefan-
genen einerseits und Untersuchungsgefangenen sowie jungen Strafgefangenen andererseits 
ist jedoch sachlich nicht gerechtfertigt. Durch die Ergänzung des § 15 Absatz 1 soll es künftig 
(wieder) möglich sein, – wie im Vollzug der Jugendstrafe – auch im Rahmen der Strafhaft die 
Gestattung, Anstaltskleidung zu tragen, allgemein von der Kostentragung durch die Gefange-
nen abhängig zu machen. Zulässig soll es im Übrigen auch sein, das Reinigung und Instand-
haltung nur durch Vermittlung der Anstalt erfolgen dürfen. Aspekte der Sicherheit und Ordnung 
können weiterhin im Rahmen des der Anstaltsleitung zustehenden Ermessens („kann gestattet 
werden“) berücksichtigt werden. 
 
Zum anderen wird in Absatz 2 klargestellt, dass sich der im Zusammenhang mit der Bewilli-
gung des Besitzes von Sachen zu beachtende Bestandsschutz nur auf die jeweilige Anstalt 
bezieht. Ein anstaltsübergreifender Bestandsschutz (vgl. hierzu 1. Strafsenat des Oberlandes-
gerichts Hamm, Beschluss vom 22. Mai 2018 – III – 1 Vollz (Ws) 137/18) würde zu erheblichen 
praktischen Problemen führen, weil die Erlaubnis, bestimmte Gegenstände zu besitzen, mit-
entscheidend davon abhängen würde, in welcher Anstalt sich Gefangene in der Vergangenheit 
befunden haben. Nach einer Verlegung ist zukünftig jeweils von der aufnehmenden Anstalt zu 
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entscheiden, ob Gefangene bestimmte Gegenstände in Gewahrsam haben dürfen. Auf diese 
Weise werden die Gleichbehandlung der Gefangenen und der „Anstaltsfrieden“ gestärkt. 
 
Zu Nummer 11 (§ 19): 
Die in Absatz 2 vorgesehenen Änderungen dienen dazu, die familienbezogene Vollzugsge-
staltung zu stärken. Die Ergänzungen folgen den Ergebnissen der länderoffenen Arbeits-
gruppe „Kinder von Inhaftierten“. Die Arbeitsgruppe hat unter anderem Folgendes festgehal-
ten: „Für die Beziehungsgestaltung ist der persönliche Umgang zwischen Kindern und ihren 
inhaftierten Eltern vorrangig zu fördern. Kinder haben ein Recht auf regelmäßigen, direkten 
und persönlichen Kontakt mit ihrem inhaftierten Elternteil. Die Justizvollzugsanstalten sollten 
sie bei der Ausübung dieses Rechts durch die Ermöglichung flexibler wöchentlicher Besuchs-
zeiten an unterschiedlichen Wochen- und Feiertagen unterstützen und hierbei Kleinkinder in 
besonderer Weise berücksichtigen. Besuche sollten grundsätzlich einmal pro Woche gestat-
tet, bei sehr kleinen Kindern gegebenenfalls kürzere und häufigere Besuche erlaubt sein. Zu-
sätzlich zu den regelmäßigen Besuchen sollten die gemeinsamen Aktivitäten von Eltern und 
ihren Kindern, längere Besuche in der Justizvollzugsanstalt zu besonderen Anlässen (Mutter-
tag, Vatertag, Feiertage am Jahresende etc.) und sonstige Besuche zur Förderung der Eltern-
Kind-Beziehung durch die Justizvollzugsanstalten aktiv und gezielt unterstützt und ausgestal-
tet werden. Besuchszeiten sind so zu gestalten, dass sie andere Lebensbereiche des Kindes, 
etwa den Schulbesuch, nicht beeinträchtigen. (…)“. Absatz 2 Satz 3 sieht bereits die Berück-
sichtigung der Bedürfnisse der minderjährigen Kinder der Gefangenen bei der Ausgestaltung 
der Besuchsmöglichkeiten, namentlich der Besuchszeiten und der Rahmenbedingungen der 
Besuche, vor. Hierzu zählt beispielsweise auch die Möglichkeit für die Kinder, sich durch Be-
zugspersonen beim Besuch begleiten zu lassen. In Umsetzung der Empfehlungen der länder-
offenen Arbeitsgruppe wird die Regelung um die Besuchstage ergänzt. 
 
Zu Nummer 12 (§ 26): 
Der Katalog des Absatzes 4 wird um die Beauftragte bzw. den Beauftragten für den Opfer-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen ergänzt, um sicherzustellen, dass auch der Schrift-
wechsel der Gefangenen mit ihr bzw. ihm nicht überwacht wird, wenn die Identität der Absen-
derin oder des Absenders feststeht.  
 
Zu Nummer 13 (§ 27): 
Die Änderung ist redaktionell veranlasst. Eine inhaltliche Änderung ist mit der rein sprachlichen 
Anpassung nicht verbunden. Es bleibt dabei, dass Gefangenen (nur) gestattet werden kann, 
andere von der Aufsichtsbehörde zugelassene Formen der Telekommunikation durch Vermitt-
lung der Anstalt zu nutzen, wenn hierdurch weder die Sicherheit noch die Ordnung der Anstalt 
gefährdet wird.  
 
Zu Nummer 14 (§ 29): 
Da Absatz 1 Satz 2 keine allgemeine Arbeitspflicht normiert, sondern sich einerseits auf sämt-
liche Beschäftigungsformen erstreckt, andererseits aber nur bestimmt, dass eine den Gefan-
genen zugewiesene Beschäftigung auszuüben ist, wird der Begriff der Arbeitspflicht ersetzt. 
Eine inhaltliche Änderung ist hiermit nicht verbunden.  
 
Im Zentrum der weiteren Änderungen des § 29 steht die Vereinheitlichung der verwendeten 
Terminologien. Beschäftigung wird der Oberbegriff für Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnah-
men, schulische und berufliche Bildung sowie sonstige Tätigkeiten. Neu in dieser Aufzählung 
sind die sonstigen Tätigkeiten. Bei Schaffung des nordrhein-westfälischen Strafvollzugsgeset-
zes war noch bewusst auf die Übernahme des in § 41 StVollzG (Bund) genannten Begriffs der 
„sonstigen Beschäftigung“ verzichtet worden. Dies hat allerdings dazu geführt, dass die Teil-
nahme an einer arbeitstherapeutischen Maßnahme die „niederschwelligste“ Beschäftigungs-
form darstellt. Die arbeitstherapeutische Maßnahme ist jedoch nach ihrer Konzeption lediglich 
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eine „Durchlaufstation“, die dazu dient, Gefangenen die Befähigung zu wirtschaftlich ergiebi-
ger Arbeit zu vermitteln. Mangels sonstiger Tätigkeit müssen in dieser Maßnahme jedoch auch 
Gefangene eingesetzt werden, die diese Entwicklung – aus welchen Gründen auch immer – 
nicht vollziehen können oder die aus sehr unterschiedlichen Gründen in anderen Maßnahmen 
nicht einsetzbar sind. Das führt zu einem immer größeren Bedarf an Plätzen in arbeitsthera-
peutischen Maßnahmen, so dass Gefangene, die hiervon besser profitieren könnten, nicht 
zum Zuge kommen, weil alle Plätze dauerhaft belegt sind. Um in diesem Punkt Abhilfe zu 
schaffen, wird – in Anlehnung an § 41 StVollzG (Bund) – der Begriff der „sonstigen Tätigkeit“ 
eingeführt, der als Unterfall der Beschäftigung sinnvolle Tätigkeiten für diejenigen Gefangenen 
erfasst, die (noch) kein hinreichendes Entwicklungspotential aufweisen, also im Rahmen einer 
arbeitstherapeutischen Maßnahme noch nicht eingesetzt werden können. Die konkrete Aus-
schärfung des Begriffs bleibt untergesetzlichen Ausführungsbestimmungen vorbehalten. Inso-
weit wird aber gesetzlich im neuen Absatz 2 Satz 2 vorgegeben, dass die sonstige Tätigkeit 
die Fähigkeiten und Entwicklung der Gefangenen fördern soll.  
 
Die §§ 29 ff. differenzieren zwischen Beschäftigung und Hilfstätigkeiten (neben der Essenszu-
bereitung und -verteilung beispielsweise auch diverse Reinigungstätigkeiten oder Unterstüt-
zung bei Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten). Dabei ist es sachlich jedoch nicht gerecht-
fertigt, bestimmte Schutzvorschriften nur auf die Beschäftigung (§ 29 Absatz 4) oder sogar nur 
auf die Arbeit (Absatz 5), aber nicht auf die Hilfstätigkeiten anzuwenden. Daher werden die 
Schutzvorgaben in Absatz 4 und Absatz 5 allgemein sowohl auf alle Beschäftigungsformen 
(Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnahmen, schulische und berufliche Bildung sowie sonstige 
Tätigkeiten) als auch Hilfstätigkeiten erstreckt. Auch die Ausnahmevorschrift in Absatz 5 Satz 
1 für nicht unaufschiebbare Tätigkeiten gilt für sämtliche Beschäftigungsformen und für Hilfs-
tätigkeiten. Ferner werden für die Hilfstätigkeiten die Vorgaben des Absatzes 2 Satz 1 für ent-
sprechend anwendbar erklärt, mit der Folge, dass auch hinsichtlich der Hilfstätigkeiten die 
körperlichen und geistigen Fähigkeiten sowie die Interessen der Gefangenen berücksichtigt 
werden sollen und die Hilfstätigkeiten zumutbar sein müssen. 
 
Schließlich wird durch einen Verweis auf das auf die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes 
(MuSchG) klargestellt, dass auch im Rahmen der §§ 29 ff. die dortigen Vorgaben über die 
Gestaltung des Arbeitsplatzes und über das Bestehen von Beschäftigungsverboten entspre-
chend gelten. Zwar ist im StVollzG NRW in § 86 Absatz 2 bereits ein Verweis auf das Mutter-
schutzgesetz vorhanden, aus Klarstellungsgründen und darüber hinaus um – im Sinne einer 
Vereinheitlichung – umfassende Verweisungen aus den anderen Landesjustizvollzugsgeset-
zen auf die Regelungen zur Beschäftigung zu ermöglichen, wird ein entsprechender Verweis 
auch unmittelbar in Absatz 5 aufgenommen. 
 
Zu Nummer 15 (§ 30): 
Absatz 3 wird dahingehend geändert, dass Zeugnisse und Nachweise über schulische und 
berufliche Bildung keine Hinweise auf eine Inhaftierung enthalten sollen. Während bei der be-
ruflichen Bildung immer noch Justizvollzugsbedienstete als Ausbilder ohne vollzuglichen Hin-
tergrund auftreten können und die Prüfungen vor den zuständigen Kammern abgelegt werden, 
ist dies im Bereich der schulischen Bildung nicht durchzuhalten. Im Jugendvollzug besteht eine 
Zusammenarbeit mit örtlichen Berufskollegs, die die schulischen Abschlüsse dokumentieren. 
Bei der schulischen Erwachsenenbildung und insbesondere im Pädagogischen Zentrum ist 
dies jedoch regelmäßig nicht gegeben, weshalb hier nicht gänzlich vermieden werden kann, 
dass Hinweise auf eine Inhaftierung in Zeugnissen und Nachweisen vorhanden sind. Ziel muss 
es aber weiterhin bleiben, Zeugnisse und Nachweise zu erstellen, die keine Hinweise auf eine 
Inhaftierung enthalten. Nur in den Fällen, in denen tatsächlich keine andere Möglichkeit be-
steht, darf hiervon abgewichen werden. 
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Zu Nummer 16 (§ 32): 
In § 32 werden an mehreren Stellen vor allem sprachliche Anpassungen vorgenommen: 
 
Erstens wird der Oberbegriff der Beschäftigung auch in der Vergütungsvorschrift verankert. 
Zweitens wird die „sonstige Tätigkeit“ als Unterfall der Beschäftigung (siehe Begründung zu 
Nummer 12 (§ 29)) in die Vergütungsstruktur integriert. Da es sich um Gefangene handelt, die 
zu wirtschaftlich ergiebiger Arbeit aus unterschiedlichen Gründen noch nicht in der Lage sind, 
aber auch noch nicht für eine Teilnahme an einer arbeitstherapeutischen Maßnahme in Be-
tracht kommen, erfolgt eine Vergütung dieser Tätigkeit in Anlehnung an die Vergütung in ar-
beitstherapeutischen Maßnahmen (Absatz 3). Die – drittens – vorgenommenen weiteren An-
passungen in den Absätzen 2, 4 und 5 Satz 1 sind rein sprachlicher Natur, mit denen eine 
inhaltliche Änderung nicht verbunden sein soll.  
 
Inhaltliche Ergänzungen erfolgen durch die Sätze 2 und 3 in Absatz 5. In Satz 1 ist bereits 
geregelt, dass soweit Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten sind, ein Betrag von 
der Vergütung einbehalten werden soll, der dem Anteil eines Arbeitnehmers entspricht. Inso-
weit ist zu berücksichtigen, dass arbeitstherapeutische Maßnahmen dem Grunde nach den 
Maßnahmen gleichstehen, die von der Bundesagentur für Arbeit für (noch) nicht bildungsfä-
hige Personen angeboten werden. Diese erhalten während der Dauer der Maßnahme kein 
Arbeitsentgelt und zahlen auch keine Sozialversicherungsbeiträge, sondern erhalten durch die 
Teilnahme den Anspruch auf Hilfen zum Lebensunterhalt. Zur Angleichung an diese Verhält-
nisse ist es geboten, auch von den Teilnehmenden an arbeitstherapeutischen Maßnahmen 
bis zum Erreichen der Werkphase keine „Arbeitnehmerbeiträge“ einzubehalten. Über Satz 3 
wird klargestellt, dass kein Betrag einbehalten wird, wenn Gefangene eine sonstige Tätigkeit 
ausüben. 
 
Zu Nummer 17 (§ 33): 
Dem Absatz 1 wird eine der Rechtssicherheit dienende Verfallsvorschrift angefügt, wie sie in 
den Strafvollzugsgesetzen anderer Länder (§ 27 Absatz 1 Satz 3 StVollzG Bln; § 32 Absatz 1 
Satz 3 BbgJVollzG; § 24 Absatz 1 Satz 3 StVollzG BR; § 27 Absatz 9 Satz 5 HStVollzG; § 24 
Absatz 1 Satz 3 StVollzG M-V; § 31 Absatz 1 Satz 3 LJVollzG RP; § 24 Absatz 1 Satz 3 
SLStVollzG; § 24 Absatz 1 Satz 3 SächsStVollzG; § 31 Absatz 1 Satz 3 JVollzGB I LSA; § 39 
Absatz 1 Satz 3 LStVollzG SH; § 31 Absatz 1 Satz 3 ThürJVollzGB) bereits vorhanden ist. 
 
Die Streichung der Wörter „von der Arbeitspflicht“ in Absatz 2 Satz 1 erfolgt aus klarstellenden 
Gründen, da im nordrhein-westfälischen Strafvollzug keine allgemeine Arbeitspflicht besteht 
(siehe Begründung zu Nummer 12 (§ 29)). 
 
Darüber hinaus wird im neuen Satz 2 des Absatzes 4 klargestellt, dass eine Abgeltung nicht 
verfallener und nicht in Anspruch genommener Freistellungstage nicht stattfindet. Nach Ab-
satz 1 Satz 1 sind Gefangene, die ein Jahr lang eine zugewiesene Arbeit oder eine Hilfstätig-
keit ausgeübt haben, innerhalb des darauffolgenden Jahres auf Antrag für 20 Arbeitstage von 
der Arbeit freizustellen. Während der Freistellung erhalten die Gefangenen eine Freistellungs-
vergütung nach Absatz 4 Satz 1. Die Freistellungsvergütung knüpft an die tatsächliche Frei-
stellung an und kann nicht isoliert von ihr betrachtet werden. Bisher ist allerdings nicht gesetz-
lich geregelt, ob eine Freistellungsvergütung zu zahlen ist, wenn eine tatsächliche Freistellung 
der Gefangenen nicht mehr erfolgt (zum Beispiel aufgrund ihrer Entlassung aus dem Vollzug). 
Da die Freistellungsvergütung kein Arbeitsentgelt darstellt und auch kein der arbeitsrechtlichen 
Urlaubsabgeltung vergleichbarer Anspruch ist, wird über den neuen Satz 2 sichergestellt, dass 
die Freistellungsvergütung stets nur im Rahmen einer tatsächlichen Freistellung zu zahlen ist 
und eine Abgeltung daher ausscheidet. 
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In Absatz 5 Satz 1 werden schließlich die sonstigen Tätigkeiten aufgenommen, die neu in das 
StVollzG NRW geregelt werden. 
 
Zu Nummer 18 (§ 34): 
Die Streichung der Wörter „von der Arbeitspflicht“ in Absatz 1 Satz 1 erfolgt aus klarstellenden 
Gründen, da im nordrhein-westfälischen Strafvollzug keine allgemeine Arbeitspflicht besteht 
(siehe Begründung zu Nummer 12 (§ 29)). Aus dem gleichen Grund wird in Absatz 2 Satz 4 
das Wort „Arbeitspflicht“ durch die Wörter „Verpflichtung, eine zugewiesene Beschäftigung 
auszuüben“ ersetzt. 
 
In Absatz 2 wird als zusätzlicher Anwendungsfall, in dem die Vorverlegung des Entlassungs-
zeitpunktes ausgeschlossen ist, aufgenommen, dass nach Übertragung der Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe auf einen anderen Staat die Überstellung ins Ausland erfolgt ist. Es handelt sich 
um Fälle nach den §§ 71, 85 ff. des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen oder nach vorrangigen völkerrechtlichen Verträgen. Diese Ergänzung ist notwendig, weil 
sich eine Überstellung ins Ausland unter keinen der bereits in Absatz 2 genannten Fälle sub-
sumieren lässt. Mit der Überstellung Gefangener zur weiteren Strafvollstreckung in ein ande-
res Land – und mit dem damit einhergehenden Verlassen des deutschen Strafvollzuges – ist 
nämlich keine Entlassung im Sinne des § 34 verbunden. Da die Konstellation aber mit den in 
Absatz 2 bereits ausdrücklich genannten Fallgestaltungen vergleichbar ist, wird die beste-
hende Regelungslücke nunmehr geschlossen.  
 
Zugleich wird durch Ergänzung des Absatzes 3 klargestellt, dass in den Fällen, in denen die 
Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes nach Übertragung der Vollstreckung der Freiheits-
strafe auf einen anderen Staat und erfolgter Überstellung ausgeschlossen ist, die Überstellung 
der Entlassung gleichgesteht. Auf diese Weise entsteht der Zahlungsanspruch nicht erst mit 
der Entlassung, sondern bereits mit Überstellung, so dass ein erhöhter bürokratischer Auf-
wand (insbesondere durch die Übersetzung von Dokumenten aus dem Vollstreckungsstaat), 
der mit einer erst späteren Geltendmachung verbunden wäre, vermieden wird. 
 
Durch die Ergänzung des Absatzes 4 wird sichergestellt, dass die Vorschrift auf Gefangene, 
die an arbeitstherapeutischen Maßnahmen teilnehmen, nicht anwendbar ist. Am 2. Juli 2019 
hatte der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichtes Hamm (III – 1 Vollz (Ws) 236/19) entschieden, 
dass auch die Teilnahme an einer vergüteten arbeitstherapeutischen Maßnahme einen Frei-
stellungsanspruch nach Absatz 1 nach sich ziehe. Es sei nicht ersichtlich, dass der Landes-
gesetzgeber eine vom Bundesrecht abweichende Regelung habe treffen wollen. Vor diesem 
Hintergrund ist die gesetzgeberische Klarstellung erforderlich, dass § 34 bei der Teilnahme an 
einer arbeitstherapeutischen Maßnahme nicht anwendbar ist, und zwar aufgrund der Beson-
derheiten dieser Beschäftigungsform: Durch Therapiephasen werden Gefangene zunächst an 
eine Produktionstätigkeit in einem besonders geschützten Raum (Werkphase) herangeführt, 
um später einen Wechsel in einen Produktionsbetrieb (wirtschaftlich ergiebige Arbeit) zu er-
möglichen. Die Maßnahme soll regelmäßig eine Dauer von 24 Monaten nicht überschreiten. 
Die Unterbrechung der Maßnahme bereits nach kurzer Zeit (drei Monate) durch die Freistel-
lung gefährdet aber das Therapieziel, zumal die Maßnahme zeitlich begrenzt ist. Der Erho-
lungsurlaub nach § 33 stellt insoweit kein Problem dar, da er nur in dem Fall während der 
Dauer der arbeitstherapeutischen Maßnahme zu gewähren ist, wenn die Maßnahme – aus-
nahmsweise – die Dauer von einem Jahr überschreitet. Im Übrigen wird durch eine Beschrän-
kung des § 34 auf Arbeit der Unterschied zur Arbeitsvorbereitung hervorgehoben und für Ge-
fangene bietet sich ein zusätzlicher Anreiz, eine Arbeitstätigkeit anzustreben. Aus diesem 
Grund ist § 34 Absatz 1 bis 3 auch dann nicht anwendbar, wenn Gefangene eine sonstige 
Tätigkeit ausüben.  
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Zu Nummer 19 (§ 36): 
Die Ergänzung ist rein sprachlicher Natur. 
 
Zu Nummer 20 (§ 39):  
Absatz 2 Satz 4 wird geändert, um zu garantieren, dass der Schonbetrag in Höhe des Tages-
satzes der Eckvergütung nicht nur im Falle des Absatzes 2 Satz 3 greift, sondern auch in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 2. Auf diese Weise werden alle Gefangenen erfasst, also auch 
solche mit regelmäßigen Einkünften zusätzlich zu einer Vergütung nach dem StVollzG NRW. 
 
Zu Nummer 21 (§ 50): 
Die Überschrift wird zur Vereinheitlichung mit den Parallelnormen in den anderen Landesjus-
tizvollzugsgesetzen (§ 39 JStVollzG NRW, § 7 JAVollzG NRW, § 50 SVVollzG NRW, § 14 
UVollzG NRW) redaktionell angepasst. 
 
Zu Nummer 22 (§ 53): 
Die Änderungen in den Absätzen 1 und 7 sind redaktionell veranlasst. Inhaltliche Änderungen 
sind hiermit nicht verbunden.  
 
Zu Nummer 23 (§ 56): 
Absatz 2 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen vor Gewährung vollzugsöffnender Maß-
nahmen zusätzlich eine Begutachtung durch fachlich unabhängige Sachverständige außer-
halb des Vollzuges erfolgen soll. Die Einholung eines externen Gutachtens ist jedoch nur dann 
sinnvoll, wenn die Anstalt überhaupt erwägt, vollzugsöffnende Maßnahmen zu gewähren. 
Wenn aber die Möglichkeit vollzugsöffnender Maßnahmen völlig fernliegend und als ernsthafte 
Alternative von vornherein ausgeschlossen erscheint, ist die Einholung eines solchen Gutach-
tens nicht erforderlich. Dies wird nunmehr durch die Ergänzung der Vorschrift ausdrücklich 
festgeschrieben. Auf diese Weise erfolgt ein Gleichklang mit § 454 Absatz 2 StPO, der für die 
Entscheidung über die Reststrafenaussetzung anordnet, unter welchen Voraussetzungen ein 
externes Gutachten eingeholt wird (zu der Frage, wann von einem „Erwägen“ im Sinne der 
Vorschrift auszugehen ist, siehe beispielsweise OLG Karlsruhe, Beschluss vom 7. April 2016 
– 1 Ws 13/16). Im Übrigen soll durch das Gutachtenerfordernis das bestehende Sicherheitsri-
siko möglichst gering und überschaubar gehalten werden. Dieser Sicherheitsaspekt greift je-
doch nur hinsichtlich der Gewährung selbstständiger vollzugsöffnender Maßnahmen. Da bei 
einer Ausführung im Sinne von Absatz 2 Nummer 1 eine ständige und unmittelbare Aufsicht 
durch Bedienstete besteht, bedarf es einer Erstreckung des Gutachtenerfordernisses auf „Aus-
führungen“ unter Sicherheitsaspekten dagegen nicht. 
 
Zu Nummer 24 (§ 58): 
In Absatz 3 wird durch die sprachliche Anpassung klargestellt, dass in den Anstalten für das 
Übergangsmanagement Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zur Verfügung stehen.  
 
Zu Nummer 25 (§ 60): 
Die Änderung in Absatz 4 Satz 2 ist redaktionell veranlasst. Aufgrund der Änderungen in § 9 
Absatz 2 Satz 2 und der Einfügung des § 10 Absatz 1 Satz 5 für die Behandlung von Gefan-
genen, die zu einer Freiheitsstrafe von unter einem Jahr verurteilt worden sind, wird in Absatz 4 
zudem ein Verweis auf § 10 Absatz 1 Satz 5 aufgenommen, um Kurzdiagnostik, Vollzugsplan 
und Schlussbericht zu harmonisieren. 
 
Zu Nummer 26 (§ 63): 
In Absatz 1 wird eine allgemeine Regelung zur Zugangskontrolle verankert, um die vollzugliche 
Sicherheit noch weiter zu erhöhen. Bisher ist in § 19 Absatz 5 und § 26 Absatz 1 Satz 2 ledig-
lich die Möglichkeit vorgesehen, den Zugang von Besucherinnen und Besuchern sowie Ver-
teidigerinnen und Verteidigern zu einer Anstalt von ihrer Durchsuchung abhängig zu machen. 
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Zukünftig wird diese Regelung auf alle Personen ausgedehnt, die eine Anstalt betreten. Der 
Empfehlung der Regierungskommission „Mehr Sicherheit für Nordrhein-Westfalen“ folgend ist 
auch der Personenkreis der Bediensteten umfasst, verbunden mit dem Ziel, sie vor Beste-
chungs- und Erpressungsversuchen besser zu schützen. Die konkrete Umsetzung der Mög-
lichkeit, auch Bedienstete beim Zugang zu kontrollieren, erfolgt dabei unter zwingender Betei-
ligung der zuständigen Personalvertretungen in Form der Mitbestimmung (§ 72 Absatz 4 Num-
mer 9 LPVG). Auf diese Weise wird eine substantielle Beteiligung der Bediensteten am Ent-
scheidungsprozess gewährleistet und es werden einvernehmliche Lösungen unter Berück-
sichtigung der besonderen örtlichen Verhältnisse erreicht.  
 
Beim Umfang der Durchsuchungen sind insbesondere die zu § 19 Absatz 5 anerkannten 
Grundsätze zu berücksichtigen. Zulässig ist sowohl die Durchsuchung der Person selbst als 
auch ihrer Sachen. Eine Durchsuchung umfasst dabei nicht nur das Abtasten der Kleidung, 
sondern bespielweise auch den Einsatz von Metallsonden und -schleusen (vgl. Arloth/Krä, 
Strafvollzugsgesetze von Bund und Ländern, 5. Auflage 2021, § 19 StVollzG NRW Rdn. 4). 
Soweit die Maßnahme Bedienstete betrifft, unterliegt auch das „Wie“ der Durchsuchungen der 
Mitbestimmung der zuständigen Personalvertretungen (§ 72 Absatz 4 Nummer 9 LPVG). 
 
Um die Sonderstellung von Besucherinnen und Besuchern, bei denen eine Durchsuchung den 
Regelfall darstellt, sowie von Verteidigerinnen und Verteidigern, bei deren Durchsuchung Be-
sonderheiten zu beachten sind (beispielsweise keine Durchsuchung in Form einer inhaltlichen 
Sichtung von Dokumenten), zu verdeutlichen, bleiben die diesbezüglichen Regelungen in § 19 
Absatz 5 und § 26 Absatz 1 Satz 2 als lex specialis bestehen. § 63 Absatz 1 Satz 3 greift für 
diese Gruppen nicht.  
 
Zu Nummer 27 (§ 64): 
Die Änderung ist redaktionell veranlasst. 
 
Zu Nummer 28 (§ 65): 
Mit Absatz 2 wird eine Vermutungsregel eingefügt, nach der bei Gefangenen, die die Mitwir-
kung an der Durchführung einer nach Absatz 1 Satz 1 angeordneten Kontrolle verweigern, in 
der Regel davon auszugehen ist, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist. Diese Ergänzung 
der Vorschrift dient der besseren und konsequenten Bekämpfung des Betäubungsmittelkon-
sums und letztlich auch des Betäubungsmittelhandels im Justizvollzug. Die Vermutung setzt 
voraus, dass der Gefangene einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 zur Mitwirkung nicht folgt. 
Allein die Weigerung, an einer bestimmten, mit einem körperlichen Eingriff verbundenen Kon-
trollmethode nach Absatz 2 Satz 1 mitzuwirken, löst die Vermutung nach Absatz 2 nicht aus, 
da der Gefangene insoweit einwilligen muss. Dagegen greift die Vermutung, wenn die Mitwir-
kung an sonstigen Kontrollen (insbesondere die Abgabe von Urinproben) verweigert wird. Die 
Vermutung der fehlenden Suchtmittelfreiheit ist widerleglich. Eine Ausnahme ist regelmäßig 
aber nur anzunehmen, wenn trotz der Weigerung konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass der Gefangene suchtmittelfrei ist. Das Verbot des Selbstbezichtigungszwangs steht der 
Anordnung der Mitwirkung an Kontrollen wie auch der Vermutungsregelung nicht entgegen 
(vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 6. November 2007 – 2 BvR 1136/07 – Rdn. 28 bei juris). 
Die Fiktion einer fehlenden Suchtmittelfreiheit ist zwar keine Grundlage für ein Disziplinarver-
fahren, kann aber insbesondere intensivere Kontrollmaßnahmen rechtfertigen oder auch im 
Rahmen von Entscheidungen über eine Reststrafenaussetzung oder bei Lockerungsentschei-
dungen berücksichtigt werden (vgl. Buschhaus-Honekamp, Drogenkontrollen im Strafvollzug, 
2021, Seite 149 ff.). 
 
Zu Nummer 29 (§ 70): 
Zum einen wird die Berichtspflicht gegenüber der Aufsichtsbehörde für den Fall der Kamera-
überwachung gestrichen. Diese Änderung dient dem Bürokratieabbau und erfolgt, weil die 
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bisherige praktische Erfahrung gezeigt hat, dass die Berichtspflicht nicht erforderlich ist und 
Eingriffsbedarf seitens der Aufsichtsbehörde grundsätzlich nicht bestanden hat.  
 
Darüber hinaus wird eine Sonderregelung hinsichtlich der Überwachung von fixierten Gefan-
genen aufgenommen, die intensivmedizinisch behandelt werden. Diese Behandlungen wer-
den allein im Justizvollzugskrankenhaus durchgeführt, wo die erforderlichen technischen Ge-
räte vorhanden sind, um den Zustand der Gefangenen zu überwachen. Wenn aber ein stän-
diger und unmittelbarer Sichtkontakt zur Abwendung der mit der Fixierung verbundenen Ge-
sundheitsgefahren erforderlich ist, bedarf es auch weiterhin einer Sitzwache.  
 
Zu Nummer 30 (§ 81): 
Der bisherige Wortlaut des Absatzes 2 Satz 3 (…Verfehlung der Gefangenen auf dem Weg in 
eine andere Anstalt …) erfasst auch den Fall der Überstellung (also die lediglich vorüberge-
hende, befristete Überführung von Gefangenen in eine andere Justizvollzugseinrichtung). Dies 
hat zur Folge, dass auch in einem solchen Fall die Anstaltsleitung der Bestimmungsanstalt für 
das Disziplinarverfahren zuständig ist, obwohl die Gefangenen sich nur vorübergehend in der 
Bestimmungsanstalt befinden. Bei Verfehlungen, die im Rahmen einer Überstellung erfolgen, 
ist die Zuständigkeit für die Anordnung der Disziplinarmaßnahme in der Stammanstalt an sinn-
vollsten angesiedelt. Um diese Zuständigkeitsverteilung zu verankern, wird Absatz 2 Satz 3 
dahingehend geändert, dass die Anstaltsleitung der Bestimmungsanstalt nur noch für das Dis-
ziplinarverfahren zuständig ist, wenn es sich um eine Verfehlung von Gefangenen handelt, die 
während der Verlegung in eine andere Vollzugsanstalt begangen wird.  
 
Zu Nummer 31 (§ 86): 
Die Streichung erfolgt aus Gründen der Rechtsförmlichkeit. 
 
Zu Nummer 32 (§ 87): 
Absatz 3 wird von einer „kann“ zu einer „soll“-Bestimmung aufgewertet. Auf diese Weise wird 
der hohen Bedeutung des Kindeswohls Rechnung getragen. Gleichzeitig bleibt sichergestellt, 
dass in atypischen begründeten Fällen weiterhin von einer Ausführung der Gefangenen abge-
sehen werden kann.  
 
Zu Nummer 33 (§ 92): 
Durch Einfügen eines neuen Absatzes 4 wird in die Vorschrift eine Regelung für die Gewäh-
rung einer Ausfallentschädigung aufgenommen, wie sie in § 34 SVVollzG NRW bereits für den 
Bereich der Sicherungsverwahrung vorhanden ist. Da im Rahmen des Vollzuges einer Frei-
heitsstrafe bei angeordneter, vorbehaltener oder nachträglicher Sicherungsverwahrung eine 
Betreuung im Sinne von § 66c Absatz 1 Nummer 1 StGB mit dem Ziel anzubieten ist, die 
Vollstreckung der Unterbringung oder deren Anordnung möglichst entbehrlich zu machen, ist 
es gerechtfertigt die Bestimmung zur Ausfallentschädigung auch auf diesen Bereich zu über-
tragen. Die Ausfallentschädigung dient der Motivation der Gefangenen, an Behandlungsmaß-
nahmen teilzunehmen. Die Ausübung einer Beschäftigung soll ihre Bereitschaft zur Behand-
lung nicht schmählern. Die Ausfallentschädigung ist davon abhängig, dass die Gefangenen 
ihre Beschäftigung tatsächlich versäumen. Dies gilt auch bei ausschließlicher Teilnahme an 
Therapieangeboten an einem Tag, soweit auf Grund der Dauer der Therapie die Beschäfti-
gung an diesem Tag nicht mehr aufgenommen werden kann. Erfolgt die Behandlungsmaß-
nahme außerhalb der Beschäftigungszeit oder kann Beschäftigung dafür verlegt werden, ist 
die Entschädigung nicht zu leisten. 
 
Durch die Einfügung des neuen Absatzes 4 werden die bisherigen Absätze 4 bis 7 ohne in-
haltliche Änderungen zu den Absätzen 5 bis 8. 
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Zu Nummer 34 (§ 93): 
Absatz 2 wird zur Stärkung des Behandlungsvollzuges durch eine landeseinheitlich struktu-
rierte, behandlungsorientierte Zuweisung der Gefangenen zu einer Justizvollzugsanstalt an-
gepasst. Zum einen wird angeordnet, dass sicherzustellen ist, dass in den einzelnen Anstalten 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Vollstreckungszuständigkeit Behandlungsmaßnahmen 
zum Erwerb sozialer Kompetenzen, therapeutische Angebote, schulische Förderung, die Ver-
mittlung beruflicher Fähigkeiten und Qualifikationen, Motivations- und Beratungsangebote für 
Suchtkranke sowie Schuldnerberatung angeboten werden. Die Aufgabe der Aufsichtsbehörde 
wird in den neuen Sätzen 3 bis 5 präzisiert. Sie legt nicht nur für die Behandlungsangebote 
die Rahmenbedingungen und die zu beachtenden Standards fest, sondern sie sichert gemein-
sam mit den Anstalten die Qualität der Behandlungsangebote und entwickelt diese auf Grund-
lage der wissenschaftlichen Erkenntnisse und unter Berücksichtigung der landesweiten Be-
darfe fort. Dabei greift sie auf die Erkenntnisse der Begleitforschung des Kriminologischen 
Dienstes zurück. 
 
Der bisherige Absatz 2 Satz 2 wird unverändert in den neuen Absatz 3 übernommen. 
 
Durch die Ergänzung des neuen Absatzes 4 wird vorgegeben, dass in den Anstalten insbe-
sondere für eine kindgerechte Ausgestaltung der Besuchsräume und Wartebereiche zu sor-
gen ist. Dieser Auftrag dient der weiteren Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestaltung. 
Durch eine solche Gestaltung soll ein Umfeld geschaffen werden, das dem Spielen und der 
Interaktion mit dem Elternteil, damit letztendlich der Eltern-Kind-Beziehung als einem wesent-
lichen Faktor einer erfolgreichen Resozialisierung förderlich ist. Hinsichtlich der Umsetzung 
der gesetzlichen Vorgaben sind allerdings die baulichen Gegebenheiten in den Bestandsim-
mobilien zu beachten.  
 
Zu Nummer 35 (§ 99): 
Die Änderungen in § 99 tragen den neuen Entwicklungen im Bereich der ärztlichen Versorgung 
Rechnung. Eine ärztliche Versorgung allein durch hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte ist an-
zustreben, kann aber aufgrund des derzeit herrschenden, und auch auf nicht absehbare Zeit 
fortbestehenden Mangels an ärztlichen Kräften nicht garantiert werden. Es tritt hinzu, dass mit 
der Telemedizin neue technische Möglichkeiten eröffnet werden, die vorhandene ärztliche Ver-
sorgung zu verbessern und dauerhaft zu garantieren.  
 
Zu Nummer 36 (§ 104): 
Die Anpassung in Absatz 2 ist rein sprachlicher Natur. Im neuen Absatz 3 wird dagegen erst-
mals auf formal gesetzlicher Ebene die Aufgabe des Einweisungsverfahrens festgelegt. Im 
Zentrum steht dabei die Einweisungsentscheidung, die auf der Grundlage einer Behandlungs-
untersuchung (Erforschung der Persönlichkeit und der Lebensumstände der Gefangenen) vor-
genommen wird. Die Einzelheiten, insbesondere zum Verfahren, werden dabei weiterhin auf 
untergesetzlicher Ebene ausgestaltet. 
 
Im Rahmen der Einweisungsentscheidung wird berücksichtigt, in welcher Einrichtung der Per-
sönlichkeit der Gefangenen und ihren Behandlungsbedürfnissen am ehesten entsprochen 
werden kann. Daneben kommen weitere Umstände in Betracht, die die Einweisungsentschei-
dung beeinflussen. Hierzu zählen insbesondere Sicherheitsaspekte, beispielsweise ob bei Ge-
fangenen aufgrund ihrer Gefährlichkeit oder aus anderen Gründen eine besonders sichere 
Unterbringung erforderlich ist. 
 
Zu Nummer 37 (Abschnitt 22): 
Die Regelungen zum Vollzug des Strafarrestes werden neu in das StVollzG NRW eingefügt. 
Bisher waren über die Verweisung des § 110 Nummer 8 die §§ 167 bis 170, 178 Absatz 2 
StVollzG (Bund) anwendbar. Mit dem Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von 
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Beschuldigten im Jugendstrafverfahren vom 9. Dezember 2019 (BGBl. I 2019 S. 2146) hat 
jedoch der Bund in § 167 StVollzG (Bund) einen erst kurz zuvor eingefügten Verweis auf 
§ 171a StVollzG (Bund) gestrichen und hierdurch zum Ausdruck gebracht, dass die Kompe-
tenz für die Regelung des Vollzuges des Strafarrestes bei den Ländern liege. Dem trägt die 
Aufnahme von Landesvorschriften zum Strafarrestvollzug Rechnung. Zu diesem Zweck wird 
in das StVollzG NRW ein neuer Abschnitt 22 eingefügt, der die §§ 108, 109 umfasst. In Anleh-
nung an die bewährte Bestimmung des § 167 StVollzG (Bund) werden im neuen § 108 die für 
den Vollzug der Freiheitsstrafe geltenden Vorschriften (§§ 1 bis 87) für entsprechend anwend-
bar erklärt. Dieser grundsätzliche Gleichklang ist gerechtfertigt, da es sich bei Strafarrestan-
tinnen und –arrestanten ebenfalls um strafrechtlich verurteilte Personen handelt. Um Ände-
rungen für die Vollzugspraxis so gering wie möglich zu halten, werden darüber hinaus die 
bereits in §§ 168 bis 170 StVollzG (Bund) normierten Besonderheiten in das StVollzG NRW 
(§ 108 Satz 2; § 109) im Wesentlichen übernommen. Die verwendeten Begriffe werden aller-
dings den im StVollzG NRW bereits genutzten Terminologien angepasst (beispielsweise „In-
standhaltung“ in § 109 Absatz 4 statt „Instandsetzung“ in § 169 StVollzG (Bund)). Die Bestim-
mung zur gemeinsamen Unterbringung wird inhaltlich gestrafft; Voraussetzung für eine ge-
meinsame Unterbringung im Sinne des § 14 Absatz 1 Satz 1 ist allein die Einwilligung der 
Strafarrestantinnen und -arrestanten; die Ausnahmen des § 14 Absatz 1 Satz 2 gelten im Be-
reich des Strafarrestes nicht. Zudem wird gegenüber § 170 StVollzG (Bund) in § 109 Absatz 
5 die Formulierung „Nahrungs- und Genußmittel sowie Mittel zur Körperpflege“ durch den Be-
griff „Waren“ ersetzt, da die im StVollzG (Bund) vorhandene Beschränkung auf bestimmte 
Produktgruppen überholt ist. 
 
Zu Nummer 38 (Abschnitt 23): 
Aufgrund der Einfügung eines neuen Abschnittes 22 wird der bisherige Abschnitt 22 zum Ab-
schnitt 23. 
 
Zu Nummer 39 (§ 110 neu): 
Im neuen § 110 wird – neben einer rein redaktionellen Anpassung in Absatz 1 – in Absatz 2 
die Begleitforschung des Kriminologischen Dienstes mit Blick auf das EVALiS-Projekt näher 
ausgeschärft. Es wird ausdrücklich bestimmt, dass hierzu auch die Erhebung des Bestandes 
der vollzuglichen Behandlungsmaßnahmen gehört. Um der Praxis die gewonnenen Erkennt-
nisse zugänglich und auf diese Weise gerade mit Blick auf etwaig erforderliche Verlegungs-
entscheidungen aus Behandlungsgründen nutzbar zu machen, wird vorgeben, dass der je-
weils aktuelle Bestand der vollzuglichen Behandlungsmaßnahmen den Anstalten in regelmä-
ßigen Abständen zur Verfügung gestellt wird.  
 
Zu Nummer 40 (§ 111 neu): 
Die Änderung ist Folge der Einfügung der Vorschriften zum Strafarrest in §§ 108, 109.  
 
Zu Nummer 41 (§ 112 neu): 
Aufgrund der nunmehr landesrechtlichen Regelung des Strafarrestvollzuges bedarf es des 
diesbezüglichen Verweises auf die Bundesvorschriften nicht mehr.  
 
Zu Nummer 42 (§ 113 neu): 
Die Änderung ist rein redaktioneller Natur. 
 
Zu Nummer 43 (§ 114 neu): 
Die Berichtspflicht hinsichtlich der mit dem StVollzG NRW gemachten Erfahrungen entfällt. 
Dem Landtag ist bis zum 31. Dezember 2019 berichtet und im Rahmen der Evaluation ist die 
dauerhafte Erforderlichkeit des StVollzG NRW festgestellt worden.  
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Zu Artikel 2: Änderung des Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 7. 
April 2017 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Auf Grund der Änderung der Überschriften der §§ 2, 39 ist eine Anpassung der Inhaltsüber-
sicht erforderlich. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2): 
Im Gleichlauf mit den Änderungen in § 1 StVollzG NRW wird der Sicherheitsauftrag bzw. die 
Sicherheitsaufgabe des Strafvollzuges auch für den Bereich des Jugendstrafvollzuges neben 
der Resozialisierung und künftigen Straffreiheit der Gefangenen durch die Integration des 
Normtextes von § 7 Absatz 1 in § 2 verankert (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 1 
StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 3 (§ 3): 
Im Gleichklang mit der Ergänzung des § 2 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW, § 2 Absatz 4 
SVVollzG NRW und § 2 Absatz 2 UVollzG NRW wird in Absatz 4 zukünftig die besondere 
Bedeutung der familiären und sozialen Beziehungen hervorgehoben, die bei der Gestaltung 
des Vollzuges in angemessenem Umfang zu berücksichtigen sind. 
 
Zu Nummer 4 (§ 7): 
Absatz 1 wird als Konsequenz der Verankerung des Sicherheitsauftrages in § 2 zur Vermei-
dung von Redundanzen aufgehoben und die Absätze 2 bis 5 werden infolgedessen zu den 
Absätzen 1 bis 4. 
 
Zu Nummer 5 (§ 9): 
Entsprechend der Änderung in § 8 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW wird die Ausnahme, wonach 
andere Gefangene mit Einwilligung der Betroffenen beim Erstgespräch zugegen sein dürfen, 
auf diejenigen Fälle beschränkt, in denen ihre Anwesenheit unbedingt erforderlich ist (zur wei-
teren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 8 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 6 (§ 12): 
Parallel zu der gleichlautenden Änderung in § 10 Absatz 1 Satz 4 StVollzG NRW bedarf es 
auch im Jugendstrafvollzug gesetzgeberisch der Klarstellung, dass die im Katalog des Absat-
zes 2 Nummer 1 bis 19 normierten Angaben im Vollzugsplan nicht zwingend allesamt „abzu-
arbeiten“ sind, sondern lediglich beispielhafte Punkte für dessen Erstellung darstellen, deren 
Thematisierung im Vollzugsplan vom jeweiligen Stand des Vollzuges abhängt. 
 
Zugleich wird im Gleichlauf mit den Änderungen im Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
der bisherige Wortlaut des Absatzes 1 Nummer 7 („vollzugsöffnende Maßnahmen“) in „Per-
spektiven für vollzugsöffnende Maßnahmen“ geändert, um auch im Jugendstrafvollzug gesetz-
geberisch die Rechtsprechungspraxis aufzugreifen, dass im Vollzugsplan die Prüfung für die 
Möglichkeiten vollzugsöffnender Maßnahmen im Einzelnen darzulegen ist (zur weiteren Be-
gründung vgl. Artikel 1 zu § 10 StVollzG NRW).  
 
Zu Nummer 7 (§ 15): 
Die Ergänzung erfolgt aus Gründen der Rechtsförmlichkeit. 
 
Zu Nummer 8 (§ 17): 
Wie bereits in § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 StVollzG NRW wird auch für den Bereich des 
Jugendstrafvollzuges durch eine Anpassung des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 4 sichergestellt, 
dass eine gemeinschaftliche Unterbringung zulässig ist, wenn dies aus Gründen der Anstalts-
organisation erforderlich ist, wobei der Zeitraum der gemeinsamen Unterbringung für die 
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einzelnen Gefangenen vier Monate nicht überschreiten soll. Zu den organisatorischen Grün-
den zählen auch baubedingte Engpässe (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 14 
StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 9 (§ 19): 
Zum einen wird der Wortlaut durch die Aufnahme des „regelmäßigen Wechsels“ mit den ent-
sprechenden Vorschriften im StVollzG NRW und im UVollzG NRW harmonisiert. Zum anderen 
wird entsprechend den Änderungen in § 15 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW auch im nordrhein-
westfälischen Jugendstrafvollzugsgesetz durch die Einfügung der Wörter „jeweiligen“ und „je-
weiliger“ klargestellt, dass hinsichtlich des Gewahrsams bestimmter Gegenstände in den Haft-
räumen der Gefangenen nach Verlegungen kein anstaltsübergreifender Bestandsschutz be-
steht. Nach einer Verlegung ist jeweils von der aufnehmenden Anstalt zu entscheiden, ob Ge-
fangene bestimmte Gegenstände in Gewahrsam haben dürfen (zur weiteren Begründung vgl. 
Artikel 1 zu § 15 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 10 (§ 23): 
Auch für den Jugendstrafvollzug wird durch die Stärkung der familiengerechten Vollzugsge-
staltung im Gleichklang zu der Ergänzung in § 19 Absatz 2 Satz 3 StVollzG NRW der Umgang 
minderjähriger Kinder mit dem inhaftierten Elternteil in der praktischen Umsetzung des Besu-
ches weiter verbessert. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass sich die Gefangenen, 
die bereits Eltern sind, und ihre Kinder während der Vollzugsdauer entfremden (zur weiteren 
Begründung vgl. Artikel 1 zu § 19 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 11 (§ 29): 
Die Aufnahme der Verweisung auf § 29 StVollzG NRW in Absatz 2 zur Regelung von Beschäf-
tigungen dient der Vereinheitlichung der nordrhein-westfälischen Justizvollzugsgesetze und 
damit einer besseren Übersichtlichkeit. Dabei wird der schulischen und beruflichen Aus- und 
Weiterbildung sowie der persönlichen Förderung ausdrücklich Vorrang eingeräumt und zudem 
die Geltung der Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes im Jugendstrafvollzug sicher-
gestellt. 
 
Im Gleichklang mit der Ergänzung in § 30 Absatz 3 StVollzG NRW wird zudem in Absatz 3 in 
Anpassung an die tatsächlichen Verhältnisse gesetzgeberisch abgebildet, dass ein Verzicht 
auf Hinweise auf eine Inhaftierung insbesondere in nicht schulabschlussbezogenen Nachwei-
sen nicht in allen Fällen möglich ist. 
 
Die Streichung des Absatzes 5 ist Konsequenz der Verweisung in Absatz 2. 
 
Zu Nummer 12 (§ 30): 
Die Aufnahme einer Vollverweisung in § 30 auf § 32 StVollzG NRW zur Regelung der Vergü-
tung der Gefangenen und die Streichung der inhaltsgleichen Parallelnorm im Jugendstrafvoll-
zugsgesetz dient der Harmonisierung der nordrhein-westfälischen Justizvollzugsgesetze und 
damit einer besseren Übersichtlichkeit (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 32 
StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 13 (§ 32): 
Die Aufnahme einer Vollverweisung in § 32 auf § 34 StVollzG NRW über die Regelungen zur 
Anerkennung von Arbeit und Bildung sowie Ausgleichsentschädigungen und die Streichung 
der inhaltsgleichen Parallelnorm im Jugendstrafvollzugsgesetz dient ebenfalls der Vereinheit-
lichung der nordrhein-westfälischen Justizvollzugsgesetze und damit einer besseren Über-
sichtlichkeit (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 34 StVollzG NRW). 
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Zu Nummer 14 (§ 39): 
Die Überschrift wird zur Vereinheitlichung mit den Parallelvorschriften in den anderen Landes-
justizvollzugsgesetzen (§ 50 StVollzG NRW; § 7 JAVollzG NRW; § 50 SVVollzG NRW; § 14 
UVollzG NRW) redaktionell angepasst.  
 
Gerade bei der Jugenddelinquenz besteht ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
Ausgestaltung der Freizeit und den Vollzugszielen, künftig ein straffreies Leben zu führen und 
die Allgemeinheit vor Straftaten zu schützen. Das bereits in der Gesetzesbegründung zu § 39 
(LT-Drs. 16/13470, S. 291) dargelegte Ziel, durch eine sinnvolle Beschäftigung in der Freizeit 
den jungen Gefangenen das Herausfinden von eigenen Interessen und Begabungen zu er-
möglichen und dadurch einer positiven Entwicklung der Persönlichkeit zu dienen, gilt fort und 
soll weiter gefördert und unterstützt werden. Durch die Ergänzung in Absatz 1 Satz 2 wird vor 
diesem Hintergrund die Verpflichtung festgeschrieben, den Gefangenen wöchentlich die Teil-
nahme an angeleiteten Freizeitangeboten zu ermöglichen.  
 
Absatz 2 orientiert sich an § 10 Nummer 3 des nordrhein-westfälischen Kinder- und Jugend-
förderungsgesetzes, wonach kulturelle Jugendarbeit Angebote zur Förderung der Kreativität 
und Ästhetik im Rahmen kultureller Formen umfassen, zur Entwicklung der Persönlichkeit bei-
tragen und jungen Menschen die Teilnahme am kulturellen Leben der Gesellschaft erschlie-
ßen soll. Dieser Lernprozess soll jedoch nicht ausschließlich auf „ästhetische Bereiche“ be-
schränkt sein, sondern sämtliche Lebensbereiche umfassen. Dieses informelle Lernen durch 
angeleitete Freizeitaktivitäten hat sich insbesondere an aktuellen wissenschaftlichen Stan-
dards zu orientieren. Um dieses Ziel auch im Normtext zum Ausdruck zu bringen, wird die 
bisherige Regelung des Absatzes 2 ergänzt und geändert. Dabei sind die Anforderungen an 
das Freizeitangebot im Jugendstrafvollzug in Abweichung zu § 3 Absatz 1 Satz 3 StVollzG 
NRW („Die Behandlung und die ihr zugrunde liegende Diagnostik haben wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu genügen.“) vor dem Hintergrund der Etablierung des erziehungswissen-
schaftlichen Dienstes in den geschlossenen Jugendstrafanstalten höher als im Erwachsenen-
vollzug. Die erzieherische Gestaltung des Vollzuges der Jugendstrafe erfordert eine Einbin-
dung der speziell dafür wissenschaftlich qualifizierten Kräfte (vgl. § 62 Absatz 2). 
 
Zu Nummer 15 (§ 42): 
Die Änderungen sind redaktionell veranlasst. Inhaltliche Änderungen sind hiermit nicht ver-
bunden.  
 
Zu Nummer 16 (§ 49): 
Wie in § 63 Absatz 1 StVollzG NRW wird auch im JStVollzG NRW eine allgemeine Regelung 
geschaffen, die eine Durchsuchung aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung von allen Per-
sonen ermöglicht, die eine Anstalt betreten (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 63 
StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 17 (§ 55): 
Entsprechend der Ergänzung des § 81 Absatz 2 Satz 3 StVollzG NRW wird auch im Jugend-
strafvollzug die Zuständigkeit der Bestimmungsanstalt für Disziplinarverfahren im Falle von 
Verfehlungen „auf dem Weg in eine andere Anstalt“ auf Verlegungen beschränkt. Im Übrigen, 
also bei Überstellungen, wird aufgrund der Änderung zukünftig die Zuständigkeit der 
Stammanstalt begründet sein (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 81 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 18 (§ 59): 
Wie in § 93 Absatz 3 StVollzG NRW wird zur Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestal-
tung auch Absatz 3 um die Vorgabe erweitert, für eine kindgerechte Ausgestaltung der Be-
suchsräume und Wartebereiche zu sorgen (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 93 
StVollzG NRW). 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

142 

Zu Nummer 19 (§ 65): 
Die Anpassungen in Absatz 1 erfolgen im Gleichklang mit den Änderungen in § 99 Absatz 1 
StVollzG NRW und tragen den neuen Entwicklungen im Bereich der ärztlichen Versorgung 
Rechnung. Auch im Rahmen des Jugendstrafvollzuges ist eine ärztliche Versorgung allein 
durch hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte anzustreben, kann aber aufgrund des derzeit herr-
schenden, und auch auf nicht absehbare Zeit fortbestehenden Mangels an ärztlichen Kräften 
nicht garantiert werden (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 99 StVollzG NRW). 
 
Zu Artikel 3: Änderung des Jugendarrestvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 30. 
April 2013 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Auf Grund der Änderung der Überschrift des § 30 ist eine Anpassung der Inhaltsübersicht 
erforderlich. 
 
Zu Nummer 2 (§ 1): 
Durch die Aufnahme einer Verknüpfung des Warnschussarrests mit der sich daran anschlie-
ßenden Bewährungszeit wird die frühzeitige Anbindung der Bewährungshilfe an die Arrestan-
tinnen und Arrestanten unterstützt und verstärkt. Denn ein reibungsloser und zeitlich lücken-
loser Übergang der jugendlichen Straftäterinnen und Straftäter aus dem Warnschussarrest in 
die von der Bewährungshilfe unterstütze Bewährungszeit ist maßgeblich für die angestrebte 
spätere Legalbewährung. Dies soll im Gesetz deutlich zum Ausdruck kommen. 
 
Zu Nummer 3 (§ 4): 
Die Streichung erfolgt aus Gründen der Rechtsförmlichkeit. 
 
Zu Nummer 4 (§ 9): 
In § 9 wird ein neuer Satz 2 eingefügt, der für die Fälle, in denen Jugendarrest neben Jugend-
strafe vollstreckt wird, vorgibt, dass den Jugendlichen auch eine Kontaktaufnahme mit der 
zuständigen Fachkraft des ambulanten Sozialen Dienstes ermöglicht werden soll. Auf diese 
Weise soll ein möglichst frühzeitiger Kontakt zwischen dem ambulanten Sozialen Dienst und 
den Jugendlichen entstehen und der Aufbau einer vertrauensvollen Beziehung zwischen 
Fachkraft und Jugendliche gefördert werden. 
 
Die sprachliche Anpassung im neuen Satz 3 ist redaktionell durch die Einfügung des Satzes 
2 veranlasst. 
 
Durch die Anfügung der Bestimmung, dass die Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen 
Möglichkeiten einer nachgehenden Betreuung unter Mitwirkung von Bediensteten umfasst, 
wird schließlich ein Gleichklang mit § 45 Absatz 3 Satz 3 JStVollzG NRW erreicht und dabei 
klargestellt, dass sich Vollzugsbedienstete in Einzelfällen in die Nachsorge einbringen können. 
Denn mangels Zuständigkeit des Justizvollzuges werden derzeit nach der Entlassung notwen-
dige nachsorgende Maßnahmen durch außervollzugliche Institutionen und Personen wahrge-
nommen, die Aufgabe des Vollzuges konzentriert sich auf eine rechtzeitige Vermittlung in sol-
che Maßnahmen. Allerdings können sich vereinzelt Situationen ergeben, in denen sich die 
Beteiligung von Bediensteten, zu denen Entlassene während ihres Aufenthalts in der Anstalt 
eine feste Vertrauensgrundlage gefunden haben, als hilfreich erweist. Dies können Angehö-
rige der Fachdienste, aber auch Angehörige des Allgemeinen Vollzugsdienstes sein. 
 
Zu Nummer 5 (§ 16): 
Nach Absatz 1 Satz 1 können Arrestanten und Arrestantinnen unbeschränkt Schreiben emp-
fangen und absenden. Diese Bestimmung verbietet allerdings nur eine quantitative Beschrän-
kung. Eine inhaltliche Überwachung des Schriftverkehrs ist über Absatz 2 i. V. m. § 22 Absatz 2 
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StVollzG NRW zulässig, soweit dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
oder der Behandlung erforderlich ist. Durch die Aufnahme des § 26 StVollzG NRW in die Ver-
weisungskette des Absatz 2 wird nunmehr klargestellt, welcher Schriftwechsel nicht inhaltlich 
überwacht werden darf. 
 
Zu Nummer 6 (§ 24): 
Die Ergänzung der Vorschrift soll gewährleisten, dass der festgestellte weitere Unterstützungs-
bedarf, also der Nachsorgebedarf, den nachbetreuenden Stellen im Schlussbericht übermittelt 
wird. 
 
Zu Nummer 7 (§ 26): 
Während der Dauerarrest ausschließlich in Jugendarrestanstalten vollzogen wird, erfolgte der 
Vollzug von Kurz- und Freizeitarresten häufig in den Freizeitarresträumen bei den Amtsgerich-
ten in Nordrhein-Westfalen. Um die in Jugendarrestanstalten qualitativ besseren Ressourcen 
im Sinne eines nachhaltig wirkenden Freizeitarrestes nutzen zu können, sollen Freizeitarrest-
räume – soweit möglich – geschlossen und Kurz- und Freizeitarreste in Jugendarrestanstalten 
vollstreckt werden. Dementsprechend wird der Kurzarrest seit 2017 ausschließlich in den Ju-
gendarrestanstalten vollstreckt. Zudem erfolgte in den vergangenen Jahren schrittweise der 
Abbau der Freizeitarresträume. Von vormals 22 Amtsgerichten sind nunmehr nur noch sieben 
Amtsgerichte (Bielefeld, Detmold, Geldern, Lemgo, Minden, Münster und Paderborn) für den 
Vollzug von Freizeitarresten zuständig. Derzeit ist es nicht möglich, sämtliche Freizeitarrest-
räume bei den Amtsgerichten zu schließen. Die Schließung weiterer Freizeitarresteinrichtun-
gen erfordert die Inbetriebnahme zumindest einer weiteren Jugendarrestanstalt. Bis zum Ab-
schluss der insoweit notwendigen Baumaßnahmen erfolgt der Vollzug von Freizeitarrest teil-
weise in den noch verbliebenen Freizeitarresträumen. Hinsichtlich dieses Übergangszeitrau-
mes ist zu berücksichtigen, dass die Arrestvollstreckung in Freizeitarresträumen auch Vorteile 
bietet, wie die Ortsnähe, welche gerade im ländlichen Raum nicht zu unterschätzen ist. Denn 
die Erreichung einer mehrere Kilometer entfernten Jugendarrestanstalt kann, gerade mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln, für die Jugendlichen – insbesondere kurz nach Erlangen des 14. 
Lebensjahres – eine erhebliche Hürde darstellen – zumal eine Unterstützung durch das El-
ternhaus teilweise nicht gegeben ist. Auch die psychische Entlastung, den Arrest nicht in einer 
viele Kilometer entfernen fremden Umgebung, sondern in örtlicher Nähe des Heimatortes ver-
büßen zu können, ist vor allem bei jungen Erstarrestantinnen und -arrestanten nicht außer 
Acht zu lassen. Vor diesem Hintergrund wird die nunmehr ausschließliche Vollstreckung auch 
von Kurzarrest in Jugendarrestanstalten sowie die Möglichkeit, Freizeitarrest – soweit erfor-
derlich – in den verbleibenden Freizeiträumen zu vollstrecken, in Absatz 1 gesetzlich veran-
kert. 
 
Zu Nummer 8 (§ 30): 
Zur Erreichung einer besseren Übersichtlichkeit und damit einfacheren Anwendbarkeit der 
nordrhein-westfälischen Justizvollzugsgesetze erfolgt eine sprachliche Anpassung der Vor-
schrift an den inhaltsgleichen § 62 JStVollzG NRW.  
 
Des Weiteren wird in Absatz 2 die Erweiterung der Fachdienste der Jugendarrestanstalten mit 
Pädagoginnen und Pädagogen gesetzlich verankert. Durch die Schaffung von Planstellen für 
pädagogische Fachkräfte im Jugendarrest besteht die Möglichkeit, Probleme in einem beste-
henden Schul- oder Ausbildungsverhältnis auch während des Arrestes weiter aufzugreifen. 
Gerade im Hinblick auf die Vielzahl der Arrestverbüßungen als Ungehorsamsarrest in Folge 
von Schulpflichtverletzungen ist die Bedeutung dieser pädagogischen Unterstützung enorm. 
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Zu Nummer 9 (§ 36): 
Aufgrund des nur kurzen Verbleibs der Jugendlichen in der Jugendarrestanstalt, die einen 
Freizeit- oder Kurzarrest verbüßen, sind intensive und zeitaufwendige erzieherische Maßnah-
men in diesen Fällen nicht umsetzbar. Da aber auch im Jugendstrafrecht neben dem Erzie-
hungsgedanken stets der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und das Schuldprinzip zu be-
rücksichtigen sind, soll auf die Möglichkeit der Verhängung von Kurz- und Freizeitarresten 
nicht verzichtet und vollzuglicherseits angemessen reagiert werden können. Dabei ist jede 
Form des Jugendarrestes gemäß § 2 und § 90 Jugendgerichtsgesetz erzieherisch zu gestal-
ten. Der Freizeit- und Kurzarrest soll daher – in Kenntnis der Schwierigkeit einer erzieheri-
schen Einwirkung in der Kürze der Zeit – nicht vernachlässigt werden. Um ein bloßes „Weg-
sperren“ zu verhindern, sollen kurzpädagogische Maßnahmen auch für diese Arrestformen 
angeboten und dies entsprechend gesetzlich verankert werden. Als solche kommen erziehe-
rische Gespräche mit der Vollzugsleitung und / oder den Bediensteten, Motivation zum Lesen 
von Büchern und aktueller Tagespresse, schriftliche Aufsätze zur Auseinandersetzung mit der 
Straftat bzw. Schulpflichtverletzung, Verfassen eines Lebenslaufs oder Motivation zur Be-
schäftigung mit der allgemeinen Lebenssituation, Spielstunden, sinnvolle Beschäftigung in 
Form von Außenarbeiten und kleinen Arbeiten im Gerichtsgebäude sowie Motivation zur Be-
schäftigung mit mitgebrachtem Lernmaterial in Betracht. 
 
Zudem ist es Ziel, die Legalbewährung auch nach Verbüßung von Freizeit- und Kurzarrest zu 
stärken, und zwar durch eine besondere Gewichtung der Nachsorge. So sollen den Arrestan-
tinnen und Arrestanten bei der Entlassung nachsorgende Hilfeangebote durch Informationen 
über stabilisierende Kontakte und passende Anlaufstellen aufgezeigt werden. Insoweit ist eine 
Unterstützung der Praxis durch Merkblätter beabsichtigt. 
 
Die Einfügung der Paragraphenzeichen in Satz 1 erfolgt aus rechtsförmlichen Gründen.  
 
Zu Artikel 4: Änderung des Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 30. April 2013 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Auf Grund der Änderung der Überschrift des § 102 ist eine Anpassung der Inhaltsübersicht 
erforderlich. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2): 
Im Gleichklang mit der Ergänzung des § 2 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW, § 3 Absatz 3 Satz 
2 JStVollzG NRW und § 2 Absatz 2 UVollzG NRW wird in Absatz 4 zukünftig die besondere 
Bedeutung der familiären und sozialen Beziehungen hervorgehoben, die bei der Gestaltung 
des Vollzuges in angemessenem Umfang zu berücksichtigen sind. 
 
Zu Nummer 3 (§ 21): 
In das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen werden mit dem neuen 
Absatz 2 Bestimmungen für eine familiengerechte Vollzugsgestaltung aufgenommen, die den 
Vorschriften im StVollzG NRW, JStVollzG und UVollzG NRW entsprechen. Im Zentrum stehen 
dabei die Regelungen zur familiengerechten Ausgestaltung der Besuchsmöglichkeiten (zur 
weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 19 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 4 (§ 28): 
Durch die Ergänzung des § 28 Absatz 4 wird – entsprechend der Regelung in § 26 Absatz 4 
Satz 3 StVollzG NRW – klargestellt, dass auch der Schriftwechsel zur Ausübung des Wahl-
rechts grundsätzlich nicht überwacht wird. Gleiches wird – wie auch im StVollzG NRW (vgl. 
Artikel 1 zu § 26 StVollzG NRW) – für den Schriftwechsel der Gefangenen mit der Beauftragten 
bzw. dem Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen angeordnet. 
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Zu Nummer 5 (§ 31): 
§ 31 wird den Regelungen zur Beschäftigung im Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen in 
sprachlicher Hinsicht angeglichen. Satz 1 wird aufgehoben, weil der Bestimmung über eine 
reine Klarstellung hinaus keine Bedeutung zukam. Die Fassung des neuen Satzes 1 trägt dem 
Umstand Rechnung, dass der Begriff der Beschäftigung der allgemeine Oberbegriff ist und die 
sonstigen Tätigkeiten eine Unterkategorie darstellen (vgl. Artikel 1 zu § 29 StVollzG NRW). 
 
Absatz 5 wird angefügt, um sicherzustellen, dass die Schutzvorgaben des § 29 Absatz 5 
StVollzG NRW auch im Rahmen der Sicherungsverwahrung für die beschäftigten Unterge-
brachten gelten.  
 
Zu Nummer 6 (§ 32): 
Durch die Änderung werden hinsichtlich der Vergütung der Untergebrachten die Regelungen 
des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen – also der dortige § 32 – für im Grundsatz 
entsprechend anwendbar erklärt. Die Vorgaben des § 32 StVollzG NRW können auf die Si-
cherungsverwahrung ohne weiteres übertragen werden, ohne in Konflikt mit dem Abstands-
gebot zu treten. Denn dem Abstandsgebot wird dadurch Rechnung getragen, dass die ent-
sprechende Anwendung des § 32 StVollzG NRW mit der Maßgabe erfolgt, dass die Vergütung 
mit 16 Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch bemessen 
wird, die Vergütung der Untergebrachten also höher liegt als die der Strafgefangenen.  
 
Zu Nummer 7 (§ 33): 
Die Ergänzung in Absatz 3, wonach eine Abgeltung nicht verfallener und nicht in Anspruch 
genommener Freistellungstage nicht stattfindet, erfolgt im Gleichklang mit der Anpassung des 
§ 33 Absatz 3 StVollzG NRW (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 33 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 8 (§ 36): 
Die Vorschrift wird mit der Parallelregelung in § 36 Absatz 2 StVollzG NRW harmonisiert.  
 
Zu Nummer 9 (§ 53): 
Durch die Anpassung des § 53 Absatz 3 Satz 1 soll verhindert werden, dass im Einzelfall am 
Ende eines Vollstreckungsjahres binnen sehr kurzer Zeit vier Ausführungen durchzuführen 
sind, beispielsweise weil diese zuvor aus von der Anstalt nicht zu vertretenden Gründen – 
insbesondere Sicherheitserwägungen – nicht möglich waren. Es wird daher hinsichtlich der 
Ausführungsfrequenz auf das Quartal abgestellt. Hierdurch wird zugleich gewährleistet, dass 
die Untergebrachten regelmäßig – nämlich mindestens vierteljährlich – eine Ausführung erhal-
ten.  
 
Zu Nummer 10 (§ 62): 
Wie in § 63 Absatz 1 StVollzG NRW wird auch im SVVollzG NRW eine allgemeine Regelung 
geschaffen, die eine Durchsuchung aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung von allen Per-
sonen ermöglicht, die eine Einrichtung betreten (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 
63 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 11 (§ 64): 
Die Änderung ist redaktionell veranlasst. 
 
Zu Nummer 12 (§ 65): 
In Absatz 2 wird – wie in § 65 Absatz 2 StVollzG NRW – eine Vermutungsregel aufgenommen, 
nach der bei Gefangenen, die die Mitwirkung an der Durchführung einer nach Absatz 1 Satz 
1 angeordneten Kontrolle verweigern, in der Regel davon auszugehen ist, dass Suchtmittel-
freiheit nicht gegeben ist. Diese Ergänzung der Vorschrift dient der besseren und konsequen-
ten Bekämpfung des Betäubungsmittelkonsums und letztlich auch des 
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Betäubungsmittelhandels im Justizvollzug (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 65 
StVollzG NRW). Die Anfügung des Absatzes 3 erfolgt zur Vereinheitlichung mit § 65 StVollzG 
NRW. 
 
Zu Nummer 13 (§ 81): 
Entsprechend der Ergänzung des § 81 Absatz 2 Satz 3 StVollzG NRW wird auch in der Siche-
rungsverwahrung die Zuständigkeit der Bestimmungseinrichtung für Disziplinarverfahren im 
Falle von Verfehlungen „auf dem Weg in eine andere Einrichtung“ auf Verlegungen be-
schränkt. Im Übrigen, also bei Überstellung, wird aufgrund der Änderung zukünftig die Zustän-
digkeit der Stammeinrichtung begründet sein (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 81 
StVollzG NRW).  
 
Zu Nummer 14 (§ 85): 
Wie in § 93 Absatz 3 StVollzG NRW wird auch Absatz 4 um die Vorgabe erweitert, für eine 
kindgerechte Ausgestaltung der Besuchsräume und Wartebereiche zu sorgen (zur weiteren 
Begründung vgl. Artikel 1 zu § 93 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 15 (§ 90): 
Die Anpassungen in Absatz 1 erfolgen im Gleichklang mit den Änderungen in § 99 Absatz 1 
StVollzG NRW und tragen den neuen Entwicklungen im Bereich der ärztlichen Versorgung 
Rechnung. Auch im Rahmen der Sicherungsverwahrung ist eine ärztliche Versorgung allein 
durch hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte anzustreben, kann aber aufgrund des derzeit herr-
schenden, und auch auf nicht absehbare Zeit fortbestehenden Mangels an ärztlichen Kräften 
nicht garantiert werden (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 99 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 16 (§ 102): 
Auch die Berichtspflicht zu den mit dem nordrhein-westfälischen Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetz gemachten Erfahrungen entfällt. Die zum 31. Dezember 2018 bestehende Be-
richtspflicht ist erfüllt und dabei ist festgestellt worden, dass sich das Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen dem Grunde nach bewährt hat und es auch künftig un-
verzichtbar ist. Angesichts der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach es 
(formeller) gesetzlicher Regelungen in Form eines Gesamtkonzeptes bedarf, das dem verfas-
sungsrechtlichen „Abstandsgebot“ Rechnung trägt, wonach sich der Vollzug der Sicherungs-
verwahrung vom Vollzug der Strafhaft deutlich zu unterscheiden habe (Urteil vom 4. Mai 2011, 
2 BvR 2333/08 u. a.), steht die dauerhafte Erforderlichkeit des Sicherungsverwahrungsvoll-
zugsgesetz Nordrhein-Westfalen außer Zweifel. Das Entfallen des Berichtserfordernisses folgt 
den bereits vorgenommenen Streichungen entsprechender Berichtspflichten im Jugendstraf-
vollzugsgesetz Nordrhein-Westfallen (§ 130 Absatz 3 JStVollzG NRW a. F.) und im Untersu-
chungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen (§ 79 Absatz 2 UVollzG NRW a. F.) sowie der 
in Artikel 1 vorgesehenen Aufhebung der Berichtspflicht zum Strafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen. 
 
Zu Artikel 5: Änderung des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 27. Oktober 2009 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Auf Grund der Änderung der Überschrift des § 37 ist eine Anpassung der Inhaltsübersicht 
erforderlich. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2): 
Im Gleichklang mit der Ergänzung des § 2 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW, § 3 Absatz 3 Satz 
2 JStVollzG NRW und § 2 Absatz 4 SVVollzG NRW wird in Absatz 2 zukünftig die besondere 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/15234 

 
 

147 

Bedeutung der familiären und sozialen Beziehungen hervorgehoben, die bei der Gestaltung 
des Vollzuges in angemessenem Umfang zu berücksichtigen sind. 
 
Zu Nummer 3 (§ 6): 
Wie im Strafvollzug (dort § 8 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW) werden auch für die Untersu-
chungshaft die Ausnahmen, in denen andere Gefangene bei Aufnahme, ärztlicher Untersu-
chung und Aufnahmegespräch anwesend sein dürfen, auf die Fälle beschränkt, in denen ihre 
Anwesenheit unbedingt erforderlich ist (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 8 StVollzG 
NRW) 
 
Zu Nummer 4 (§ 9): 
Die Streichung erfolgt, da mit dem eIDAS-Durchführungsgesetz vom 18. Juli 2017 zur Durch-
führung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Trans-
aktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (eIDAS-VO) das Sig-
naturgesetz, welches Einzelheiten zu den Signaturen regelte, mit Wirkung zum 29. Juli 2017 
durch das neue Vertrauensdienstgesetz (VDG) abgelöst worden ist. Den Rechtsrahmen für 
die die Unterschrift auf dem Entlassungsdokument ersetzende qualifizierte elektronische Sig-
natur bildet nunmehr die eIDAS-VO, welche das Signaturrecht innerhalb der Europäischen 
Union und dem Europäischen Wirtschaftsraum einheitlich regelt. 
 
Zu Nummer 5 (§ 10): 
Wie bereits in § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 StVollzG NRW wird auch für den Bereich des 
Untersuchungshaftvollzuges durch eine Anpassung des Absatzes 2 Nummer 3 sichergestellt, 
dass eine gemeinschaftliche Unterbringung zulässig ist, wenn dies aus Gründen der Anstalts-
organisation erforderlich ist, wobei der Zeitraum der gemeinsamen Unterbringung für die ein-
zelnen Gefangenen vier Monate nicht überschreiten soll. Zu den organisatorischen Gründen 
zählen auch baubedingte Engpässe (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 14 StVollzG 
NRW). 
 
Zu Nummer 6 (§ 11): 
Entsprechend den Änderungen in § 15 Absatz 2 Satz 2 StVollzG NRW wird auch im nordrhein-
westfälischen Untersuchungshaftvollzugsgesetz durch die Einfügung der Wörter „jeweiligen“ 
und „jeweiliger“ klargestellt, dass hinsichtlich des Gewahrsams bestimmter Gegenstände in 
den Hafträumen der Gefangenen nach Verlegungen kein anstaltsübergreifender Bestands-
schutz besteht. Nach einer Verlegung ist jeweils von der aufnehmenden Anstalt zu entschei-
den, ob Gefangene bestimmte Gegenstände in Gewahrsam haben dürfen (zur weiteren Be-
gründung vgl. Artikel 1 zu § 15 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 7 (§ 13): 
§ 13 wird den Regelungen zur Beschäftigung der Gefangenen im StVollzG NRW angeglichen. 
Absatz 1 wird aufgehoben, weil der Bestimmung über eine reine Klarstellung keine Bedeutung 
zukam. Durch die Aufhebung des Absatzes 1 werden die Absätze 2 bis 4 zu den Absätzen 1 
bis 3. Aufgrund dieser Änderungen sind die Verweisungen in den weiteren Absätzen anzupas-
sen. 
 
Die neue Fassung des neuen Absatzes 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass der Begriff der 
Beschäftigung der allgemeine Oberbegriff für Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnahmen, 
schulische und berufliche Bildung sowie sonstige Tätigkeiten ist. Hilfstätigkeiten werden aus 
Absatz 1 Satz 1 in Satz 2 verschoben, da bei dieser Form der Tätigkeit die körperlichen und 
geistigen Fähigkeiten sowie Interessen der Gefangenen nicht in der Weise berücksichtigt wer-
den können, wie bei der Arbeit oder einer sonstigen Tätigkeit. Der Verweis auf § 29 Absatz 5 
StVollzG NRW wird nicht im neuen Absatz 1 enthalten sein, sondern im neuen Absatz 4. Auf 
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diese Weise wird gewährleistet, dass die dort geregelten Schutzvorschriften auch im Rahmen 
der Untersuchungshaft in gleichem Maße gelten, und zwar sowohl für die im neuen Absatz 2 
genannten Beschäftigungsformen als auch die im neuen Absatz 3 erfassten schulischen und 
beruflichen Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen. 
 
Der neue Absatz 2 Satz 1 wird in gleicher Weise angepasst wie § 32 Absatz 1 StVollzG NRW. 
Verwendet werden zukünftig die allgemeinen Oberbegriffe Beschäftigung und Vergütung. In-
haltliche Änderungen sind damit nicht verbunden. Die Anpassung in Satz 4 erfolgt ebenfalls 
aus terminologischen Gründen. 
 
Zu Nummer 8 (§ 17): 
Auch für die Untersuchungshaft wird durch die Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestal-
tung im Gleichklang zu der Ergänzung in § 19 Absatz 2 Satz 3 StVollzG NRW der Umgang 
minderjähriger Kinder mit dem inhaftierten Elternteil in der praktischen Umsetzung des Besu-
ches weiter verbessert. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass sich die Untersuchungs-
gefangenen, die bereits Eltern sind, und ihre Kinder während der Vollzugsdauer entfremden 
(zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 19 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 9 (§ 26): 
Wie in § 63 Absatz 1 StVollzG NRW wird auch im UVollzG NRW eine allgemeine Regelung 
geschaffen, die eine Durchsuchung aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung von allen Per-
sonen ermöglicht, die eine Anstalt betreten (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 63 
StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 10 (§ 36): 
Die Änderungen des § 36 sind aufgrund neuer bundesrechtlicher Vorgaben zur Umsetzung 
des europarechtlich vorgegebenen Trennungsgebotes hinsichtlich minderjähriger Untersu-
chungsgefangener erforderlich. Durch das Gesetz zur Stärkung der Verfahrensrechte von Be-
schuldigten im Jugendstrafverfahren ist zum 17. Dezember 2019 der § 89c JGG geändert 
worden. Der neue § 89c Absatz 2 JGG dient ausdrücklich der Umsetzung des Trennungs-
grundsatzes (und seiner Durchbrechungen) nach Artikel 12 Absatz 1, 3 und 4 der Richtlinie 
(EU) 2016/800 (sog. Kinderschutzrichtlinie). Landesrechtlich war die Umsetzung des Tren-
nungsgrundsatzes bereits durch das Gesetz zur Regelung des Jugendstrafvollzuges und zur 
Änderung der Vollzugsgesetze in Nordrhein-Westfalen vom 7. April 2017 (GV. NRW. 2017 
S. 511) eingeführt worden. Aufgrund der Bundesregelung kann die landesrechtliche Umset-
zungsvorschrift nunmehr wieder entfallen. Aus Klarstellungsgründen wird zukünftig auf § 89c 
Absatz 2 JGG in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427) 
in der jeweils geltenden Fassung verwiesen. 
 
Zu Nummer 11 (§ 37): 
§ 37 Absatz 1 wird um einen Verweis auf § 70a Absatz 3 JGG ergänzt, um deutlich zu machen, 
welche aktiven Unterrichtungspflichten die Anstalten gegenüber jungen Untersuchungsgefan-
genen haben. Junge Untersuchungsgefangene sind darüber zu informieren, dass nach Maß-
gabe des § 89c JGG ihre Unterbringung getrennt von Erwachsenen zu erfolgen hat, nach 
Maßgabe der Vollzugsgesetze der Länder Fürsorge für ihre gesundheitliche, körperliche und 
geistige Entwicklung zu leisten ist, ihr Recht auf Erziehung und Ausbildung zu gewährleisten 
ist, ihr Recht auf Familienleben und dabei die Möglichkeit, ihre Erziehungsberechtigten und 
ihre gesetzlichen Vertreter zu treffen, zu gewährleisten ist, ihnen der Zugang zu Programmen 
und Maßnahmen zu gewährleisten ist, die ihre Entwicklung und Wiedereingliederung fördern 
und ihnen die Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu gewährleisten ist. 
 
Zu Nummer 12 (§ 38): 
Die Streichung erfolgt aus Gründen der Rechtsförmlichkeit. 
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Zu Nummer 13 (§ 45): 
Die Anpassungen in Absatz 1 erfolgen im Gleichklang mit den Änderungen in § 99 Absatz 1 
StVollzG NRW und tragen den neuen Entwicklungen im Bereich der ärztlichen Versorgung 
Rechnung. Auch im Rahmen der Untersuchungshaft ist eine ärztliche Versorgung allein durch 
hauptamtliche Ärztinnen oder Ärzte anzustreben, kann aber aufgrund des derzeit herrschen-
den, und auch auf nicht absehbare Zeit fortbestehenden Mangels an ärztlichen Kräften nicht 
zu garantieren werden (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 99 StVollzG NRW). 
 
Zu Nummer 14 (§ 51): 
Wie in § 93 Absatz 3 StVollzG NRW wird zur Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestal-
tung auch Absatz 1 um die Vorgabe erweitert, für eine kindgerechte Ausgestaltung der Be-
suchsräume und Wartebereiche zu sorgen (zur weiteren Begründung vgl. Artikel 1 zu § 93 
StVollzG NRW). 
 
Zu Artikel 6: Änderung des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
vom 12. Oktober 2018 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
Durch die Einfügung von § 25a ist eine Anpassung der Inhaltsübersicht erforderlich. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2): 
Der Strafarrest wird in die Legaldefinition der Nummer 1a („Gefangene“) aufgenommen und 
hierdurch klargestellt, dass der für die Anwendung des Gesetzes zentrale Begriff der Gefan-
genen auch diejenigen Personen erfasst, gegen die Strafarrest vollzogen wird. Der Strafar-
restvollzug wird zukünftig unmittelbar im StVollzG NRW geregelt sein (siehe Artikel 1 zu 
§§ 108, 109 StVollzG NRW neu), weshalb sich der Geltungsbereich des JVollzDSG NRW (vgl. 
§ 1 Absatz 1) auch auf den Strafarrestvollzug erstreckt. Die Erweiterung des Begriffs der Ge-
fangenen folgt hieraus konsequent. Durch die Anwendung der landesrechtlichen Datenschutz-
vorschriften auch für den Bereich des Strafarrestes wird innerhalb des nordrhein-westfälischen 
Justizvollzugs ein einheitliches Datenschutzniveau für alle Gefangenen erreicht. Lediglich für 
Zivilgefangene gelten aus kompetenzrechtlichen Gründen noch die Datenschutzvorschriften 
der §§ 179 ff. StVollzG (Bund). 
 
Zu Nummer 3 (§ 12): 
In Absatz 2 wird aufgenommen, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten innerhalb 
einer Vollzugsbehörde auch zulässig ist, soweit dies für die Zusammenarbeit mit der oder dem 
Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen ihrer oder sei-
ner Unterstützung von Opfern bei der Wahrnehmung der Ansprüche nach § 16 erforderlich 
oder bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten unbedingt erforderlich ist. Da eine 
Auskunft an die Beauftragte oder den Beauftragten für den Opferschutz nicht ohne weiteres 
als für vollzugliche Zwecke oder die in Absatz 2 genannten Zwecke erforderlich angesehen 
werden kann, bedarf es der Ergänzung der Vorschrift, um in Zweifelsfragen Unklarheiten zu 
vermeiden. Zwar sehen die Landesjustizvollzugsgesetze eine opferbezogene Vollzugsgestal-
tung vor (beispielsweise in § 7 StVollzG NRW), insoweit geht es jedoch um einen unmittelba-
ren Kontakt zu dem Opfer. Die Kontaktaufnahme zu Behörden stellt für Opfer jedoch häufig 
eine erhebliche Belastung dar. Deutlich erleichtert würde ihre Situation dadurch, dass sie die 
Justizvollzugsanstalt kennen, in der die Täterin oder der Täter inhaftiert ist, um dort unmittelbar 
ihre Rechte nach § 16 geltend machen zu können. Abgesehen von den Fällen des § 16 Ab-
satz 2 ist Opfern der Inhaftierungsort jedoch regelmäßig nicht bekannt. Sie sind in diesen Fäl-
len auf das Verfahren nach § 17 verwiesen, welches jedoch typischerweise längere Zeit in 
Anspruch nimmt. Gerade in Eilfällen (insbesondere bei bevorstehenden Haftentlassungen) ist 
es erforderlich, dass sich die betroffene Person direkt und unverzüglich an die in Betracht 
kommende Justizvollzugsanstalt wenden kann. Um dies zu gewährleisten, soll die bzw. der 
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Opferschutzbeauftragte über das für Justiz zuständige Ministerium in einem ersten Schritt die 
voraussichtlich zuständige Justizvollzugsanstalt in Erfahrung bringen (siehe die Ergänzung 
des § 16). In einem zweiten Schritt verifiziert die bzw. der Opferschutzbeauftragte, dass sich 
die bzw. der betroffene Gefangene noch in der angegebenen Anstalt befindet. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass das Opfer nicht aufgrund einer zwischenzeitlichen Verlegung der Tä-
terin oder des Täters an eine andere Justizvollzugsanstalt verwiesen werden muss. Die ent-
sprechende Informationsweitergabe – Bestätigung der Inhaftierung, also Weitergabe des per-
sonenbezogenen Datums zum Ort der Inhaftierung – wird über die Ergänzung der §§ 12, 13 
ermöglicht. Sobald die zuständige Justizvollzugsanstalt einschließlich der dort zuständigen 
Ansprechpartnerinnen oder -partner für Opferbelange bekannt ist, kann auf Antrag eine Aus-
kunft zu Informationen im Sinne von § 16 JVollzDSG NRW ohne Umwege direkt an das Opfer 
erfolgen. Die vorgesehene Ergänzung dient damit dazu, in dieser beschriebenen Konstellati-
onen die Stellung der Beauftragen bzw. des Beauftragten für den Opferschutz, die bzw. der 
bisher im JVollzDSG NRW nicht erwähnt ist, zu stärken. 
 
Zu Nummer 4 (§ 13): 
Durch die Ergänzung des Absatzes 2 wird die Datenübermittlung an die Beauftragte oder den 
Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen ihrer oder sei-
ner Unterstützung von Opfern bei der Wahrnehmung der Ansprüche nach § 16 ermöglicht. Die 
Ausführungen zur Ergänzung des § 12 gelten entsprechend.  
 
Zu Nummer 5 (§ 15): 
Die redaktionelle Anpassung erfolgt, weil in § 203 Absatz 1 Satz 1 des Strafgesetzbuches die 
staatlich anerkannten Sozialarbeiter oder staatlich anerkannten Sozialpädagogen nicht mehr 
in der Nummer 5, sondern in der Nummer 6 genannt sind.  
 
Zu Nummer 6 (§ 16): 
Mitteilungen nach § 16 (Auskünfte an Opfer) sind grundsätzlich nur auf Antrag der betroffenen 
Personen selbst möglich. Daher können die Kontaktdaten der im Einzelfall zuständigen An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner für Opferbelange bei der jeweiligen Justizvollzugs-
anstalt bislang grundsätzlich nicht an die Beauftragte oder den Beauftragten für den Opfer-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen weitergegeben werden, weil auf diese Weise zugleich 
die (personenbezogene) Information übermittelt würde, in welcher Anstalt ein Gefangener in-
haftiert ist. Diese Lücke wird nunmehr geschlossen, indem im neuen Absatz 7 ausdrücklich 
klargestellt wird, dass das für Justiz zuständige Ministerium der oder dem Beauftragten für den 
Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen auf schriftlichen oder elektronischen Antrag un-
mittelbar die im Einzelfall zuständigen Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für Opfer-
belange bei den Justizvollzugseinrichtungen mitteilen darf; die Anforderungen des § 17 – ins-
besondere die des Absatzes 2 – greifen insofern nicht. Auf diese Weise wird der bzw. dem 
Beauftragten für den Opferschutz des Landes Nordrhein-Westfalen ermöglicht, sich an die 
jeweils zuständige Anstalt zu wenden, um dort den Aufenthaltsort der bzw. des betroffenen 
Gefangenen zu verifizieren. Sind die zuständigen Ansprechpersonen bekannt, kann das Opfer 
– ohne weitere tatsächliche Hürden – die Auskunftsrechte nach Absatz 1 und 3 selbst geltend 
machen. 
 
Durch die Einfügung des neuen Absatzes 7 wird der bisherige Absatz 7 zu Absatz 8 und die 
Vorschrift bedarf zudem der redaktionellen Anpassung, um klarzustellen, dass auch der neue 
Absatz 7 im Jugendarrestvollzug nicht anwendbar ist. 
 
Zu Nummer 7 (§ 20): 
Die sprachlichen Anpassungen in Absatz 3 Satz 3 und Satz 4 dienen der Klarstellung, dass 
das Landeskriminalamt im Rahmen des Identitätsfeststellungsverfahrens berechtigt ist, den 
Anstalten das letztendliche Ergebnis eines Abgleiches mitzuteilen. Die bisherige Formulierung 
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stellt lediglich darauf ab, dass das Landeskriminalamt abweichende Daten mitteilt. Die mögli-
chen Ergebnisse einer Überprüfung gehen aber darüber hinaus. So können die seitens der 
Anstalten übermittelten und beim Landeskriminalamt vorhandenen Daten übereinstimmen. 
Gleichfalls denkbar ist, dass dem Landeskriminalamt überhaupt keine Daten über die be-
troffene Person vorliegen. Durch die Änderung des Absatzes 3 Satz 3 und Satz 4 wird sicher-
gestellt, dass in allen Fällen der Anfragevorgang auf allen Seiten – also auch bei den Anstalten 
– ordnungsgemäß abgeschlossen werden kann. Darüber hinaus wird durch die zeitliche Prä-
zisierung („unverzüglich“) sichergestellt, dass die Übermittlung des Ergebnisses – ebenso wie 
das ursprüngliche Ersuchen der Anstalt (siehe Absatz 3 Satz 2) – unverzüglich erfolgen soll, 
um Identitätsirrtümer bei der Inhaftierungen weitestmöglich ausschließen zu können. 
 
Zu Nummer 8 (§ 24): 
Die Änderungen in Absatz 7 sind rein redaktioneller Natur. 
 
Zu Nummer 9 (§ 25a neu): 
Die Zahl der Drohnenüberflüge über Justizvollzugsanstalten hat in den vergangenen Jahren 
stetig zugenommen. Angesichts der immer weiter fortschreitenden Verbreitung von Drohnen 
und der beabsichtigten kommerziellen Ausweitung ihres Einsatzes ist auch perspektivisch mit 
einem verstärkten unerlaubten Eindringen von unbemannten Flugsystemen und Flugmodellen 
(„Drohnen“) in den Luftraum über Justizvollzugsanstalten zu rechnen. Um die Sicherheit und 
Ordnung der Justizvollzugsanstalten weiterhin zu gewährleisten, ist es notwendig, unbe-
mannte Luftfahrtsysteme und Flugmodelle aufspüren zu können, die dem Piloten ein Ausspä-
hen der Anstalt aus der Luft sowie den Abwurf verbotener Gegenstände auf dem Anstaltsge-
lände ermöglichen. Mit zunehmender Verbreitung von Detektionsmitteln ist es erforderlich, die 
Maßnahme der Drohnendetektion speziell auszugestalten, zumal – abhängig vom konkreten 
Verfahren – durch die Detektion personenbezogene Daten erfasst werden können.  
 
Der in das nordrhein-westfälische Justizvollzugsdatenschutzgesetz neu einzufügende § 25a 
Absatz 1 führt auf, welche technischen Geräte in welchem Umkreis durch die Anstalten ver-
wendet werden dürfen, um unbemannte Flugsysteme, die gegen ein Überflugverbot verstoßen 
aufzuspüren und den Funkverkehr zwischen Flugsystem und Pilotin bzw. Pilot stören zu kön-
nen. Der räumliche Anwendungsbereich für die technischen Geräte deckt sich mit der in § 21b 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 LuftVO vorgesehenen Überflugverbotszone (über und in einem 
seitlichen Abstand von 100 Metern von der Begrenzung von Justizvollzugsanstalten).  
 
Durch Absatz 2 wird sichergestellt, dass bei Frequenznutzungen außerhalb des Anstaltsge-
ländes die Vorgaben des § 55 Absatz 1 Satz 1 Telekommunikationsgesetz (TKG) eingehalten 
werden. 
 
Zu Nummer 10 (§ 33) 
In den Absätzen 2, 3 und 5 erfolgen redaktionelle Anpassungen, weil in § 203 Absatz 1 Satz 
1 des Strafgesetzbuches die staatlich anerkannten Sozialarbeiter oder staatlich anerkannten 
Sozialpädagogen nicht mehr in der Nummer 5, sondern in der Nummer 6 genannt sind.  
 
Darüber hinaus werden die Offenbarungspflichten nach Absatz 2 Satz 2 in engen Grenzen 
erweitert. Eine solche Pflicht soll zukünftig für die in § 203 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 
6 des Strafgesetzbuches genannten Personen auch dann bestehen, soweit dies auch unter 
Berücksichtigung der Interessen der Gefangenen an der Geheimhaltung der personenbezo-
genen Daten für die Aufgabenerfüllung der Vollzugsbehörde unerlässlich ist. Durch die Be-
schränkung auf Konstellationen, in denen die Offenbarung für die Aufgabenerfüllung der Voll-
zugsbehörde unerlässlich ist, wird verfassungsrechtlichen Bedenken Rechnung getragen, wie 
sie gegenüber der Regelung in § 182 StVollzG (Bund) geltend gemacht werden (siehe Beck, 
in: Graf, BeckOK Strafvollzugsrecht Bund, 19. Edition, Stand: 1. Februar 2021, § 182 StVollzG 
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Rdn. 20 ff. Diese Ausführungen im Wesentlichen teilend: Arloth/Krä, Strafvollzugsgesetze von 
Bund und Ländern, 5. Auflage 2021, § 182 StVollzG Rdn. 5). Die vollzuglichen Interessen 
müssen die Interessen der Gefangenen an der Geheimhaltung im Einzelfall klar überwiegen. 
Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass das verfolgte Vollzugsinteresse umso schwe-
rer wiegen muss, je tiefer die Information den jeweiligen Persönlichkeitskern der Gefangenen 
tangiert und je umfassender die Gesamtheit der zu offenbarenden Informationen ist. Erfasst 
werden künftig insbesondere Fälle, in denen die Mitteilung zu einer sofortigen Änderung des 
Vollzugsplans führt, da sie erhebliche Gefahren für die Resozialisierung oder die Begehung 
aktueller Straftaten während des Vollzugs indizierten (vgl. Koranyi, in Laubenthal/Nestler/Neu-
bacher/Verrel, Strafvollzugsgesetze, 12. Auflage 2015, O. Rdn. 118, 119). In den Justizvoll-
zugsdatenschutzgesetzen aller anderen Länder bzw. in den dortigen Vollzugsgesetzen sind 
ähnliche Regelungen bereits vorhanden (§ 51 Absatz 2 Satz 2 JVollzGB I BW; Artikel 201 
Absatz 1 Satz 2 BayStVollzG; § 53 JVollzDSG Bln; § 133 Absatz 2 BbgJVollzG; § 46 Absatz 1 
Nummer 4 BremJVollzDSG; § 26 Absatz 3 HmbJVollzDSG; § 61 Absatz 2 HStVollzG; § 40 
Absatz 2 JVollzDSG M-V; § 195 Absatz 2 Satz 2 NJVollzG; § 44 Absatz 1 Nummer 2 LJVoll-
zDSG RP; § 47 Absatz 1 JVollzDSG SL; § 48 Absatz 1 Nummer 2 SächsJVollzDSG; § 59 
JVollzGB IV LSA; § 35 Absatz 1 Nummer 2 JVollzDSG SH; § 133 Absatz 2 ThürJVollzGB). 
 
Zu Nummer 11 (§ 38): 
Durch die Ergänzung des Absatzes 2 wird sichergestellt, dass die Benachrichtigung von be-
troffenen Personen dann nicht zu erfolgen braucht, wenn der Aufwand der Benachrichtigung 
außer Verhältnis zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass über-
wiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden. Es handelt 
sich um Konstellationen, in denen die betroffenen Personen typischerweise kein Interesse an 
einer Benachrichtigung haben, den Justizvollzugseinrichtungen durch eine Benachrichtigung 
zugleich aber ein unverhältnismäßiger Aufwand entstehen würde. So erfassen die Justizvoll-
zugsanstalten beispielsweise die Namen von Personen, von denen die Gefangenen aufgrund 
einer gerichtlichen Anordnung nach § 119 StPO zu trennen sind. Ein weiteres Beispiel stellt 
die Erfassung von Daten über Tatopfer dar, um die Gefangenen im Falle von vollzugsöffnen-
den Maßnahmen anweisen zu können, zu diesen keinen Kontakt zu haben. Teilweise werden 
in den Justizvollzugsanstalten auch Daten von Personen erfasst, hinsichtlich derer die Gefan-
genen angeben, von diesen keinen Besuch erhalten zu wollen. In allen diesen Fällen werden 
Drittdaten ohne das Wissen der Betroffenen erfasst, aber diese Personen haben typischer-
weise kein Interesse an einer Benachrichtigung. Im Gegenteil wäre beispielsweise die Infor-
mation von Personen, von denen Gefangene nicht besucht werden wollen, regelmäßig weder 
im Interesse der Gefangenen noch im Interesse der Person, von der Daten erhoben werden. 
 
Die neue Ausnahmeregelung für Fälle unverhältnismäßigen Aufwandes ist Ausfluss des allge-
meinen Grundsatzes von Treu und Glauben (vgl. Frank in Gohla, Datenschutz-Grundverord-
nung, 2. Auflage 2018, Artikel 15 Rdn. 38) und trägt dem Umstand Rechnung, dass dieser 
Grundsatz im gesamten Datenverarbeitungsvorgang zu beachten ist (Artikel 4 Absatz 1 lit. a) 
der Richtlinie (EU) 2016/680). Eine Verarbeitung entspricht Treu und Glauben, wenn sie in-
nerhalb dessen liegt, womit der Betroffene bei Zugrundelegung der rechtlichen Regeln redli-
cher Weise rechnen muss. Auf diese Weise ergänzt der Grundsatz von Treu und Glauben den 
Grundsatz der Rechtmäßigkeit und den Grundsatz der Zweckbindung. Der Sache nach ver-
langt er als Generalklausel die Handhabung datenschutzrechtlicher Rechte und Pflichten in 
einer Weise, die auch die Interessen der anderen Seite mitberücksichtigt (vgl. Wolff in: 
Wolff/Brink, BeckOK Datenschutzrecht, 35. Edition, Stand: 1. August 2020, System A Rdn. 
66). Datenverantwortlichen kann im Übrigen ein unverhältnismäßiger Aufwand nicht abver-
langt werden, an die Unverhältnismäßigkeit ist aber ein strenger Maßstab anzulegen.  
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Zu Nummer 12 (§ 47): 
Die Anfügung von Satz 2 erfolgt in Umsetzung der durch Artikel 63 Absatz 3 JI-Richtlinie ein-
geräumten Möglichkeit und in strenger Anlehnung an den Wortlaut der Richtlinienvorgabe. 
Absatz 2 sieht schon jetzt – in Übereinstimmung mit Artikel 63 Absatz 2 JI-Richtlinie – vor, 
dass abweichend von § 35 bis zum 6. Mai 2023 die Vorschriften über Protokollierungen nach 
§ 10 Absatz 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542) gelten, und zwar für vor dem 6. Mai 2016 bereits einge-
führte Verfahren zur automatisierten Verarbeitung von personenbezogenen Daten. Um 
schwerwiegende Schwierigkeiten für den Betrieb von automatisierten Verarbeitungssystemen 
(insbesondere Basis-Web und SoPart) zu verhindern, wird vorsorglich die Regelung des Arti-
kels 63 Absatz 2 JI-Richtlinie in das nordrhein-westfälische Justizvollzugsdatenschutzgesetz 
überführt.  
 
 
Zu Artikel 7: Inkrafttreten 
 
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 


